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Auf Antrag der DB Netz AG, Regionalbereich Südwest (Vorhabenträgerin) erlässt das 

Eisenbahn-Bundesamt nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) 

i. V. m. § 74 Abs. 1 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) folgenden 

 
 

Planfeststellungsbeschluss 
 
 

A. Verfügender Teil 

A.1 Fes ts te llung des  Plans  

Der Plan für das Vorhaben „Lenningen, Erneuerung des Bahnübergangs Brucken 

II/B465" in Bahn-km 15,298 auf der Strecke 4610 Wendlingen - Oberlenningen in der 

Gemeinde Lenningen wird mit den in diesem Beschluss aufgeführten 

Nebenbestimmungen festgestellt. 

Gegenstand des Vorhabens ist im Wesentlichen die sicherheitstechnische 

Erneuerung des Bahnübergangs Brucken II (Kreuzung mit der B465, Kirchheimer 

Straße) sowie der Neubau einer Zufahrt zum Bahnweg über die Wehrstraße und 

Sperrung der bisherigen Zufahrt zur B465. Dafür sind folgende Maßnahmen 

erforderlich: 

 Erneuerung der Bahnübergangstechnik mit Lichtzeichenanlage, Halbschranken, 

Fußgängersicherung und Überwachungssignalen  

 Rückbau des vorhandenen Betonschalthauses und anschließender Neubau 

eines Betonschalthauses 

 Neubau einer Zufahrtsstraße zum Bahnweg über die Wehrstraße und Schließung 

der bisherigen Zufahrtsmöglichkeit aus und in den Bahnweg zur B465 

(Kirchheimer Straße) für Kraftfahrzeuge 

 Neubau von drei Parkplätzen einschließlich Verkehrsflächen und Anpassung des 

Fußgängerweges an der B465 (Kirchheimer Straße) 

 Neubau von zwei Schmutzwasserleitungen einschließlich Neubau bzw. 

Anpassung damit verbundener Schachtanlagen 

A.2 Planunterlagen 

Der Plan besteht aus den folgenden Unterlagen: 
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Unterlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung 
0 Inhaltsübersicht zur Information 
1 Erläuterungsbericht  

Planungsstand 19.04.2022, 34 Seiten 
festgestellt 

2 Übersichtsplan  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:1000 

zur Information 

3 Lageplan  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:200 

festgestellt 

4 Bauwerksverzeichnis  
Planungsstand 19.04.2022, 3 Seiten 

festgestellt 

5.1 Grunderwerbsplan Brucken II  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:200 

festgestellt 

5.2 Grunderwerbsplan Brucken ntg  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:200 

festgestellt 

6 Grunderwerbsverzeichnis  
Planungsstand 31.08.2018, 3 Seiten 

festgestellt 

7.1 Kreuzungsplan  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:200 

festgestellt 

7.2 Lageplan Beschilderung/Markierungen  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:200 

zur Information 

7.3 Lageplan Schleppkurven  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:200 

zur Information 

7.4 Lageplan Streuwinkel  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:200 

zur Information 

7.5 Höhenplan Straße  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:200/20 

festgestellt 

7.6.1 Querschnitt neue Straße km 0+050.0  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:50 

festgestellt 

7.6.2 Querschnitt neue Straße km 0+060.5  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:50 

festgestellt 

7.6.3 Querschnitt Parkplatz  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:50 

festgestellt 

8 Baustelleneinrichtungs- und Erschließungsplan  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:200 

festgestellt 

9 Kabel- und Leitungsplan  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:200 

festgestellt 

10.1 Landschaftspflegerischer Begleitplan mit integriertem 
Artenschutzteil  
Planungsstand 15.03.2019, 29 Seiten  
Maßnahmenblätter  
Planungsstand 27.09.2018, 14 Seiten 

festgestellt 

10.1.1 Bestands- und Konfliktplan  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:500 

zur Information 

10.1.2 Maßnahmenplan  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:500 

festgestellt 

10.1.3 Maßnahmenplan Ausgleichsfläche 007_A  
Planungsstand 31.08.2018, Maßstab 1:500 

festgestellt 
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Unterlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung 
10.2 Kartierung Reptilien  

Planungsstand 25.07.2017, 14 Seiten 
zur Information 

10.3 Prüfung über die UVP-Pflicht nach § 3c und § 7 Abs. 1 UVPG 
„Screening“  
Planungsstand 25.01.2018, 18 Seiten 

zur Information 

10.4 Ergänzender Fachbeitrag Naturschutz  
Planungsstand 08.04.2022, 5 Seiten nebst Anlage 

zur Information 

11 Schall- und erschütterungstechnische Untersuchung  
Planungsstand 25.02.2019, 35 Seiten nebst Anlagen 

zur Information 

12 Einleitgenehmigung vom 14.12.2017 zur Information 
 

Änderungen, die sich während des Planfeststellungsverfahrens ergeben haben, sind 

farbig gemäß Legende kenntlich gemacht. 

A.3 Bes ondere  Ents cheidungen 

A.3.1 Konzentrationswirkung 

Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm 

berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Planfeststellung sind andere 

behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, 

Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen 

nicht erforderlich (§ 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 75 Abs. 1 VwVfG). 

A.4 Nebenbes timmungen 

A.4.1 Umweltfachliche Bauüberwachung 

Für die Durchführung des Vorhabens wird die Einrichtung einer umweltfachlichen 

Bauüberwachung in den Bereichen Naturschutz und Bodenschutz nach den 

Maßgaben des „Umwelt-Leitfaden zur eisenbahnrechtlichen Planfeststellung und 

Plangenehmigung sowie für Magnetschwebebahnen - Teil VII: Umweltfachliche 

Bauüberwachung“ des Eisenbahn-Bundesamtes angeordnet. Die Vorhabenträgerin 

hat sicher zu stellen, dass die dort genannten Aufgaben erfüllt werden. Die 

organisatorischen Vorgaben sind zu beachten. Insbesondere sind die Unabhängigkeit 

der umweltfachlichen Bauüberwachung nach Maßgabe des Umweltleitfadens, ihr 

unmittelbarer Zugang zur Projektleitung sowie die ordnungsgemäße Wahrnehmung 

der Berichtspflichten zu gewährleisten. 
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Das Eisenbahn-Bundesamt behält sich vor, bei wiederholten, erheblichen Mängeln 

der Aufgabenwahrnehmung durch die umweltfachliche Bauüberwachung die 

Abberufung der hiermit betrauten Personen zu verlangen. Erhebliche Mängel liegen 

insbesondere vor, sofern Umweltschäden entstanden sind bzw. auf der Baustelle 

Umweltstraftaten verübt wurden, die bei ordnungsgemäßer Aufgabenerfüllung der 

umweltfachlichen Bauüberwachung hätten verhindert werden können. Ein erheblicher 

Mangel liegt des Weiteren vor, wenn die Berichte nicht, wiederholt verspätet oder 

grob unvollständig vorgelegt wurden. In diesem Fall hat die Vorhabenträgerin 

unverzüglich für Ersatz zu sorgen. 

Die umweltfachliche Bauüberwachung ist der örtlich zuständigen unteren 

Naturschutzbehörde, der Gemeinde Lenningen und dem Eisenbahn-Bundesamt 

rechtzeitig vor Baubeginn zu benennen. 

A.4.2 Naturschutz und Landschaftspflege 

A.4.2.1 Schutz des angrenzenden Biotops 

Bei der Baudurchführung ist der größtmögliche Abstand zum neben dem Vorhaben 

gelegenen, besonders geschützten Biotop „Lauter bei Brucken“ (Biotop-Nr. 

174221160334) einzuhalten und dieses ist in geeigneter Weise, insbesondere durch 

Schutzabzäunungen, vor Beeinträchtigungen zu schützen. Eingriffe in das Biotop, 

insbesondere in die Gehölzbestände, sind zu vermeiden. 

A.4.2.2 Anzeige- und Dokumentationspflichten 

Beginn und Abschluss der Umsetzung der landschaftspflegerischen Maßnahmen sind 

der örtlich zuständigen unteren Naturschutzbehörde und dem Eisenbahn-Bundesamt 

anzuzeigen. Die Umsetzung einer jeden Maßnahme ist zu dokumentieren und dem 

Eisenbahn-Bundesamt auf dessen Anforderung vorzulegen.  

A.4.2.3 Kompensationsverzeichnis 

Die im landschaftspflegerischen Begleitplan genannten Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen sind in das öffentlich einsehbare Kompensationsverzeichnis des 

Landes Baden-Württemberg aufzunehmen. Einen Monat nach Bestandskraft der 

Entscheidung hat die Vorhabenträgerin der jeweiligen örtlich zuständigen unteren 

Naturschutzbehörde die hierfür notwendigen Angaben zu übermitteln. 
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A.4.3 Artenschutz 

A.4.3.1 Umsetzung der artenschutzrechtlichen Maßnahmen 

Die Vergrämungsmaßnahmen zum Schutze von Reptilien (Maßnahmenblatt 003_VA) 

sind abweichend von den Angaben in den Maßnahmenblättern vor Baubeginn 

außerhalb der Reproduktionszeiträume der Zauneidechse durchzuführen. Die 

vorgesehenen Maßnahmen sind in den Zeiträumen von frühestens Mitte März bis 

spätestens Mitte Mai und von frühestens Anfang August bis spätestens Ende 

September durchzuführen. 

A.4.3.2 Einweisung in die Tabuflächen der Zauneidechse 

Vor Beginn der Bauarbeiten sind die von der Vorhabenträgerin beauftragten 

Bauunternehmen durch die umweltfachliche Bauüberwachung in die Tabuflächen der 

Zauneidechse einzuweisen. 

A.4.3.3 Dokumentationspflichten 

Die Durchführung der artenschutzrechtlichen Maßnahmen ist zu dokumentieren und 

entsprechende Nachweise sind der örtlich zuständigen unteren Naturschutzbehörde 

und dem Eisenbahn-Bundesamt vor Baubeginn vorzulegen. 

A.4.4 Immissionsschutz 

A.4.4.1 Baubedingte Lärmimmissionen 

A.4.4.1.1 Überwachungs- und Informationspflichten 

A.4.4.1.1.1 Baustellenkontrollen 
Die Vorhabenträgerin hat die Einhaltung der für Baustellen geltenden Richtlinien und 

Vorschriften sowie die in diesem Beschluss enthaltenen Nebenbestimmungen durch 

regelmäßige Baustellenkontrollen sicherzustellen. 

A.4.4.1.1.2 Vermeidung und Minimierung von schädlichen Umwelteinwirkungen 
Die Vorhabenträgerin hat sicherzustellen, dass die Baustellen so geplant, eingerichtet 

und betrieben werden, dass schädliche Umwelteinwirkungen durch Lärm- und 

Erschütterungsimmissionen nach dem Stand der Technik vermieden werden und 

unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt 

werden. 
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A.4.4.1.1.3 Ausschreibungen 
Die Vorhabenträgerin hat bereits über die Ausschreibung sicherzustellen, dass durch 

die beauftragten Bauunternehmen ausschließlich Bauverfahren und Baugeräte 

eingesetzt werden, die hinsichtlich ihrer Schall- und Erschütterungswirkung dem 

aktuellen Stand der Technik entsprechen.  

A.4.4.1.1.4 Immissionsschutzbeauftragter 
Die Vorhabenträgerin hat für die Zeit der Bauausführung einen unabhängigen 

anerkannten Sachverständigen für Lärm- und Erschütterungsfragen als 

Immissionsschutzbeauftragten einzusetzen (Mitarbeiter einer nach § 29b BImSchG 

(Bundesimmissionsschutzgesetz) bekannt gegebenen Messstelle oder öffentlich 

bestellter und vereidigter Sachverständiger für Immissionsschutz). Dieser hat die 

Bauarbeiten immissionstechnisch zu überwachen und ggf. weitere notwendige 

Minderungsmaßnahmen zu veranlassen. Er hat auch als Ansprechpartner für die 

durch die baubedingten Immissionen betroffene Bevölkerung zu dienen bzw. zu 

deren Vorabinformation bei bevorstehenden Belästigungen zur Verfügung zu stehen. 

Name und Erreichbarkeit des Verantwortlichen sind dem Eisenbahn-Bundesamt, der 

Gemeinde Lenningen und den Anliegern rechtzeitig vor Baubeginn mitzuteilen.  

Die Vorhabenträgerin hat sicherzustellen, dass für die Zeiten der Abwesenheit des 

Immissionsschutzbeauftragten ein gleichwertiger Ansprechpartner zur Verfügung 

steht. 

A.4.4.1.1.5 Bauablaufdaten 
Die Vorhabenträgerin hat die Bauablaufdaten, insbesondere den geplanten Beginn, 

die Dauer und das geplante Ende der Baumaßnahmen sowie die Durchführung 

besonders lärm- und erschütterungsintensiver Bautätigkeiten (jeweils unverzüglich 

nach Kenntnis) den Anliegern wie auch der Gemeinde Lenningen in geeigneter 

Weise mitzuteilen. Absehbare Abweichungen vom Zeitplan sind ebenfalls 

unverzüglich mitzuteilen. Die Benachrichtigung über den Beginn der Bauarbeiten soll 

mindestens zwei Wochen vor dem vorgesehenen Beginn der Bauarbeiten erfolgen. 

A.4.4.1.2 Allgemeine Regelungen zum baubedingten Lärmschutz 
Bei der Durchführung des Vorhabens sind die Bestimmungen der „Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm - Geräuschimmissionen“ (AVV 

Baulärm) anzuwenden und dementsprechend ggf. notwendige (weitergehende) 

Maßnahmen zur Lärmminderung unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten 

und sonstigen Umständen seitens der Vorhabenträgerin zu ergreifen. 
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A.4.4.1.3 Schallschutzvorkehrungen 

A.4.4.1.3.1 Beschränkung der Bautätigkeiten 
Sämtliche Bautätigkeiten sind auf einen Zeitraum von maximal acht Stunden täglich 

tagsüber zwischen 07:00 Uhr und 20:00 Uhr zu begrenzen. Bautätigkeiten mit hoher 

Schall- und Erschütterungsemission sind möglichst nicht von 07:00 Uhr bis 08:00 Uhr 

und von 18:00 Uhr bis 20:00 Uhr durchzuführen. 

A.4.4.1.3.2 Rottenwarnanlagen 
Bei der Sicherung der Baustellen vor Gefahren aus dem Eisenbahnbetrieb dürfen nur 

solche automatischen Warnsysteme (Rottenwarnanlagen) eingesetzt werden, die 

über eine automatische Pegelanpassung (APA) verfügen. 

A.4.4.1.3.3 Leerfahrten 
Leerfahrten sind zu vermeiden. 

A.4.4.1.3.4 Ortsfeste Schallquellen 
Laute, ortsfeste Schallquellen sind so weit entfernt als möglich von schützenswerter 

Bebauung anzuordnen oder alternativ durch geeignete Maßnahmen wirksam 

abzuschirmen. 

A.4.4.1.3.5 Lärm- und erschütterungsintensive Bauarbeiten an Sonn-/Feiertagen 
Lärm- und/oder erschütterungsintensive Bauarbeiten an Sonn- und Feiertagen sind 

auf das betrieblich unumgängliche Maß zu beschränken. Dem Eisenbahn-Bundesamt 

und der Gemeinde Lenningen sind solche Bauarbeiten möglichst frühzeitig vor 

Beginn schriftlich anzuzeigen. Die Notwendigkeit etwaiger erforderlicher Sonn- und 

Feiertagsarbeiten ist in der vorgenannten Anzeige nachvollziehbar zu begründen. 

A.4.4.1.4 Aktualisierung der schalltechnischen Prognosen 
Im Rahmen der Ausführungsplanung ist die Vorhabenträgerin verpflichtet, die 

vorliegende schalltechnische Untersuchung (Anlage 11 der Planunterlagen) zum 

Baulärm nochmals zu überprüfen und unter Kenntnis der genauen Bauabläufe und 

der einzusetzenden Maschinen eine detaillierte schalltechnische Prognose 

hinsichtlich der schalltechnischen Einwirkungen zu erstellen. Hierbei sind konkrete 

Lärmschutzmaßnahmen technischer oder organisatorischer Art aufzuzeigen und 

deren Wirksamkeit darzulegen. Bei erkennbaren Immissionskonflikten ist zu prüfen, 

ob durch Anwendung weniger geräuschintensiver Bauverfahren, Verlagerung von 

Maschinenaufstellorten oder temporäre Abschirmmaßnahmen eine technisch 

mögliche und wirtschaftlich vertretbare Konfliktreduzierung erreicht werden kann. 
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In dieser schalltechnischen Untersuchung sind für alle Immissionsorte 

(Gebäudefassaden, etagengenau) die Zeiträume gesondert auszuweisen, an denen 

der Beurteilungspegel den jeweils heranzuziehenden Immissionsrichtwert nach Nr. 

3.1.1 der AVV Baulärm überschreitet. Dabei ist der jeweils ermittelte zugehörige 

Beurteilungspegel mit anzugeben. 

A.4.4.1.5 Entschädigung in Geld 
Den betroffenen Eigentümern steht gegen die Vorhabenträgerin ein Anspruch auf 

Zahlung einer angemessenen Entschädigung in Geld in folgenden Fällen zu: 

a) für Immissionsorte gemäß den detaillierten Baulärmprognosen nach vorstehender 

Ziffer A.4.4.1.4 für die Anzahl der Tage mit einem Beurteilungspegel von mehr als 

67 dB(A) bis zu 70 dB(A) tagsüber bezogen auf Wohnräume; 

b) für Immissionsorte gemäß den detaillierten Baulärmprognosen nach vorstehender 

Ziffer A.4.4.1.4 für die Anzahl an Tagen mit einem Beurteilungspegel von mehr als 

67 dB(A) tagsüber bezogen auf Behandlungs- und Untersuchungsräume in 

Arztpraxen und Unterrichtsräume; 

c) für Immissionsorte gemäß den detaillierten Baulärmprognosen nach vorstehender 

Ziffer A.4.4.1.4 für die Anzahl an Tagen mit einem Beurteilungspegel von mehr als 

72 dB(A) tagsüber bezogen auf Büro- und Gewerberäume ohne Eigenlärm; 

d) für Immissionsorte gemäß den detaillierten Baulärmprognosen nach vorstehender 

Ziffer A.4.4.1.4 im Außenbereich für die Anzahl der Tage in den Monaten April bis 

September, an denen der Beurteilungspegel den jeweils nach Nr. 3.1.1 der AVV 

Baulärm heranzuziehenden gebietsbezogenen Immissionsrichtwert, zuzüglich der 

Einberechnung einer etwaige Vorbelastung, tagsüber überschreitet. 

Der Anspruch entfällt jedoch für Tage, an denen Ersatzraum nach nachstehender 

Ziffer A.4.4.1.6 in Anspruch genommen wurde. 

Bei der Bemessung der Entschädigungshöhe ist zu berücksichtigen: 

 die Höhe der Überschreitung gemäß der vorstehenden Punkte a) bis d) jeweils 

zutreffenden Werte durch den Baulärmpegel als energieäquivalenter Mittelwert der 

nach Ziffer A.4.4.1.4 ermittelten Baulärmpegel. In diese Mittelung einzubeziehen 

sind ausschließlich die Pegel, welche die unter den Punkten a) bis d) genannten 

Werte überschreiten; 
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 die Anzahl der Tage, die in diese Mittelung eingeflossen sind. Tage, an denen 

Ersatzwohnraum nach Ziffer A.4.4.1.6 in Anspruch genommen worden sind, sind 

hierbei nicht zu berücksichtigen. 

Die Höhe der Entschädigung ist mit dem Eigentümer zu vereinbaren.  

Soweit Anspruchsberechtigte und die Vorhabenträgerin über die Höhe der 

Entschädigung keine Einigung erzielen, erfolgt eine Entschädigung in einem 

gesonderten Verfahren durch die nach Landesrecht zuständige Behörde. 

A.4.4.1.6 Ersatzwohnraum 
Den betroffenen Anwohnern steht gegen die Vorhabenträgerin im Übrigen ein 

Anspruch auf Bereitstellung von Ersatzwohnraum für Immissionsorte gemäß den 

detaillierten Baulärmprognosen nach Ziffer A.4.4.1.4 für Tage mit einem 

Beurteilungspegel von mehr als 70 dB(A) tagsüber bezogen auf Wohnräume zu.  

Die Vorhabenträgerin hat rechtzeitig vor Eintritt der lärmintensiven Bauphasen die 

gemäß den detaillierten Baulärmprognosen nach Ziffer A.4.4.1.4 ermittelten 

Anspruchsberechtigten schriftlich über ihre Ansprüche auf Ersatzwohnraum zu 

informieren. Die Art und Dauer der Unterbringung ist jeweils mit den berechtigten 

Anwohnern zu vereinbaren.  

Soweit Anspruchsberechtigte und Vorhabenträgerin keine Einigung erzielen, erfolgt 

eine Entscheidung in einem gesonderten Verfahren durch die nach Landesrecht 

zuständige Behörde. 

A.4.4.2 Baubedingte Erschütterungsimmissionen 

A.4.4.2.1 Einhaltung der DIN-Vorschriften, Maßnahmen 
Bei der Durchführung des Vorhabens sind die Bestimmungen der DIN 4150 

„Erschütterungen im Bauwesen“ Teil 2 (Einwirkungen auf Menschen in Gebäuden) 

und Teil 3 (Einwirkungen auf bauliche Anlagen) zu beachten und dementsprechend 

ggf. notwendige Maßnahmen zu ergreifen. 

Hierzu sind insbesondere das in Abschnitt 6.5.4 der DIN 4150 Teil 2 nach 

unterschiedlichen Einwirkungszeiten und Beurteilungsstufen differenzierte 

Bewertungsverfahren anzuwenden und ggf. die dort unter Kapitel 6.5.4.3 

beschriebenen Maßnahmen (Betroffeneninformation, Aufklärung, baubetriebliche 

Maßnahmen, Einrichten einer Anlaufstelle für Beschwerden, erforderlichenfalls auch 

Messung und Beurteilung tatsächlich auftretender Erschütterungen) umzusetzen. 
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Der Immissionsschutzbeauftrage hat im Rahmen der Messüberwachungen dafür 

Sorge zu tragen, dass die Anforderungen der DIN 4150 Teil 2 eingehalten werden 

und ansonsten unverzüglich entsprechende (weitere) Maßnahmen zur Minderung der 

Erschütterungseinwirkungen vorzusehen.  

Messergebnisse sind zur späteren Beweissicherung in geeigneter Weise zu 

dokumentieren, aufzubewahren und auf Verlangen dem Eisenbahn-Bundesamt 

vorzulegen. Auf Verlangen von Betroffenen sind diese über die sie selbst 

betreffenden Ergebnisse zu informieren. 

A.4.4.2.2 Beweissicherungs- und Überwachungsmaßnahmen 
Rechtzeitig vor Beginn erschütterungsintensiver Bauarbeiten (z.B. Rammarbeiten 

oder Einsatz schwerer Bodenverdichtungsmaschinen) sind an 

erschütterungsgefährdeten Gebäuden Beweissicherungsmessungen vorzunehmen.  

Dies betrifft insbesondere die Gebäude 

 Bahnweg 1 und 3, 

 Wehrstraße 1, 2 und 4, 

 Kirchheimer Straße 211, 213, 215, 217 und 219, 

 sowie angrenzende Nebengebäude. 

Die betroffenen Anwohner sind über die gebäudetechnische Beweissicherung 

rechtzeitig zu informieren. 

A.4.4.3 Stoffliche Immissionen 

Die Vorhabenträgerin hat durch geeignete Vorkehrungen sicherzustellen, dass von 

den Baustelleneinrichtungsflächen und Baustraßen, insbesondere denjenigen ohne 

gebundene Deckschicht, keine unzumutbaren Staubimmissionen auf die 

Nachbarschaft einwirken. 

A.4.5 Abfallwirtschaft 

Der Abfallwirtschaftsbetrieb und die Anwohner sind über die Baumaßnahme und 

eventuelle Einschränkungen rechtzeitig zu informieren. 
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A.4.6 Altlasten  

A.4.6.1 Sachverständigenbestellung, Dokumentations- und Informationspflicht 

Sämtliche Baumaßnahmen, die in den Bereichen des Altstandortes „AS Gleisanlagen 

Wendlingen-Oberlenningen“ und der Altablagerung „Öhmdwiesen“ in den Untergrund 

eingreifen, sind unter Aufsicht eines Sachverständigen für Altlasten durchzuführen. 

Die unter Aufsicht des Sachverständigen für Altlasten durchgeführten Maßnahmen 

sind in Form eines Überwachungsberichtes zu dokumentieren und dem Landratsamt 

Esslingen und dem Eisenbahn-Bundesamt vorzulegen. Ergeben sich Anhaltspunkte 

schädlicher Bodenveränderungen, ist das Landratsamt Esslingen zu informieren. 

A.4.6.2 Umgang mit verunreinigtem Boden  

Die Lagerung von verunreinigtem Boden der Altlastenflächen mit Schadstoffwerten 

größer oder gleich dem Zuordnungswert Z2 hat zum Schutz des Untergrundes auf 

flüssigkeitsdicht befestigten Flächen mit Anschluss an die öffentliche 

Mischwasserkanalisation zu erfolgen oder die betroffenen Haufwerke sind durch 

geeignete Maßnahmen (z.B. Abdeckungen, Überdachung) vor dem Zutritt von 

Niederschlagswasser zu schützen. Der verunreinigte Boden ist nicht als 

Rekultivierungsschicht wieder zu verwenden. 

A.4.7 Bodenschutz 

Bodenarbeiten in Bereichen, in denen Bodenmaterial hochwertig wiederverwendet 

werden soll, oder der Boden seine Funktion im Wasserhaushalt wieder einnehmen 

soll (Ausgleichskörper im Wasserkreislauf, Filter- und Pufferfunktion), sind bei nicht 

trockener Witterung vorher mit der umweltfachlichen Bauüberwachung abzustimmen. 

A.4.8 Landwirtschaft 

Alle Arbeiten sind so durchzuführen, dass Bodenschäden, insbesondere 

Bodenverdichtungen, auf den angrenzenden Ackerflächen soweit als möglich 

vermieden werden und die natürliche Bodenfunktion erhalten bleibt. 

A.4.9 Brand- und Katastrophenschutz 

Sofern bei den Baumaßnahmen in Betrieb befindliche Teile des Straßennetzes oder 

der umliegenden Bebauung hinsichtlich der Verkehrsführung, der Zugänglichkeit und 

der Funktionsfähigkeit von Sicherheitseinrichtungen beeinflusst werden, so sind 

entsprechende Maßnahmen mit der Gemeinde Lenningen und der für den 



Planfeststellungsbeschluss gemäß § 18 Abs. 1 AEG für das Vorhaben „Lenningen, Erneuerung des Bahnübergangs Brucken 
II/B465“, Bahn-km 15,298 der Strecke 4610 Wendlingen - Oberlenningen, Az. 591ppw/080-2018#013, vom 30.11.2022 

 
 

Seite 15 von 105 
 
 

Brandschutz zuständigen Dienststelle (Kreisbrandmeister) rechtzeitig vor Baubeginn 

der Baumaßnahmen abzustimmen. Der Einsatz der Feuerwehren und 

Rettungsdienste muss während der Bauzeit möglich und sichergestellt sein.  

A.4.10 Öffentliche Versorgungs- und Entsorgungsanlagen 

Die Vorhabenträgerin hat sicherzustellen, dass der Hauptsammler der Gemeinde 

Lenningen, der sich im Bereich des Vorhabens befindet, jederzeit für 

Wartungsarbeiten zugänglich bleibt. Die Vorhabenträgerin hat sich hierfür mit der 

Gemeinde Lenningen entsprechend abzustimmen. 

A.4.11 Infrastrukturleitungen und sonstige Anlagen Dritter 

Die Vorhabenträgerin hat sicherzustellen, dass vorhandene Leitungen im Rahmen 

der Bauarbeiten nicht beeinträchtigt oder beschädigt werden. Im Bereich der 

Leitungen dürfen Baumaschinen nur so eingesetzt werden, dass eine Gefährdung der 

Leitungen ausgeschlossen ist. Hierfür sind rechtzeitig vor Baubeginn aktuelle 

Leitungspläne einzuholen und die zuständigen Leitungs- bzw. Anlagenträger über 

den Beginn und die voraussichtliche Dauer der die Leitungen bzw. Anlagen 

betreffenden Bauarbeiten zu informieren. 

A.4.12 Straßen, Wege und Zufahrten 

Notwendige Sperrungen des Verkehrs sind rechtzeitig anzukündigen und mit den 

zuständigen Behörden abzustimmen. 

A.4.13 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter 

Die Vorhabenträgerin hat sich mit Eigentümern und Nutzern der für das Vorhaben 

benötigten Flächen rechtzeitig vor Baubeginn in Verbindung zu setzen, um die 

Nutzung und Entschädigung vertraglich zu regeln. Die Nutzung der Flächen ist den 

Betroffenen rechtzeitig vorher anzukündigen.  

Vor Baubeginn hat die Vorhabenträgerin, in Abstimmung mit dem jeweiligen 

Eigentümer, eine Bestandsaufnahme als Grundlage für eine Beweissicherung 

durchzuführen. Spätestens mit Fertigstellung der Baumaßnahme ist der festgehaltene 

ursprüngliche Zustand durch die Vorhabenträgerin wiederherzustellen, wenn 

feststeht, dass die aufgetretenen Schäden bzw. Veränderungen dem Bauvorhaben 

zuzurechnen sind. Falls eine Wiederherstellung des ursprünglichen Zustands eines 

zur Bauausführung benötigten Grundstücks nicht möglich ist, hat die 

Vorhabenträgerin in Abstimmung mit dem Eigentümer die erforderlichen 



Planfeststellungsbeschluss gemäß § 18 Abs. 1 AEG für das Vorhaben „Lenningen, Erneuerung des Bahnübergangs Brucken 
II/B465“, Bahn-km 15,298 der Strecke 4610 Wendlingen - Oberlenningen, Az. 591ppw/080-2018#013, vom 30.11.2022 

 
 

Seite 16 von 105 
 
 

Anpassungsmaßnahmen vorzunehmen oder den Eigentümer hierfür angemessen zu 

entschädigen. Der Baubeginn ist den betroffenen Eigentümern der in Anspruch zu 

nehmenden Grundstücke möglichst frühzeitig schriftlich mitzuteilen. 

Die Vorhabenträgerin hat sicherzustellen, dass die durch das Vorhaben bewirkten 

Eingriffe in Grundstücke Dritter so gering wie möglich gehalten werden. 

A.4.14 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

Die Einleitung in das öffentliche Abwassernetz der Gemeinde Lenningen ist, 

insbesondere hinsichtlich der anfallenden Abwassergebühren, mit dieser 

abzustimmen. Grundlage zur Einleitung in das öffentliche Abwassernetz ist die 

Abwassersatzung der Gemeinde Lenningen. 

A.4.15 Streckensperrungen 

Um Einschränkungen der Fahrgäste durch die Vielzahl der Maßnahmen an der 

Teckbahn zu minimieren, sind die Streckensperrungen möglichst kurz zu halten und 

mit den weiteren Maßnahmen auf der Teckbahn zu kombinieren. Der Aufgabenträger 

(Verband Region Stuttgart) ist rechtzeitig über den notwendigen Umfang und die 

voraussichtliche Terminierung der Streckensperrung zu informieren, damit die 

Sperrung in die Baustellenplanung und -information mit einbezogen werden kann. 

A.4.16 Unterrichtungspflichten 

Die Zeitpunkte von Baubeginn und Fertigstellung sind dem Eisenbahn-Bundesamt und 

der Gemeinde Lenningen möglichst frühzeitig schriftlich bekannt zu geben. 

A.5 Zus agen der Vorhabenträgerin 

Soweit die Vorhabenträgerin im Laufe des Verfahrens Zusagen gemacht oder 

Absprachen getroffen hat und damit Forderungen und Einwendungen Rechnung 

getragen hat, sind diese nur insoweit Gegenstand dieses Planfeststellungs-

beschlusses, als sie ihren Niederschlag in den festgestellten Planunterlagen 

gefunden haben oder im Planfeststellungsbeschluss nachfolgend dokumentiert sind. 

A.5.1 Zusagen gegenüber dem Regierungspräsidium Stuttgart 

A.5.1.1 Denkmalschutz 

Die Vorhabenträgerin hat zugesagt, 
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 dem Landesamt für Denkmalpflege vor Beginn der Maßnahme eine 

Dokumentation kostenfrei zu übergeben. Diese Dokumentation beinhaltet 

Angaben zur Bau- und gegebenenfalls Umbaugeschichte der Bahnübergänge auf 

Grundlage des Bahnübergangspasses und eine Fotodokumentation von 

mindestens zwei Fotos auf archivfestem Fotopapier; 

 den erfolgten Abbruch des Bahnübergangs mitzuteilen;  

 bei der Entdeckung von archäologischen Funden oder Befunden bei Durchführung 

der Maßnahme nach § 20 Denkmalschutzgesetz (DSchG) die 

Denkmalschutzbehörden oder die Gemeinde umgehend zu benachrichtigen.  

A.5.1.2 Straßenverkehr 

Die Vorhabenträgerin hat zugesagt, 

 die Ausführungsplanung mit der Straßenbauverwaltung abzustimmen; 

 ein Sicherheitsaudit für Straßen nach der Empfehlung für das Sicherheitsaudit von 

Straßen (ESAS) durchführen zu lassen. 

A.5.2 Zusagen gegenüber dem Regierungspräsidium Freiburg 

A.5.2.1 Geologie 

Die Vorhabenträgerin hat zugesagt, im Rahmen der Ausführungsplanung 

Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durchzuführen. 

A.5.3 Zusagen gegenüber dem Landratsamt Esslingen 

A.5.3.1 Bodenschutz 

Die Vorhabenträgerin hat zugesagt, 

 zu Beginn der Baumaßnahme hochwertigen Oberboden (Humoser Boden, 

Mutterboden) abzuschieben. Er wird vom übrigen Bodenaushub bis zur weiteren 

Verwertung getrennt gelagert und sachgerecht verwertet; 

 während der Baumaßnahme einen konsequenten Schutz vor Verdichtung zu 

gewährleisten. Betriebsbedingte Bodenverdichtungen werden lediglich im Bereich 

des engeren Baufeldes verursacht. Entstandene Bodenverdichtungen werden am 

Ende der Baumaßnahmen mit geeignetem Gerät tiefgründig gelockert; 
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 bei der Zwischenlagerung von Oberbodenmaterial eine maximale Mietenhöhe von 

zwei Metern einzuhalten. Bei einer geplanten Zwischenlagerung von mehr als drei 

Monaten werden die Mieten unverzüglich nach Aufschüttung mit tiefwurzelnden 

Pflanzen begrünt (z.B. Phacelia-Kleegras-Mischung). 

A.5.3.2 Gewerbeaufsicht 

Die Vorgabenträgerin hat zugesagt, dem Gewerbeaufsichtsamt spätestens zwei 

Wochen vor Einrichtung der Baustelle eine Vorankündigung nach Anhang I der 

Baustellenverordnung zu übersenden. 

A.5.3.3 Straßenverkehr 

Die Vorgabenträgerin hat zugesagt, die Beschilderung und Markierung gemäß 

Straßenverkehrsordnung unter Beachtung aller Anmerkungen mit dem zuständigen 

Straßenbaulastträger zu prüfen, abzustimmen und anzupassen. 

A.5.3.4 Landwirtschaft 

Die Vorgabenträgerin hat zugesagt, dass notwendige Sperrungen des Verkehrs in 

Bezug auf den Zugang und die Zufahrt zu den landwirtschaftlichen Flächen 

rechtzeitig angekündigt und abgestimmt werden, damit die Erreichbarkeit von 

landwirtschaftlich genutzter Grundstücke nicht erheblich eingeschränkt wird. 

A.5.4 Zusagen gegenüber dem Polizeipräsidium Reutlingen 

Die Vorgabenträgerin hat zugesagt, 

 den abgesenkten Bordstein im Einmündungsbereich Wehrstraße/B465 zu 

entfernen, damit der Gehweg unterbrochen wird und die Fußgänger keinen 

Vorrang mehr haben; 

 die Sichtverhältnisse im Einmündungsbereich Wehrstraße/B465 zu prüfen. 

A.5.5 Zusagen gegenüber der Netze BW GmbH 

Die Vorgabenträgerin hat zugesagt, 

 sich hinsichtlich der Sicherung der 10-kV-Leitung im Baubereich im nötigen 

Umfang und der Vermeidung von Einwirkungen, die den Betrieb oder den Bestand 

der Leitung gefährden könnten, im Rahmen der Ausführungsplanung mit der Netze 

BW GmbH abzustimmen. Werden Leitungsverlegungen unumgänglich, wird die 

Netze BW GmbH rechtzeitig informiert; 
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 an allen betroffenen Stellen der Gasdruckhochleitung HGD 200 St Sw DP 16 vor 

Beginn der Baumaßnahme Suchschachtungen durchzuführen, um die genaue 

Tiefenlage der Gashochdruckleitung zu erkunden; 

 innerhalb eines Schutzstreifens von mindestens drei Metern links und rechts der 

Leitungsachse die aktuellen DVGW-Richtlinien in Bezug auf Abstände zur 

Bebauung und zu Bäumen, lichte Abstände sowie kreuzende Leitungsabstände zu 

Gasleitungen zu beachten. Es werden keine Einwirkungen zum Tragen kommen, 

die den Betrieb oder den Bestand der Anlagen der Netze BW GmbH gefährden; 

 die Überdeckung der bestehenden Gashochdruckleitung von 80,0 cm während der 

Baumaßnahme aus Sicherheitsgründen nicht zu unterschreiten; 

 sämtliche Arbeiten innerhalb des Schutzstreifens bei der Netze BW GmbH 

anzuzeigen; 

 den Bauausführenden aufgrund der Erkundungs- und Sicherungspflicht 

unmittelbar vor Aufnahme der Tiefbauarbeiten zu verpflichten, aktuelle 

Planunterlagen bei der zuständigen Auskunftsstelle für die Region Alb-Neckar und 

Schwarzwald-Neckar der Netzte BW GmbH anzufordern bzw. sich solche zu 

beschaffen. 

A.5.6 Zusagen gegenüber Einwender 1 

Die Vorgabenträgerin hat zugesagt, im Bereich der bestehenden Gebäude den 

Straßenverlauf ungefähr auf Geländehöhe zu planen und vor Baubeginn eine 

Beweissicherung am Gebäude des Einwenders durchzuführen, um ggf. auftretende 

Schäden zu dokumentieren. Die Vorhabenträgerin geht nicht davon aus, dass 

Fundamente der bestehenden Gebäude freigelegt werden. 

A.6 Ents che idung über Einwendungen, Forderungen, Hinweis e  und Anträge 

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von 

Behörden und Stellen geäußerten Forderungen, Hinweise und Anträge werden 

zurückgewiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere 

Weise erledigt haben. 

A.7 Sofortige  Vollziehung 

Der Planfeststellungsbeschluss ist kraft Gesetzes gegenüber Dritten sofort 

vollziehbar. 
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A.8 Gebühr und Aus lagen  

Die Gebühr und die Auslagen für das Verfahren trägt die Vorhabenträgerin. Die Höhe 

der Gebühr und der Auslagen wird in einem gesonderten Bescheid festgesetzt. 

A.9 Hinweis e 

A.9.1 Koordinator mehrerer Arbeitgeber 

Werden auf der Baustelle Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber tätig, sind ein oder 

mehrere geeignete Koordinatoren zu bestellen. Der Koordinator ist verantwortlich für 

die Planung und Organisation der Baustelle, hat ggf. den Sicherheits- und 

Gesundheitsschutzplan zu erstellen und auf der Baustelle die Einhaltung aller 

Arbeitsschutzmaßnahmen zu überwachen. 

A.9.2 Beleuchtungsanlagen 

Beleuchtungsanlagen sind so einzurichten und zu betreiben, dass nach dem Stand 

der Technik vermeidbare unzumutbare Beeinträchtigungen der Umgebung gemäß 

der LAI „Licht-Leitlinie“ – Hinweise zur Messung und Beurteilung von 

Lichtimmissionen – vom 20.05.2001 ausgeschlossen sind. 

A.9.3 Geowissenschaftliche Belange 

Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können unter http://maps.Igrb-

bw.de/ abgerufen werden und dem bestehenden geologischen Kartenwerk 

entnommen werden. Für Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes wird auf 

das Geotop-Kataster des LGRB verwiesen, welches im Internet unter der Adresse 

http://Igrb-bw.de/geotourismus/geotope (dort unter der Anwendung LGRB-Mapserver 

Geotop-Kataster) abgerufen werden kann.  

A.9.4 Straßenrechtliche Belange 

Die öffentlichen Belange nach § 22 Straßengesetz Baden-Württemberg (StrG BW) 

sind zu beachten.  

A.9.5 Landwirtschaftliche Belange 

Sofern nur wenige Tage zwischen Baubeginn und Erntezeitpunkt der in Anspruch zu 

nehmenden Flächen liegen, ist von der Vorhabenträgerin zu prüfen, ob die 

Baumaßnahmen bis nach der Ernte verschoben werden können. 
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B. Begründung 

B.1 Sachverha lt 

B.1.1 Gegenstand des Vorhabens 

Das Bauvorhaben „Lenningen, Erneuerung des Bahnübergangs Brucken II/B465" hat 

die sicherheitstechnische Erneuerung des Bahnübergangs Brucken II (Kreuzung mit 

der Bundesstraße 465, Kirchheimer Straße), den Neubau einer Zufahrt zum Bahnweg 

über die Wehrstraße und Sperrung der bisherigen Zufahrt zum Bahnweg über die 

B465, den Neubau von drei Parkplätzen einschließlich notwendiger Verkehrsflächen 

an der B465, den Rück- und anschließenden Neubau eines Betonschalthauses sowie 

den Neubau von Schmutzwasserleitungen und die Anpassung von zugehörigen 

Schächten zum Gegenstand. Mit dem Vorhaben soll insbesondere die Sicherheit im 

Bereich des Bahnübergangs erhöht werden und der Bahnübergang an den Stand der 

Technik nach den aktuellen Richtlinien der Deutschen Bahn angepasst werden. Die 

Anlagen liegen bei Bahn-km 15,298 der Strecke 4610 Wendlingen - Oberlenningen in 

Lenningen. 

B.1.2 Einleitung des Planfeststellungsverfahrens 

Die DB Netz AG, Regionalbereich Südwest (Vorhabenträgerin) hat mit Schreiben 

vom 26.11.2018, Az. I.NVR-SW-A(S) SC, eine Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG 

i. V. m. § 74 Abs. 1 VwVfG für das Vorhaben „Lenningen, Erneuerung des 

Bahnübergangs Brucken II/B465" beantragt. Der Antrag ist am 29.11.2018 beim 

Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart, eingegangen. 

Mit Schreiben vom 24.01.2019 wurde die Vorhabenträgerin um Überarbeitung der 

eingereichten Planunterlagen gebeten. Die Unterlagen wurden von der 

Vorhabenträgerin mit Schreiben vom 21.03.2019 wieder vorgelegt. 

Mit verfahrensleitender Verfügung vom 28.01.2019, Az. 591ppw/080-2018#013, hat 

das Eisenbahn-Bundesamt festgestellt, dass für das gegenständliche Vorhaben keine 

Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht (§§ 5 ff. 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)). 

Mit Schreiben vom 29.05.2019 hat das Eisenbahn-Bundesamt das 

Regierungspräsidium Stuttgart als zuständige Anhörungsbehörde um Durchführung 

des Anhörungsverfahrens gebeten. 
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B.1.3 Anhörungsverfahren 

B.1.3.1 Beteiligung von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

Das Regierungspräsidium Stuttgart (Anhörungsbehörde) hat die folgenden Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange um Stellungnahme gebeten: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1. Regierungspräsidium Stuttgart  
Abteilung 1 (Polizeirecht, Feuerwehr, Katastrophenschutz, Rettungsdienst) 

2. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung 2 (Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz) 

3. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung 3 (Landwirtschaft) 

4. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung 4 (Mobilität, Verkehr, Straßen) 

5. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung 5 (Natur und Umwelt) 

6. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung 8 (Landesamt für Denkmalpflege) 

7. Regierungspräsidium Freiburg 
Abteilung 9 (Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau) 

8. Regierungspräsidium Tübingen 
Abteilung 9 (Landesstelle Straßentechnik) 

9. Gemeinde Lenningen 

10. Landratsamt Esslingen 

11. Verband Region Stuttgart 

12. Industrie- und Handelskammer, Region Stuttgart 

13. Polizeipräsidium Reutlingen 

14. Vermögen und Bau Baden-Württemberg 

15. Handwerkskammer, Region Stuttgart 

16. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

17. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr (BAIUDBw) - Referat Infra | 3 

18. Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Baden-
Württemberg 

19. Industrieverband Steine und Erden Baden-Württemberg e.V. 

20. Bundeseisenbahnvermögen, Außenstelle Stuttgart 

21. Verband Deutscher Verkehrsunternehmen 

22. Verkehrs- und Tarifverbund Stuttgart GmbH 

23. Bundesamt für Güterverkehr 

24. Netze BW GmbH 
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Lfd. Nr. Bezeichnung 

25. Landesbauernverband in Baden-Württemberg e.V. 

26. Kreisbauernverband Esslingen e. V. 

 

Die nachfolgenden Stellungnahmen enthalten keine Bedenken, Forderungen oder 

Empfehlungen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung 2 (Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz) 
Stellungnahme vom 07.11.2019 - Az. 21-2435.1 / 059 

2. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung 5 (Natur und Umwelt) 
Stellungnahme vom 19.11.2019 - Az. unbekannt 

3. Landesamt für Geoinformation und Landentwicklung Baden-
Württemberg 
Stellungnahme vom 10.10.2019 - Az. 43-382 Lenningen 

4. Handwerkskammer, Region Stuttgart 
Stellungnahme vom 10.10.2019 - Az. unbekannt 

5. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 
Bundeswehr (BAIUDBw) - Referat Infra | 3 
Stellungnahme vom 02.10.2019 - Az. 45-60-00 / K-V-813-19 

 

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung 1 (Polizeirecht, Feuerwehr, Katastrophenschutz, Rettungsdienst) 
Stellungnahme vom 02.12.2019 - Az. 16-1541.0-18/02 BÜ Brucken II 

2. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung 4 (Mobilität, Verkehr, Straßen) 
Stellungnahme vom 14.11.2019 - Az. 42-3824-ES/55 

3. Regierungspräsidium Stuttgart 
Abteilung 8 (Landesamt für Denkmalpflege) 
Stellungnahme vom 21.11.2019 - Az. 83.1-674-19 

4. Regierungspräsidium Freiburg 
Abteilung 9 (Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau) 
Stellungnahme vom 08.11.2019 - Az. 3824 // 19-09296 

5. Gemeinde Lenningen 
Stellungnahme vom 19.11.2019 - Az. I-S/Ge 
Stellungnahme vom 04.06.2020 - Az. I-K/bd 
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Lfd. Nr. Bezeichnung 

6. Landratsamt Esslingen 
Stellungnahme vom 19.11.2019 - Az. 411-364.36/000206 

7. Polizeipräsidium Reutlingen 
Stellungnahme vom 23.10.2019 - Az. EV-025/19/2019 BÜ Brucken II 

8. Netze BW GmbH 
Stellungnahme vom 07.11.2019 - Az. unbekannt 

B.1.3.2 Öffentliche Planauslegung 

Die Planunterlagen zu dem Vorhaben haben auf Veranlassung der 

Anhörungsbehörde in der Gemeinde Lenningen im Bauamt der Gemeindeverwaltung, 

Zimmer 5, Amtsgasse 5, 73252 Lenningen vom 07.10.2019 bis 06.11.2019 öffentlich 

zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden ausgelegen. 

Zeit und Ort der Auslegung wurden in der Gemeinde Lenningen am 20.09.2019 durch 

Veröffentlichung im Amtsblatt ortsüblich bekannt gemacht. Ende der 

Einwendungsfrist war in der Gemeinde Lenningen der 20.11.2019. 

Aufgrund der Auslegung der Planunterlagen in der Gemeinde Lenningen sind 

Einwendungsschreiben eingegangen. 

B.1.3.3 Benachrichtigung von Vereinigungen 

Die Anhörungsbehörde hat die anerkannten Umwelt- und Naturschutzvereinigungen 

sowie sonstige Vereinigungen von der Auslegung des Plans durch die ortsübliche 

Bekanntmachung der Auslegung nach § 73 Abs. 5 Satz 1 VwVfG benachrichtigt und 

ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Es sind keine Stellungnahmen von Vereinigungen eingegangen. 

B.1.3.4 Erörterung 

Die Anhörungsbehörde hat gemäß § 18a Nr. 1 Satz 1 AEG auf eine Erörterung der 

Einwendungen verzichtet. 

B.1.3.5 Abschließende Stellungnahme der Anhörungsbehörde 

Mit Datum vom 15.12.2021 hat die Anhörungsbehörde eine abschließende 

Stellungnahme gemäß § 73 Abs. 9 VwVfG gefertigt und der Planfeststellungsbehörde 

zugeleitet. Die Anhörungsbehörde hat das Vorhaben befürwortet. 
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B.1.3.6 Einleitung des Planänderungsverfahrens 

Nach Ende des Anhörungsverfahrens ist die Ausgangsplanung überarbeitet worden. 

Mit Schreiben vom 28.04.2022 wurden der Planfeststellungsbehörde geänderte 

Planunterlagen (Blaudruck) übersandt. 

B.1.3.7 Anhörungsverfahren zur Planänderung 

Auf der Grundlage der Sachverhaltsermittlungen der Planfeststellungsbehörde hat die 

Vorhabenträgerin Planänderungen hinsichtlich der einzuleitenden Menge bei der 

Entwässerung und der Notwendigkeit von Streckensperrungen vorgenommen. Die 

Änderungen sind in den festgestellten Planunterlagen dokumentiert. 

Soweit durch die Änderung der Aufgabenbereich einer Behörde oder einer 

Vereinigung oder Belange Dritter erstmalig oder stärker als zuvor berührt wurden, 

wurde der jeweiligen Stelle bzw. Person die Änderung mitgeteilt und ihr Gelegenheit 

zur Stellungnahme bzw. zur Erhebung von Einwendungen gegeben. 

Die Planfeststellungsbehörde hat die folgenden Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange um Stellungnahme gebeten: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1. Gemeinde Lenningen 

2. Verband Region Stuttgart 

3. NVBW Nahverkehrsgesellschaft Baden-Württemberg mbH 

 

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1. Verband Region Stuttgart 
Stellungnahme vom 03.06.2022 - Az. 72.20.0 

 

B.2 Verfahrens rechtliche Bewertung 

B.2.1 Rechtsgrundlage 

Rechtsgrundlage für die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 Abs. 1 

AEG i. V. m. § 74 Abs. 1 VwVfG. Betriebsanlagen der Eisenbahn einschließlich der 

Bahnstromfernleitungen dürfen nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan 

zuvor festgestellt worden ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben 
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berührten öffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit 

im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. 

B.2.2 Zuständigkeit 

Gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Gesetz über die 

Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes (BEVVG) ist das Eisenbahn-Bundesamt 

für den Erlass einer planungsrechtlichen Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. 

§ 74 Abs. 1 VwVfG für Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zuständig. Das 

Vorhaben bezieht sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin DB 

Netz AG, Regionalbereich Südwest. 

B.3 Umweltverträglichkeit 

B.3.1 Verfahren zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 

Das Vorhaben betrifft die Änderung einer sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen, 

insbesondere einer intermodalen Umschlagsanlage oder eines Terminals für 

Eisenbahnen, Nummer 14.8 der Anlage 1 zum UVPG (in der bis zum 09.12.2020 

geltenden Fassung). 

Für das Vorhaben wurde mit der o. g. verfahrensleitenden Verfügung gemäß  

§ 5 Abs. 1 i. V. m. § 9 Abs. 3 UVPG (vorprüfungspflichtiges Änderungsvorhaben ohne 

UVP-Pflicht im Ausgangsvorhaben) (§ 3a UVPG alte Fassung) festgestellt, dass eine 

Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 

B.4 Materiell-rechtliche  Würdigung des  Vorhabens  

B.4.1 Planrechtfertigung 

Grundlage der Planung ist im Wesentlichen die sicherheitstechnische Erneuerung der 

nicht hinreichend verkehrssicheren Bahnübergangssicherungsanlage am Bahn-km 

15,298 der nicht elektrifizierten Strecke 4610 Wendlingen - Oberlenningen bei 

gleichzeitiger Sperrung und Verlegung der Zufahrt zum dortigen Bahnweg und der 

Neuanlage von Parkplätzen für die vorhandene Gewerbeeinheit. 

Im parallel zur Bahnstrecke verlaufenden Bahnweg, einer Sackgasse, befinden sich 

insgesamt drei Wohnhäuser sowie eine genehmigte Gewerbeeinheit direkt an der 

Einmündung in die B465, Kirchheimer Straße. Die Ein- und Ausfahrt in und aus dem 

Bahnweg in die Bundesstraße ist sicherheitstechnisch als sehr kritisch zu bewerten, 

weil die Straße unmittelbar in den Gefahrenbereich des Bahnüberganges mündet und 
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aufgrund der örtlichen Gegebenheiten aus dem Bahnweg kommend nicht durch eine 

Bahnschranke, sondern nur durch ein Lichtzeichen gesichert werden kann. Bereits in 

der Vergangenheit kam es hier zu kritischen Situationen, bei denen Fahrzeuge 

aufgrund der fehlenden Wendemöglichkeiten rückwärts aus dem Bahnweg heraus in 

den unmittelbaren Gefahrraum der Eisenbahn gefahren sind. Diese erheblichen 

Gefahrensituationen können durch das geplante Vorhaben verhindert werden. 

Das Polizeipräsidium Reutlingen hat gegen den Umbau des Bahnübergangs keine 

grundsätzlichen Bedenken, vielmehr ist man dort der Auffassung, dass, selbst wenn 

die Einmündung seit geraumer Zeit keine Unfälle aufweise, der Umbau dringend zu 

empfehlen sei, weil auch ortsunkundige Personen den kritischen Bereich befahren. 

B.4.1.1 Bestehen einer Gefahrensituation 

Hiergegen wurde eingewandt, dass es im Bereich der Zufahrt zum Bahnweg und des 

Bahnüberganges bisher nicht zu einem Unfallereignis gekommen sei und damit 

schon aufgrund dieser objektiven Tatsache die Planrechtfertigung in Bezug auf die 

Gefährlichkeit der Zufahrt objektiv widerlegt sei.  

Dem ist insoweit zuzustimmen, dass es seit geraumer Zeit nicht zu einem 

Unfallereignis im unmittelbaren Bahnübergangsbereich gekommen ist. Es kann 

jedoch hierbei nicht unberücksichtigt bleiben, dass es bereits mehrfach zu äußerst 

kritischen Situationen in diesem Bereich gekommen ist, die unmittelbar zu einem 

solchen Unfallereignis hätten führen können. Die Sicherheit der Verkehrsteilnehmer 

kann daher nicht dem bloßen Zufall überlassen bleiben.  

In der Vergangenheit mussten Triebfahrzeugführer aufgrund der fehlenden Räumung 

des Bahnüberganges mehrfach Schnellbremsungen (Bremsungen mit maximaler 

Bremskraft und schnellstmöglicher Wirkung) einleiten, um einen Zusammenstoß mit 

den sich noch im unmittelbaren Räumbereich befindlichen Kraftfahrzeugen zu 

verhindern. Die Folgen eines Zusammenstoßes zwischen einem Schienenfahrzeug 

und einem Kraftfahrzeug können äußerst schwerwiegend sein. 

Aufgrund dieser gefährlichen Verkehrssituation wurde anlässlich einer Verkehrsschau 

am 14.11.2007 durch das Eisenbahn-Bundesamt eine Langsamfahrstelle angeordnet, 

durch die die Streckengeschwindigkeit von 50 km/h auf 20 km/h reduziert werden 

musste, weil es während der Verkehrsschau zu eben einer solchen sehr kritischen 

Situation des Nichträumens des Bahnüberganges gekommen war. 

Aus dem Bahnweg ausfahrende Fahrzeuge können die Bundesstraße zudem nur 

unzureichend einsehen und auch für den Fußgänger- und Fahrradverkehr ist der 
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Bahnübergang derzeit nicht ausreichend gesichert, so dass auch in dieser Hinsicht 

noch eine potentielle Gefahrenquelle im Bereich des Bahnübergangs besteht. 

Die Vorhabenträgerin ist als Eisenbahninfrastrukturunternehmen verpflichtet, im 

Hinblick auf die Sicherheit und Leichtigkeit des Eisenbahnverkehrs leistungsfähige 

und jederzeit sicher befahrbare Schienenwege bereit zu stellen. 

Aufgrund der aktuell unzureichenden Sicherung des Bahnübergangs aus dem 

Bahnweg heraus lediglich mit einem Lichtzeichen und der bereits mehrfach 

aufgetretenen kritischen Situationen besteht hier eine erhebliche Gefahrensituation 

sowohl für den Schienen- als auch den Straßenverkehr. Dass es durch bloßen Zufall 

und die schnellen Reaktionen der Triebfahrzeugführer bisher nicht zu einem 

Unfallereignis gekommen ist, ändert an der latenten Gefährlichkeit des 

Bahnübergangsbereiches jedoch nichts, so dass der Einwand hier nicht durchgreifen 

kann. 

Ergänzend sei noch ausgeführt, dass es sich hierbei um einen Straßenmangel im 

Sinne eines verkehrstechnischen Mangels handelt, der von der Vorhabenträgerin 

nicht zu vertreten und von dieser ohne Beteiligung des Straßenbaulastträgers auch 

nicht behoben werden kann. Die Vorhabenträgerin ist aber verpflichtet, diesem 

Mangel abzuhelfen, da mittelfristig eine mängelfreie Infrastruktur ohne 

Langsamfahrstellen vorzuhalten ist. Die durch die Langsamfahrstelle entstandene, 

dauerhafte Einschränkung der Verfügbarkeit der Infrastruktur ist der Vorhabenträgerin 

im Übrigen auch nicht zumutbar. 

B.4.1.2 Berücksichtigung der Gewerbeeinheit 

Zudem wurde mehrfach eingewandt, dass die Gewerbeeinheit bei der Planung nicht 

zu berücksichtigen sei, weil diese derzeit wegen Krankheit geschlossen sei und daher 

nicht bzw. nicht mehr im vollen Umfang betrieben werde und nicht bekannt sei, ob 

und wie diese wiedereröffnet werde. Es könne daher zumindest nicht mehr zu 

gefährlichen Situationen durch Kunden der Gewerbeeinheit kommen. 

Die Betreiber der Gewerbeeinheit haben mitgeteilt, dass das Gewerbe im bisherigen 

Umfang aufgegeben wurde und nur noch Verkäufe anlässlich von Veranstaltungen 

(Hochzeiten, Trauerfeiern) stattfinden sowie ein kleiner Straßenverkauf.  

Es ist daher zwar aktuell tatsächlich wohl nur noch mit relativ wenigen Kunden zu 

rechnen, aber es findet dennoch weiterhin Kundenverkehr statt. Zudem handelt es 

sich um eine genehmigte und zu dieser Nutzung vorgesehene Gewerbeeinheit.  
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Entgegen der Einwendungen ist diese daher bei der Planung zu berücksichtigen, da 

diese, selbst wenn das bisherige Gewerbe nicht weiter betrieben werden sollte, 

zukünftig einer anderen gewerblichen Nutzung zugeführt werden könnte und in 

diesem Fall ebenfalls mit Liefer- und Kundenverkehr zu rechnen sein wird. 

Dessen ungeachtet besteht die Gefahrensituation nicht nur für die Kunden der 

Gewerbeeinheit, sondern für alle Verkehrsteilnehmer, insbesondere Anwohner des 

Bahnwegs, deren Besucher, Kommunalfahrzeuge oder etwa auch Paketdienste, so 

dass es für die Beseitigung der erheblichen Gefahrensituation im 

Bahnübergangsbereich letztlich nicht auf den Bestand der Gewerbeeinheit ankommt. 

B.4.1.3 Sicherheitsbedürfnis am Bahnübergang 

Zudem wurde eingewandt, dass der Verkehr aus und in den Bahnweg aufgrund der 

geringen Wohnbebauung mit lediglich drei Wohnhäusern so gering sei, dass es 

entsprechender Sicherungsmaßnahmen gar nicht bedürfe.  

Dies kann jedoch schon deshalb nicht durchgreifen, weil die vorhandene Situation, 

dass Fahrzeuge ungehindert und ungesichert, insbesondere auch rückwärts, in einen 

Bahnübergang - selbst bei Annäherung eines Schienenfahrzeuges - einfahren 

können, schon aufgrund der abstrakten Gefährlichkeit eines Zusammenstoßes eines 

Kraftfahrzeuges mit einem Schienenfahrzeug nicht tragbar ist, selbst wenn der 

Bahnweg nur von wenigen Fahrzeugen pro Tag genutzt wird.  

Auch die Sicherheit von wenigen Verkehrsteilnehmern muss jederzeit umfassend 

gewährleistet sein. Jedenfalls kann der Fall der Nichträumung des Bahnüberganges 

bei einer öffentlichen Straße mit Wohnbebauung nicht von vornherein 

ausgeschlossen werden, so dass die aktuelle Situation nicht fortbestehen kann. 

B.4.1.4 Änderung der Gefahrensituation 

Letztlich wurde eingewandt, dass nicht ausgeschlossen werden könne, dass durch 

den gesamten Liefer- und Kundenverkehr der Gewerbeeinheit genau die gefährlichen 

Situationen entstehen, die in der Planrechtfertigung befürchtet werden, so dass sich 

die Begründung der Planrechtfertigung in sich widerspreche. 

Die Argumentation steht schon im direkten Widerspruch zum bisherigen Vortrag des 

Einwenders, dass die Gewerbeeinheit bei der Planung überhaupt nicht zu 

berücksichtigen sei und erschließt sich auch im Ergebnis nicht. 

In der Planung ist vorgesehen, dass etwaiger Lieferverkehr über die neue Straße zur 

Gewerbeeinheit fahren und der Kundenverkehr die neuen Parkplätze an der 
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Bundesstraße nutzen wird. Die Einmündung im Bereich der Wehrstraße liegt 

außerhalb des Räumbereichs des Bahnüberganges. 

Die in der Planrechtfertigung befürchteten gefährlichen Situationen entstehen gerade 

dadurch, dass der Bahnübergangsbereich im Bereich des Bahnwegs nicht geräumt 

wird. Durch die Verlegung der Einmündung und die Schließung der Ein- und Ausfahrt 

in den Bahnweg wird die bestehende Räumproblematik im Bahnübergangsbereich 

beseitigt, was auch das vordergründige Ziel der Planung ist. Im Bereich des 

Bahnüberganges können diese gefährlichen Situationen durch die Schließung der 

Ein- und Ausfahrt somit nicht mehr entstehen. 

B.4.1.5 Abwägungsergebnis 

Um die erhebliche Gefahrensituation am Bahnübergang zu beseitigen, die im Falle 

eines Unfallereignisses zu schwerwiegenden Folgen für den Schienen- und 

Straßenverkehr führen kann, bedarf es somit der Anpassung der 

Bahnübergangsanlage und der Errichtung einer neuen Zufahrtsmöglichkeit zum 

Bahnweg einschließlich der Schließung der bisherigen Zufahrt zum Bahnweg. 

Zudem wird durch das Vorhaben die Einschränkung der Eisenbahninfrastruktur durch 

die Langsamfahrstelle wieder beseitigt. 

Die Planung dient der Sicherheit des Eisenbahnbetriebs und des Straßenverkehrs 

und der Anpassung des Bahnübergangs an den aktuellen Stand der Technik. 

Sie ist damit „vernünftigerweise geboten“ im Sinne des Fachplanungsrechts. 

B.4.2 Variantenentscheidung 

Im Zuge der Planung des Vorhabens hat die Vorhabenträgerin insgesamt acht 

unterschiedliche Varianten untersucht. 

Variante 1: Aufweitung der Einmündung Bahnweg/B465 
Bei Variante 1 wird der Bahnweg verbreitert, so dass im Einmündungsbereich des 

Bahnwegs in die Bundesstraße Begegnungsverkehr auch mit großen Fahrzeugen 

möglich ist. Als kritisch anzusehen ist hierbei, dass privater Grund erworben werden 

muss und auch hiernach nur sehr beengte Platzverhältnisse vorhanden wären, um 

eine Schrankenanlage aufzustellen. Zudem müsste der Bahnweg sehr nahe an das 

Gebäude der dortigen Gewerbeeinheit herangeführt werden.  
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Variante 2: Neubau einer Eisenbahnüberführung 
Bei Variante 2 wird eine Eisenbahnüberführung gebaut und die B465 tiefergelegt. Die 

Tieferlegung hat zur Folge, dass der Bahnweg und die Wehrstraße mit einer eigenen, 

parallel zur verlegten Bundesstraße geführten Anwohnerstraße erschlossen werden 

müssten. Durch diese weitere Straße müssten weitere Flächen Dritter in Anspruch 

genommen werden. Zudem müsste die im IV. Quadranten errichtete GSM-R 

Funkstation aufwändig verlegt werden (Parallelneubau zur bestehenden Anlage 

erforderlich zwecks Erhaltung der ununterbrochenen Verfügbarkeit). Auf Grund der 

Einschränkungen und Probleme bei der Tieferlegung/Unterführung der B465 wurde 

Variante 2 von der Vorhabenträgerin nachvollziehbar nicht weiterverfolgt. 

Variante 3: Neubau einer Umfahrung/Schließung Zufahrt in den Bahnweg 
Bei Variante 3 wird der Bahnweg zukünftig über die Wehrstraße erschlossen und die 

Zufahrt aus der B465 für Kraftfahrzeuge mit Pollern gesperrt, so dass keine 

Einschränkung für den Fußgänger- und Fahrradverkehr entsteht. Für potenzielle 

Kunden der Gewerbeeinheit werden an der neuen Umfahrungsstraße Parkplätze 

vorgesehen. Auch hier muss zwar privater Grund erworben, sowie eine 

Altlastenfläche saniert und durchfahren werden, die Situation im Bereich des 

Bahnüberganges würde sich jedoch deutlich verbessern (z.B. ausreichender Platz für 

die Aufstellung der Schrankenanlage, Entschärfung der Gefahrensituation am 

Bahnübergang), zudem ist diese Variante schnell zu realisieren. Die Variante wurde 

von der Vorhabenträgerin jedoch nicht weiterverfolgt, da sich hier bereits im Vorfeld 

hoher Anwohnerwiderstand gezeigt hat. Die Anwohner der Wehrstraße befürchteten 

eine hohe Verkehrszunahme durch ihre Straße, da der gesamte Liefer- und 

Publikumsverkehr zur und von der Gewerbeeinheit hier entlangfahren müsste. 

Variante 4: Verschwenkung der B465 
Bei Variante 4 wird die B465 verschwenkt und eine neue Anwohnerstraße zur 

Erschließung des Bahnweges gebaut. Ein sehr großer Nachteil dieser Variante ist der 

hohe Verbrauch an landwirtschaftlichen Flächen. Zudem müsste die im IV. 

Quadranten errichtete GSM-R Funkstation aufwändig verlegt werden (Parallelneubau 

zur bestehenden Anlage erforderlich zwecks Erhaltung der ununterbrochenen 

Verfügbarkeit). Bei der Trassierung der B465 ist der geringe Abstand zwischen 

Bahnübergang und Ortsbebauung zudem ein großer Zwangspunkt. Aufgrund der 

vielen Nachteile sowie der hohen Kosten wurde diese Variante nicht weiterverfolgt. 
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Variante 5: Verlegung der Bahnstrecke 
Bei Variante 5 wird, um im Bahnweg Begegnungsverkehr zu ermöglichen, die 

Eisenbahnstrecke verlegt. Obwohl die B465 bis auf den Bau des Bahnüberganges 

unberührt bleibt, der Bahnübergang richtlinienkonform ausgebildet werden kann und 

der geringeren Kosten im Vergleich zur Verlegung der B465 wurde diese Variante 

nicht weiterverfolgt. Die bauzeitlichen Eingriffe in den Bahnverkehr sind zu groß, 

außerdem müsste eine Vielzahl von Flächen Dritter in Anspruch genommen werden, 

was es insoweit möglichst zu vermeiden gilt. 

Variante 6: Erstellung eines weiteren Bahnüberganges 
Bei Variante 6 wird der Bahnweg über einen neuen, weiteren Bahnübergang 

erschlossen. Dieser würde ungefähr an Bahn-km 15,152 liegen. Dadurch kann die 

bisherige Einfahrt in den Bahnweg geschlossen werden. Bei dieser Variante 

entstehen viele Betroffenheiten, insbesondere werden die landwirtschaftlichen 

Flächen zerschnitten und die Verkehrsbelastung der hinteren Anwohner im Bahnweg 

steigt. Zudem ist fraglich, ob diese Variante durchsetzbar wäre, weil neue 

kraftfahrzeugfähige Bahnübergänge grundsätzlich nicht mehr gebaut werden sollen 

(§ 2 Abs. 1 Eisenbahnkreuzungsgesetz (EKrG)). Aus diesen Gründen wurde diese 

Variante von der Vorhabenträgerin nicht weiterverfolgt. 

Variante 7: Anschluss des Bahnwegs an die B465 mittels BÜSTRA-Anlage 
Bei Variante 7 wird die Einmündung des Bahnwegs in die B465 aufgeweitet und 

mittels einer BÜSTRA-Anlage (Bahnübergangssteuerungsanlage) gesichert. Durch 

die Aufweitung der Einmündung wird in Flächen Dritter eingegriffen, aber dadurch 

deutlich die Sicherheit des Bahnübergangs erhöht. Diese Variante wurde nicht 

weiterverfolgt, da Widerstand beim Eingriff in Flächen Dritter erwartet wurde und die 

„Verkehrsfläche Bahnübergang“ sehr stark aufgeweitet werden müsste. Zudem hat 

der Straßenbaulastträger der Bundesstraße diese Variante sowohl aus technischer 

wie auch aus Kostensicht nicht gutgeheißen. 

Variante 8: Neubau einer Umfahrung mit Schließung der vorhandenen Zufahrt in 
den Bahnweg und Neubau von Parkplätzen an der B465 
Variante 8 ist die hier beantragte Form und baut auf Variante 3 auf. Sie unterscheiden 

sich darin, dass die Parkplätze nicht mehr an der Umfahrungsstraße, sondern an der 

B465 direkt gegenüber der Gewerbeeinheit angeordnet werden, so dass es hierdurch 

nicht zu einer Erhöhung des Verkehrs in der Wehrstraße durch möglichen 

Kundenverkehr der Gewerbeeinheit kommt, was den Belangen der Anwohner 

entsprechend Rechnung trägt. 
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Aus wirtschaftlicher, naturschutzfachlicher und technischer Sicht wurde deshalb 

seitens der Vorhabenträgerin die Variante 8 vorgezogen. 

Eine Nullvariante, also der vollständige Verzicht auf das Vorhaben, kommt aufgrund 

der erheblichen Gefährdungssituation am Bahnübergang nicht in Betracht. 

B.4.2.1 Aufbau einer Bahnschranke im Bahnweg 

Gegen die gewählte Variante wurde eingewandt, dass die Anbringung einer 

Bahnschranke im Bahnweg für den Fahrzeug-, Fußgänger- und Fahrradverkehr 

entgegen der bisherigen Planung den bestehenden Bedenken hinsichtlich der 

Gefährlichkeit der Zufahrt wirkungsvoll begegnen würde. Die Vorhabenträgerin gehe 

ohne Auseinandersetzung mit der Thematik und ohne Prüfung und Planung davon 

aus, dass nicht genügend Platz zur Aufstellung einer Bahnschranke vorhanden sei. 

Hierbei werde nicht berücksichtigt, dass der Erwerb privaten Grundes problemlos 

möglich sei und die Platzverhältnisse dann ausreichend wären, um eine 

entsprechende Bahnschranke aufzustellen. Es sei ohnehin eine neue 

Schrankenanlage geplant, so dass die Einbringung einer zusätzlichen Bahnschranke 

im Bahnweg auch nur zu geringfügig höheren Kosten führen würde. 

Die Vorhabenträgerin hat hier umfassende Prüfungen der einzelnen Varianten 

vorgenommen und insbesondere Variante 1 auch nochmals nach einem von den 

Einwendern geforderten Ortstermin geprüft, ist jedoch letztlich aus Sicht der 

Planfeststellungsbehörde plausibel und nachvollziehbar zum Ergebnis gelangt, dass 

aufgrund der vorhandenen örtlichen Gegebenheiten (Wohnbebauung nah des 

Bahnwegs auf der einen Seite, Bahngleis auf der anderen Seite) unter Beachtung der 

gültigen Regelwerke, insbesondere der Richtlinie 815 („Bahnübergangsanlagen 

planen und instandhalten“) der Deutschen Bahn, keine Bahnschranke im Bereich des 

Bahnweges regelkonform angebracht werden kann. 

Bei Umsetzung von Variante 1 müsste der Bahnweg sehr stark verbreitert werden, 

um Begegnungsverkehr zu ermöglichen. Durch diese starke Aufweitung des 

Bahnweges wäre für den Kraftfahrzeugverkehr eine zulässige Bahnschranke 

aufgrund der vorhandenen örtlichen Verhältnisse dennoch nicht möglich. 

Die Länge der Schrankenbäume ist nach der vorgenannten Richtlinie 815 

grundsätzlich so zu bemessen, dass für das Räumen der Kraftfahrzeuge in der 

Gegenrichtung eine Fahrbahnbreite von mindestens 3,00 m verbleibt. Nur wenn 

Verkehre von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen mit einer Breite über 2,50 m 

nicht berücksichtigt werden müssen, darf der Räumstreifen bei Fahrbahnbreiten unter 
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5,00 m auf 2,75 m verkleinert werden. Die Mindestlänge eines Schrankenbaumes 

liegt bei 1,50 m und von der Straßenmitte darf die Schrankenbaumlänge auch 

aufgrund örtlicher Gegebenheiten maximal um 0,50 m gekürzt werden, damit diese 

ihre Signalwirkung auch noch entfalten kann.  

Hieraus ergibt sich vorliegend ein erforderliche Mindestfahrbahnbreite von 4,25 m für 

die Aufstellung einer Halbschranke im Bahnweg, und zwar noch ohne 

Berücksichtigung der erforderlichen Schleppkurven für größere Fahrzeuge, die 

jedoch im Bahnweg derzeit nicht gegeben ist. Empfohlen wird an Bahnübergängen 

mit technischer Sicherung sogar eine Fahrbahnbreite von mindestens 5,50 m. 

Bei einer erheblichen Aufweitung des Bahnweges, wie in Variante 1 vorgesehen, 

können die Vorgaben der Richtlinie 815 nach den plausiblen Angaben der 

Vorhabenträgerin ebenfalls nicht eingehalten werden, insbesondere aufgrund der 

notwendigen Schleppkurven im Bahnweg bei der Ein- und Ausfahrt und der dadurch 

notwendigen Fahrbahnbreite kann eine Bahnschranke gerade im Hinblick auf die 

Schrankenlänge und den Abstand zur Fahrbahnmitte nicht regelkonform installiert 

werden, wenn diese ihre Sicherungsfunktion noch erfüllen können soll. 

Daher ist das Vorhaben auch nicht mit geringerem Aufwand oder Kosten durch 

Aufstellung einer einzelnen Bahnschranke möglich, auch wenn dies zwar theoretisch 

möglich wäre, aber eben nicht in regelkonformer Weise. 

Dass die Vorhabenträgerin diese Möglichkeit in ihrer Planung nicht weiter 

berücksichtigt hat, weil diese nicht regelkonform umgesetzt werden kann, ist daher 

von der Planfeststellungsbehörde im Ergebnis nicht zu beanstanden, da die 

vorliegende Planung ja gerade darauf abzielt, die Sicherheit am Bahnübergang zu 

erhöhen und dies durch Variante 1 nicht vollständig umsetzbar ist. 

B.4.2.2 Abgabe von Grundeigentum, Aufwand und Kosten 

Gegen Variante 8 wurde mehrfach eingewandt, dass die geplante neue 

Straßenführung deutlich schwieriger und gefährlicher als die bisherige Zufahrt in den 

Bahnweg sei, die entsprechend der Variante 1 problemlos verbessert werden könne, 

zumal bei beiden Varianten privater Grund erworben werden müsse. Es sei 

unzutreffend, dass der Bau einer Schranke aufgrund der Platzverhältnisse im 

Bahnweg nicht möglich sei, weil die Eigentümer der betroffenen Flurstücke 947 und 

947/1 bereit seien, einen Teil ihrer Grundstücke abzugeben, um den notwendigen 

Platz für die geänderte Einfahrt und die Bahnschranke zu ermöglichen. Zumindest 

bestehe Gesprächsbereitschaft, auch zur Anlegung von drei Stellplätzen auf der 
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Rückseite der dortigen Garage. Variante 1 sei daher die am schnellsten zu 

realisierende, verkehrstechnisch sachgerechteste Variante mit dem geringsten 

Anwohnerwiderstand und der geringsten Belastung für Eigentümer und Anwohner, für 

die daher auch eine Kosten-Nutzen-Analyse sprechen würde, da insbesondere der 

Straßenneubau hohe Kosten verursachen würde. 

Die Vorhabenträgerin hat daraufhin erwidert, dass im Rahmen der Planungsphasen 

alle Varianten untersucht worden seien, Variante 1 jedoch deshalb verworfen worden 

sei, weil die Platzverhältnisse aufgrund der vorhandenen Bebauung auch nach einer 

Verbreiterung des Bahnweges nur sehr beengt wären; durch den benötigten Platz 

alleine sei es nicht getan, vielmehr stünden technische, regelwerkbedingte Aspekte 

einer solchen Lösung entgegen.  

Zudem hätte man bei Variante 1 die Fahrbeziehung des Bahnweges in Richtung 

Brucken ausschließen müssen, weil aufgrund der erforderlichen Schleppkurven der 

Innenbogen der Einmündung des Bahnwegs in die B465 immens hätte aufgeweitet 

werden müssen, wodurch ein großer Trichter entstanden wäre, der auch durch eine 

eigene Bahnschranke aus dem Bahnweg heraus nicht hätte ausreichend 

sicherheitstechnisch abgedeckt werden können. Der Gemeinde Lenningen war es 

zudem auch wichtig gewesen, auch im Interesse der Anwohner, die bisherigen 

Fahrbeziehungen vollständig aufrecht erhalten zu können. 

Ein geringerer Aufwand und ein größerer Nutzen läge aus Sicht der Vorhabenträgerin 

nicht vor, weil auch bei Umsetzung von Variante 1 umfangreiche bauliche Eingriffe in 

privates Eigentum notwendig wären und trotzdem die Verkehrsströme aus 

Sicherheitsgründen nicht komplett erhalten bleiben könnten.  

Die Einwendungen unterscheiden sich bereits inhaltlich darin, ob die Eigentümer der 

betroffenen Grundstücke bereits jetzt bereit sind, ihre Grundstücke zum Teil 

abzugeben oder ob diesbezüglich lediglich Gesprächsbereitschaft besteht, so dass 

schon nicht sicher ist, ob die benötigten Flächen tatsächlich freiwillig zur Verfügung 

gestellt würden und Variante 1 überhaupt so einfach umgesetzt werden könnte. 

Selbst wenn die Eigentümer bereit wären, den benötigten Platz zur Verbreiterung des 

Bahnweges zur Verfügung zu stellen, wäre eine regelkonforme Aufstellung einer 

Bahnschranke im Bahnweg auch weiterhin nicht möglich, wie bereits unter Ziffer 

B.4.2.1 ausgeführt wurde. Das Ziel der Planung, die Sicherheit des Bahnübergangs 

im Hinblick auf den Bahnweg zu erhöhen und einen verkehrssicheren Zustand 

herzustellen, könnte bei dieser Variante somit nicht erreicht werden.   
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Da die Umsetzung von Variante 1 die planerische Zielsetzung nicht erreichen kann, 

kommt es auf einen möglicherweise geringeren Aufwand und geringere Kosten bei 

deren Umsetzung nicht an.  

Es ist daher nicht zu beanstanden, dass die Prüfung von Variante 1 durch die 

Vorhabenträgerin nicht mehr weiter vertieft wurde, nachdem bereits im 

Entwurfsstadium erkennbar war, dass eine Lösung nicht zu einem regelkonformen 

Ergebnis führen kann. Dennoch hatte die Vorhabenträgerin die Variante erneut 

geprüft und ist nachvollziehbar nicht zu einem abweichenden Ergebnis gekommen. 

B.4.2.3 Altlastenfläche 

Eingewandt wurde weiter, dass gegen Variante 8 spreche, dass eine Altlastenfläche 

saniert und durchfahren werden müsse. Der Baugrund der geplanten Umfahrung sei 

problematisch, da dieser nur aufgefüllt und teilweise nur mit etwa 10 cm Humus 

überdeckt sei.  

Die Vorhabenträgerin hat sich dahingehend geäußert, dass die Böden umfassend 

untersucht und die Planung entsprechend vorgenommen wurde. Die Tragfähigkeit 

des Bodens sei dadurch gewährleistet. Zudem hätten die Untersuchungen gezeigt, 

dass das Risiko der Altlastenverdachtsfläche vertretbar sei.  

Die Planfeststellungsbehörde hat hier keine Anhaltspunkte, dass diese 

Risikoeinschätzung der Vorhabenträgerin nicht vertretbar wäre.  

Der Vorhabenträgerin wurden entsprechende Nebenbestimmungen unter Ziffer A.4.6 

(Altlasten) auferlegt, um etwaigen Risiken bezüglich der vorhandenen Altlastenfläche 

in Bezug auf mögliche Gefahren wirksam zu begegnen. 

Durch den Straßenbau wird ein Teil der Altlastenfläche abgetragen und der dortige 

Boden versiegelt, was die vorhandene Situation zumindest geringfügig verbessern 

dürfte, da in diesen versiegelten Bereichen kein Niederschlagswasser mehr in den 

Boden eindringen und mögliche Schadstoffe aus dem Boden lösen kann. 

Daher kommt die Planfeststellungsbehörde zum Ergebnis, dass die Einbeziehung der 

Altlastenfläche nicht gegen die Umsetzung von Variante 8 spricht. 

B.4.2.4 Gefährdungspotential der Einmündung Wehrstraße/B465 

Die Gemeinde Lenningen lehnt die Errichtung einer neuen Zufahrt in den Bahnweg 

ab, da dadurch das Gefährdungspotential lediglich in den Einmündungsbereich der 

Wehrstraße verlagert werde. Durch den zunehmenden Verkehr und der äußerst 

beengten Ein- und Ausfahrmöglichkeiten würde sich das Verkehrssicherheitsrisiko 



Planfeststellungsbeschluss gemäß § 18 Abs. 1 AEG für das Vorhaben „Lenningen, Erneuerung des Bahnübergangs Brucken 
II/B465“, Bahn-km 15,298 der Strecke 4610 Wendlingen - Oberlenningen, Az. 591ppw/080-2018#013, vom 30.11.2022 

 
 

Seite 37 von 105 
 
 

erhöhen. Auch das Polizeipräsidium Reutlingen bewertet die Einmündung der 

Wehrstraße hinsichtlich der künftig verstärkten Nutzung ebenfalls als problematisch, 

weil Fahrzeuge, die in die Wehrstraße abbiegen, auf der Bundesstraße warten 

müssten, wenn in der Wehrstraße ein Fahrzeug wartet. Eine Abbiegespur in die 

Wehrstraße sei weder vorhanden noch vorgesehen. Zudem äußerten sich mehrere 

private Einwender entsprechend. 

Die Vorhabenträgerin ist dem entgegengetreten und vertritt die Auffassung, dass die 

Erhöhung der Verkehrssicherheit am Bahnübergang die Bedenken der Einwender 

zum Gefährdungspotential im Bereich der Einmündung der Wehrstraße in die 

Bundesstraße überwiegen.  

Die Herstellung einer Straße vom Bahnweg in die Wehrstraße führt dazu, dass die 

Einmündung des Bahnwegs in die Bundesstraße geschlossen werden kann. Damit 

wird erreicht, dass im Räumbereich des Bahnüberganges keine Einmündung mehr 

vorhanden ist. Die Einmündung der Wehrstraße in die Bundesstraße liegt außerhalb 

des Räumbereichs des Bahnüberganges. Bei der sicherheitstechnischen Betrachtung 

des Bahnüberganges und auch bei der Berechnung von Einschaltzeiten der 

Bahnübergangssicherung gibt es somit im Rahmen der Variante 8 keine 

Abbiegebeziehungen mehr, bei denen das Räumen des Einmündungs- bzw. 

Bahnübergangsbereiches jederzeit sichergestellt werden können muss.  

Dadurch wird die Sicherheit des Schienen- und Straßenverkehrs im Bereich des 

Bahnübergangs deutlich erhöht und die vorhandene Gefahrensituation beseitigt. 

Die Planfeststellungsbehörde verkennt nicht, dass eine Planung nicht zu einer 

Verschlechterung andernorts führen darf. Dies ist hier aber aus Sicht der 

Planfeststellungsbehörde nicht der Fall, denn die bereits vorhandene Einmündung 

der Wehrstraße, einer relativ kurzen Anliegerstraße ohne Durchgangsverkehr, in die 

Bundesstraße bleibt weitestgehend unverändert bestehen.  

Tatsächlich wird seitens der Vorhabenträgerin nur der abgesenkte Bordstein entfernt, 

was dazu führt, dass Fußgänger nicht mehr bevorrechtigt sind, was letztlich sogar zu 

einer geringfügigen Verbesserung der Abbiegesituation führen kann. 

Im Ergebnis liegt daher keine wesentliche Verlagerung der bisherigen 

Gefährdungssituation des Bahnweges in die Wehrstraße vor und es ist auch nicht mit 

einer erheblichen Verkehrszunahme zu rechnen, wie nachfolgend unter Ziffer B.4.2.5 

ausgeführt, zudem liegt die Einmündung außerhalb des Räumbereichs des 

Bahnübergangs, so dass die Gefährdungssituation im Bereich des Bahnüberganges, 

deren Beseitigung das primäre Ziel der Planung ist, insgesamt beseitigt wird. 
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B.4.2.5 Ein- und Ausfahrsituation in der Wehrstraße 

Die Gemeinde Lenningen ist der Auffassung, dass sich die Ein- und Ausfahrsituation 

im Bereich der Wehrstraße erheblich verschlechtern würde mit nicht absehbaren 

Folgen für die Unfallhäufigkeit auf der Bundesstraße, was wiederum zu Rückstau bis 

in den Bahnübergangsbereich führen könne. Die Einmündung sei beengt, 

unübersichtlich und schlecht einsehbar mit einem relativ hohen Neigungswinkel. 

Ähnlich hat sich das Polizeipräsidium Reutlingen geäußert und ergänzt, dass die 

Wehrstraße derzeit nicht für Begegnungsverkehr ausgelegt sei und über einen 

abgesenkten Bordstein an die Bundesstraße angebunden sei, so dass Fußgänger 

Vorrang vor dem Fahrzeugverkehr hätten und wartende Fahrzeuge bergauf stehen 

würden. Die Sichtverhältnisse seien jedoch gemäß der zugelassenen 

Geschwindigkeit ausreichend, sofern ein Fahrzeug direkt auf dem Gehweg steht. 

Eine Annäherungssicht sei nicht vorhanden. Daher seien die Sichtverhältnisse zu 

prüfen. Mit Rückstau sei nur bei hohem Verkehrsaufkommen zu rechnen. Auch 

mehrere private Einwender äußersten sich entsprechend. 

Ferner wurde eingewandt, dass die sehr schmale Ein- und Ausfahrt der Wehrstraße 

mehr Gefahrenpotential bringe als die gut einsehbare Ein- und Ausfahrt des 

Bahnweges. Die Besucher der Gewerbeeinheit würden kaum auf der 

gegenüberliegenden Seite parken, um die Einkäufe über die stark befahrene 

Bundesstraße zu tragen. Vielmehr sei davon auszugehen, dass Kunden zukünftig 

über die Wehrstraße zur Gewerbeeinheit fahren, wodurch sich das 

Verkehrsaufkommen weiter erhöhe. Die Verkehrssicherheit würde sich daher 

insgesamt verschlechtern, da die Wehrstraße bereits jetzt deutlich stärker mit 

Kraftfahrzeugverkehr frequentiert sei als der Bahnweg, da es dort eine Vielzahl von 

Anwohnern gebe. Schon heute sei ein zeitgleiches Ein- und Ausfahren in die 

Wehrstraße aufgrund der Örtlichkeit nicht möglich. Zudem weise die Wehrstraße ein 

deutlich höheres Gefälle auf, was bei stärkerer Frequentierung, insbesondere im 

Winter, zu massiven Problemen führen dürfte. Die Einmündung der Wehrstraße in die 

Bundesstraße sei genauso eng und schmal wie die des Bahnwegs in die 

Bundesstraße, so dass zwingend eine Ampelregelung erforderlich sei, die den 

Verkehr auf der Bundesstraße weiter verlangsamen würde, um dem erhöhten 

Gefahrenpotential für ausfahrende Verkehrsteilnehmer zu begegnen. Dem geringen 

Zeitvorteil der Eisenbahn stünden erhebliche Störungen des Durchgangsverkehrs auf 

der Bundesstraße entgegen. 

Ein möglicherweise bereits bestehendes Gefährdungspotenzial in diesem 

Einmündungsbereich ändert sich durch das planfestgestellte Vorhaben nicht in einem 
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wesentlichen Umfang. Die Behebung einer etwaigen bereits vorhandenen 

Gefährdungssituation durch die bestehende Ein- und Ausfahrsituation im Bereich der 

Einmündung der Wehrstraße in die Bundesstraße obliegt nicht der Vorhabenträgerin, 

sondern dem zuständigen Träger der Straßenbaulast, da diese Ein- und 

Ausfahrsituation vom geplanten Vorhaben weitestgehend unberührt bleibt. Das 

Gefährdungspotenzial werde durch das Vorhaben nicht wesentlich erhöht und die 

Sichtverhältnisse könnten aus Sicht der Vorhabenträgerin durch einen Rückschnitt 

des dort vorhandenen Gehölzes verbessert werden. Diesbezüglich hat die 

Vorhabenträgerin auch zugesagt, dies nochmals zu prüfen (Zusage unter A.5.4). 

Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde ist ebenfalls nicht mit einer erheblichen 

Verkehrszunahme in der Wehrstraße zu rechnen. Über die neue Straße wird der 

Bahnweg an die Wehrstraße angeschlossen. Beim Bahnweg handelt es sich um eine 

Sackgasse, in der sich lediglich drei Wohnhäuser befinden. Somit ist davon 

auszugehen, dass lediglich die wenigen Anwohner und deren Besucher, 

Kommunalfahrzeuge und der Lieferverkehr zu der kleinen Gewerbeeinheit und zu 

den Wohnhäusern die neue Straße tatsächlich nutzen werden.  

Es ist daher lediglich mit einer relativ geringen Verkehrszunahme in der Wehrstraße 

zu rechnen. Der Bahnweg wurde bei einer Verkehrszählung im Jahr 2012 von etwa 

25 Fahrzeugen pro Tag und Richtung befahren. Aufgrund der unveränderten 

Bausituation im Bahnweg dürfte sich diese Zahl zwischenzeitlich auch nicht 

wesentlich erhöht haben.  

Unabhängig davon, dass sich die Einmündung außerhalb des Räumbereichs 

befindet, ist im Falle eines abbiegenden Fahrzeuges bei gleichzeitigem 

Gegenverkehr aus der Wehrstraße und einem möglichen Rückstau die Fahrbahn in 

Fahrtrichtung Oberlenningen weithin einsehbar, so dass ein möglicher Rückstau trotz 

des geringen, die Wehrstraße benutzenden Verkehrs, für die Verkehrsteilnehmer 

frühzeitig erkennbar ist und sich die Verkehrsteilnehmer auch im 

Bahnübergangsbereich rechtzeitig vorausschauend darauf einrichten können und 

müssen. Zudem besteht aktuell die Gefahr, dass auch beim Abbiegen in den 

Bahnweg ein Rückstau entsteht, der sich dann jedoch unmittelbar auf dem 

Bahnübergang befinden würde, was durch die vorliegende Planung verhindert wird. 

Daher ist auch im unverändert wie bisher bestehend bleibenden Einmündungsbereich 

der Wehrstraße mit der Bundesstraße nicht mit einer erheblichen Verkehrszunahme 

und damit auch nicht mit einer wesentlichen Erhöhung des Gefährdungspotenzials zu 

rechnen, auch nicht im Winter, wie von den Einwendern befürchtet, zumal es sich 
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auch bei der Wehrstraße nur um eine kurze Anliegerstraße handelt, in der sich nur 

wenige Gebäude befinden und die somit ebenfalls von nur wenigen Fahrzeugen 

befahren wird. Eine Ampelregelung ist aufgrund des geringen, von der Wehrstraße in 

die Bundesstraße einbiegenden Verkehrs aus Sicht der Planfeststellungsbehörde 

daher unverhältnismäßig und nicht erforderlich. 

Die Vorhabenträgerin hat zudem zugesagt, den nicht ganz abgesenkten Bordstein an 

der Einmündung Wehrstraße/B465 zu entfernen, so dass auch Fußgänger nicht mehr 

bevorrechtigt sind, sondern der aus der Wehrstraße kommende Verkehr, was zu 

einer Verbesserung der Abbiegesituation führen dürfte, da die Fahrzeuge bis zur 

Bundesstraße vorfahren können, ohne vor dem Bürgersteig anhalten zu müssen 

(Zusage unter A.5.4) 

Zudem geht es bei der vorliegenden Planung nicht um einen geringen Zeitvorteil der 

Eisenbahn durch die Beseitigung der Langsamfahrstelle, sondern vorrangig um die 

Sicherheit des Schienen- und Straßenverkehrs im Bahnübergangsbereich. 

Nach alledem kommt die Planfeststellungsbehörde zum Ergebnis, dass sich die 

Verkehrssituation im Ein- und Ausfahrbereich der Wehrstraße aufgrund der nur 

geringfügigen Erhöhung des Verkehrs nicht wesentlich ändern wird. Eine 

geringfügige Mehrbelastung ist hinzunehmen, um das erhebliche Gefahrenpotential 

im Bereich der Einmündung des Bahnwegs beseitigen zu können, da dieses 

Verkehrssicherheitsrisiko im Ergebnis höher zu bewerten ist.  

B.4.2.6 Sicherheit der bisherigen Situation 

Es wurde noch eingewandt, dass die bisherige Einmündung der Bahnstraße in die 

Bundesstraße sicherer sei als die der Wehrstraße, zumal Verkehrsteilnehmer an 

Bahnübergängen mehr Aufmerksamkeit zeigen und die Geschwindigkeit eher 

anpassen würden als an einer unscheinbaren Einfahrt einer Nebenstraße. 

Diesem Einwand kann nicht gefolgt werden, da es sicherheitstechnisch überaus 

problematisch ist, dass die bestehende Einmündung direkt in den Bahnübergang 

mündet, was bereits zu kritischen Situationen geführt hat. Daher kann auch der 

Einwand nicht durchgreifen, dass Verkehrsteilnehmer an einem Bahnübergang 

aufmerksamer seien als an einer Einmündung.  

Demgegenüber ist unter Berücksichtigung der bisherigen Ausführungen nicht 

ersichtlich, inwieweit die Zufahrt über die Wehrstraße wesentlich unsicherer sein soll, 

die ja auch aktuell genutzt wird und durch das Vorhaben nicht wesentlich mehr 

belastet wird – und sich außerhalb des Räumbereichs des Bahnüberganges befindet. 
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Zudem müssen Verkehrsteilnehmer auch an Einmündungen ebenso aufmerksam 

sein wie auch an Bahnübergängen. 

B.4.2.7 Straßenbreite, Ausweichmöglichkeiten und Begegnungsverkehr 

Durch die Gemeinde Lenningen wurde eingewandt, dass die Breite der neuen Straße 

mit 3,50 m zu gering sei, da diese auch von Kommunal- und Rettungsfahrzeugen 

befahren werden müsse. Begegnungsverkehr sei zumindest teilweise unmöglich, die 

Ausweichstelle vor der Kurve sei völlig unzureichend. Durch den vorhandenen Knick 

sei der Verlauf unübersichtlich und der weitere Weg aus beiden Richtungen nicht 

einsehbar. Ähnlich äußerten sich mehrere private Einwender. 

Es wurde zudem mehrfach eingewandt, dass für Anwohner und Kommunalfahrzeuge 

durch die neue Straße eine deutlich schlechtere und umständlichere, nicht gesicherte 

Erschließungssituation bestehe. Die Anfahrt des Bahnweges durch Müllfahrzeuge 

über die neue Straße würde zum Problemfall. Die geplante Umfahrungsstraße sei zu 

schmal, zu abschüssig und zu gefährlich und würde die notwendigen Mindestbreiten 

einer Straße für Begegnungsverkehr mit Kraftfahrzeugen nicht einhalten. Es gäbe 

keine Wendemöglichkeiten für Lastwagen, Kommunal- und Rettungsfahrzeuge, die 

den Bahnweg sicher erreichen müssen. Eine Fahrbahnbreite von 3,50 m entspreche 

nicht dem aktuellen Stand der Technik und den aktuellen Erfordernissen, die 

heutzutage deutlich höher seien, da die meisten Fahrzeuge heute schon etwa 2,00 m 

breit seien, so dass Begegnungsverkehr von zwei Personenkraftwagen schon nicht 

mehr möglich sei. Sicherer Begegnungsverkehr erfordere daher einen 

Regelquerschnitt von mindestens 7,50 m. Ferner seien der Fahrweg und die 

Kurvenradien der neuen Straße für Lastkraftwagen nicht praktikabel und die 

vorgesehene Ausweichmöglichkeit zu klein. 

Die Vorhabenträgerin hat sich dahingehend geäußert, dass die geplante Straße den 

geltenden Regelwerken entsprechen würde. 

Gemäß der Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) dürfen schmale 

Zweirichtungsfahrbahnen mit geringer Verkehrsbelastung (weniger als 70 Fahrzeuge 

pro Stunde) innerorts eine Fahrbahnbreite von 3,50 m haben, wenn Ausweichstellen 

vorhanden sind. Diese Anforderungen wurden von der Vorhabenträgerin im Rahmen 

der Planung berücksichtigt.  

Aufgrund der geringen Verkehrsstärke der neu zu errichteten Straße mit nur wenigen 

Fahrzeugen am Tag und um den Eingriff in das besonders geschützte Biotop „Lauter 

bei Brucken“ möglichst zu minimieren, wurde seitens der Vorhabenträgerin diese 
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richtlinienkonforme Fahrbahnbreite gewählt. Der Regelquerschnitt von 7,50 m ist nur 

für stärker befahrene Straßen notwendig.  

Im Jahr 2012 befuhren nur etwa 25 Fahrzeuge den Bahnweg pro Tag und Richtung, 

also im Bereich des schwachen Verkehrs. Durch die unveränderte 

Bebauungssituation ist davon auszugehen, dass sich die heutige Verkehrsstärke 

nicht wesentlich geändert hat. Begegnungsfälle kommen bei etwa 25 Fahrzeugen je 

Richtung über den Tag verteilt daher nur äußerst selten vor.  

Aufgrund der kurzen Zuwegung von gerade einmal etwa 120 m ist auch eine 

Ausweichstelle etwa auf halber Stecke insoweit ausreichend, zumal von der 

Ausweichstelle aus der weitere Streckenverlauf einsehbar ist und auch bei Einfahrt in 

die neue Straße erkennbar ist, ob sich ein Fahrzeug auf der Straße bis zur 

Ausweichstelle befindet, so dass sich die Verkehrsteilnehmer auf entsprechenden 

Begegnungsverkehr rechtzeitig einstellen können. Ansonsten wäre es aber auch 

nicht unzumutbar, die relativ kurze Strecke bis zur Ausweichstelle oder bis zur 

Einmündung zurückzufahren, um hierdurch Begegnungsverkehr zu ermöglichen. 

Gemäß den vorliegenden Schleppkurvenplänen (Anlage 7.3 der Planunterlagen) ist 

die Straße auch mit Rettungs-, Versorgungs- und Kommunalfahrzeugen befahrbar 

und auch entsprechende Wendemöglichkeiten sind gegeben, wenn auch ggf. in 

mehreren Zügen. Es gibt seitens der Planfeststellungsbehörde keine Anhaltspunkte, 

dass die Schleppkurvenpläne insoweit fehlerhaft sein könnten. 

Die Straßenplanung ist daher im Ergebnis nicht zu beanstanden, da diese 

regelkonform geplant ist und auch das Befahren durch Rettungs-, Versorgungs- und 

Kommunalfahrzeuge nicht ausschließt. Zudem wird die alte Zufahrt nicht vollständig 

beseitigt, sondern lediglich durch Poller für den Kraftfahrzeugverkehr gesperrt. 

B.4.2.8 Begegnungsverkehr und Ausweichmöglichkeiten in der Wehrstraße 

Es wurde mehrfach eingewandt, dass nicht klar sei, wie der Verkehrsfluss bei 

Begegnungsverkehr in der Wehrstraße und dem Zufahrtsbereich zur neuen Straße 

funktionieren soll, da keine Ausweichstellen vorhanden und auch nicht in der Planung 

vorgesehen seien und bei Betrachtung der örtlichen Situation auch gar nicht möglich 

seien. Die Anfahrbarkeit der Wehrstraße durch Lastkraftwagen sei nicht 

berücksichtigt und vermutlich auch nicht mehr möglich. Zudem habe auch die 

Wehrstraße aufgrund der örtlichen Gegebenheiten nur eine Breite von 3,50 Meter 

und sei damit für Begegnungsverkehr von Kraftfahrzeugen völlig ungeeignet. Der 

Regelquerschnitt betrage 7,50 m und die Breite der befestigten Fahrbahn daher 
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mindestens 5,50 m, um einen sicheren Begegnungsverkehr mit einer Fahrspur und 

einer Gegenfahrspur von jeweils 2,75 m zu gewährleisten. Die abschüssige 

Wehrstraße sei daher nicht ansatzweise in der Lage, zusätzlichen Verkehr durch die 

Sperrung des Bahnwegs aufzunehmen, da hier zukünftig deutlich mehr 

Fahrzeugverkehr gegeben sei. Es könne nicht mehr gewährleistet werden, dass Müll- 

oder Rettungsfahrzeuge das Gebäude des Einwenders erreichen können, was über 

die Zufahrt durch den Bahnweg problemlos möglich gewesen sei. Bei Umsetzung der 

weniger aufwändigen Variante 1 wäre der Verkehr wie bisher möglich.  

Die Wehrstraße wird durch das Vorhaben nicht geändert, so dass etwaige fehlende 

Ausweichmöglichkeiten in der bestehenden Wehrstraße ein bereits heute 

bestehendes Problem wäre, welches durch das geplante Vorhaben unberührt bleibt. 

Da ungeachtet dessen nur mit relativ geringem Verkehr in der neuen Straße und dem 

Bahnweg zu rechnen ist, ist die Planfeststellungbehörde der Auffassung, dass die 

vorliegende Planung auch den entsprechenden straßenverkehrlichen Belangen in der 

Wehrstraße bei lediglich etwa 25 zusätzlichen Fahrzeugen pro Tag und Richtung 

hinreichend Rechnung trägt, zumal auch bisher Begegnungsverkehr möglich war und 

in der Wehrstraße auch Ausweichmöglichkeiten vorhanden sind. Geringfügige 

Einschränkungen sind hier im Interesse des Ganzen hinzunehmen. 

Die Straße hat zudem eine regelkonforme Breite und wird durch das Vorhaben nicht 

verändert; zudem war es auch bisher möglich, dass Kommunalfahrzeuge die 

Wehrstraße befahren können und es ist auch zukünftig gewährleistet, dass diese bis 

in den Bahnweg fahren können, wie bereits unter Ziffer B.4.2.7 beschrieben.  

Da das Vorhaben die Wehrstraße unberührt lässt, ist daher nicht zu erwarten, dass 

diese durch das geplante Vorhaben von den Fahrzeugen, die bisher die Wehrstraße 

befahren konnten, nun nicht mehr befahren können werden sollte. 

B.4.2.9 Flächeninanspruchnahme 

Soweit die Inanspruchnahme von Grünflächen für den Straßenbau eingewandt 

wurde, wird dieser Eingriff durch die Vorhabenträgerin vollumfänglich durch die 

Umwandlung von Ackerfläche in Grünland wieder ausgeglichen, so dass dem 

Naturschutz hierdurch Rechnung getragen wird (siehe hierzu Ziffer B.4.5). 

B.4.2.10 Böschung und Schutzplanken 

Eingewandt wurde ebenfalls noch, dass die geplante Umfahrungsstraße sich sehr 

nah an dem Fluss Lauter befinde. Dort befinde sich auch eine sehr abschüssige 
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Böschung, die sehr aufwändig mit Leitplanken gesichert werden müsse, um ein 

gefahrloses Befahren zu ermöglichen. Dadurch würden sich nicht nur der Aufwand 

und die Kosten erhöhen, sondern die Straße müsste zusätzlich verschmälert und 

weitere Flächen versiegelt werden. Der Höhenunterschied zwischen Straße und 

Lauter betrage mehr als 3,00 m, weshalb Schutzplanken nicht nur im Kurvenbereich, 

sondern auf einer ganz erheblichen Länge angebracht werden müssten. 

Hierzu führt die Vorhabenträgerin zutreffend aus, dass gemäß den Richtlinien für 

passiven Schutz an Straßen durch Fahrzeug-Rückhaltesysteme (RPS) keine 

Schutzplanke notwendig ist, da die Böschungsneigung kleiner als 1:3 ist, der 

Höhenunterschied weniger als 3,00 m beträgt und nur eine geringe Geschwindigkeit 

(unter 60 bis 70 km/h) gefahren wird. Die Auswirkungen von einfachen 

Schutzplanken im Kurvenbereich auf einer Länge von 10,00 m wären zudem minimal, 

aus Sicht der Vorhabenträger daher auch nicht notwendig; insoweit kommt es auch 

nicht zu höheren Kosten oder einem höheren Versiegelungsgrad.  

Daher ist hier keine Notwendigkeit von Schutzplanken ersichtlich, da die 

Böschungsneigung vorliegend gemäß den Planunterlagen lediglich 1:1,5 beträgt und 

der Höhenunterschied durch die neu anzulegende Böschung nur bei 2,00 m liegt. 

Selbst wenn man den Höhenunterschied und die Böschungsneigung bis zum Fluss 

Lauter betrachten würde, und hiernach die vorgenannten Anforderungen nicht erfüllt 

wären, wären nach der RPS dennoch keine Schutzplanken erforderlich, denn bei der 

dann vorliegenden Gefährdungsstufe 4 nach der RPS wären Schutzplanken dann 

nicht erforderlich, wenn die zulässige Geschwindigkeit unter 60 bis 70 km/h liegt, was 

bei der vorliegenden innerörtlichen Straße der Fall ist. 

Schutzplanken wurden vom maßgeblichen dem Träger der Straßenbaulast, der 

Gemeinde Lenningen, auch nicht gefordert oder als notwendig angesehen. 

B.4.2.11 Winterdienst 

Mehrfach wurde eingewandt, dass die Planung auf einer Länge von etwa 40 Metern 

nur eine Straßenbreite von 3,50 m vorsehe, mit direkt hieran angrenzenden privaten 

Hecken und Grundstücksbegrenzungen. Es sei nicht klar, wie der Winterdienst 

durchgeführt werden soll, der Schnee könne auf dieser Länge kaum zur Seite 

geschoben werden. Zudem sei die geplante Straße von der Wehrstraße in den 

Bahnweg aufgrund der Örtlichkeit relativ steil, so dass ein Befahren im Winter bei 

schlechten Straßenverhältnissen ein deutliches Gefährdungspotential darstelle. 

Hinsichtlich der künftigen Räum- und Streupflicht sei aufgrund der geringen 



Planfeststellungsbeschluss gemäß § 18 Abs. 1 AEG für das Vorhaben „Lenningen, Erneuerung des Bahnübergangs Brucken 
II/B465“, Bahn-km 15,298 der Strecke 4610 Wendlingen - Oberlenningen, Az. 591ppw/080-2018#013, vom 30.11.2022 

 
 

Seite 45 von 105 
 
 

Sonneneinstrahlung und der damit verbundenen Beschattung eine Priorisierung im 

Räumungsplan der Gemeinde Lenningen anzuraten. 

Die Vorhabenträgerin hat darauf hingewiesen, dass viele Gemeindestraßen nur 

einspurig geräumt werden und daher mit Einschränkungen zu rechnen sei. 

Grundsätzlich gilt, dass derjenige, der einen Verkehr eröffnet oder zulässt, dafür zu 

sorgen hat, dass die Verkehrsteilnehmer nicht zu Schaden kommen. Weil es jedoch 

unverhältnismäßig ist, von einer Gemeinde zu verlangen, dass sie jeden Einwohner 

vor jedem Schaden bewahren kann, schränken Gesetze und Rechtsprechung die 

Verkehrssicherungspflicht auf das Zumutbare ein. Die Leistungspflicht von 

Gemeinden und Landkreisen ist zu berücksichtigen und die Verkehrssicherungspflicht 

fängt erst dann an, wo der Verkehrsteilnehmer nicht mehr selbst in der Lage ist, die 

Situation trotz besonderer Sorgfalt zu beherrschen. Die Räum- und Streupflicht 

unterliegt daher auch räumlichen und zeitlichen Einschränkungen. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs sind Fahrbahnen der öffentlichen 

Straßen innerhalb geschlossener Ortslagen lediglich an verkehrswichtigen und 

gleichzeitig gefährlichen Stellen bei Schnee- und Eisglätte zu räumen und zu streuen. 

Verkehrswichtig ist eine Straße dann, wenn sie im Verhältnis zu allen anderen 

Straßen in der Gemeinde den meisten Verkehr trägt, und zwar dauernd; eine erhöhte 

Verkehrsbelastung zu Spitzenzeiten reicht nicht aus. Zudem muss eine besondere 

Gefährlichkeit vorliegen, etwa bei scharfen, unübersichtlichen oder sonst schwierig zu 

durchfahrenden Kurven, starken Gefällstrecken oder unübersichtlichen Kreuzungen – 

also Stellen, an denen Autofahrer erfahrungsgemäß bremsen, ausweichen oder sonst 

ihre Fahrtrichtung oder Geschwindigkeit ändern müssen – wenn die Gefahr also 

unvermutet auftreten und selbst mit einer vorausschauenden Fahrweise nicht 

verhindert werden kann. Für eine Räumpflicht müssen beide Voraussetzungen 

gleichzeitig vorliegen. 

Es handelt sich hier jedoch nur um eine kleine, etwa 120 m lange Anliegerstraße, an 

der sich sehr wenig Wohnbebauung befindet und die daher auch zukünftig nur von 

wenigen Fahrzeugen befahren werden wird. Sie ist daher keine verkehrswichtige 

Straße. Eine Räumpflicht seitens der Gemeinde besteht daher nicht und damit auch 

kein Anspruch auf eine Priorisierung. Es steht der Gemeinde Lenningen frei, ob und 

wie sie diese Straße zukünftig räumen wird. 

Ungeachtet dessen handelt es sich auch nicht um eine besonders gefährliche Straße, 

sondern um eine Straße mit verhältnismäßig geringem Gefälle, die auch nicht sehr 

schwierig zu befahren ist. Seitens der Einwender wurde auch nicht vorgetragen, dass 
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es auf der deutlichen steileren Wehrstraße zu entsprechenden Problemen in der 

Vergangenheit gekommen ist, so dass auch in der neuen Straße aus Sicht der 

Planfeststellungsbehörde nicht davon auszugehen ist. 

Letztlich handelt es sich um eine nach RASt 06 zugelassene Straßenbreite, so dass 

die Planfeststellungsbehörde der Auffassung ist, dass, sollte die Gemeinde 

Lenningen sich dazu entscheiden, die Straße im Winter zu räumen, dies auch 

möglich ist. Die Planfeststellungsbehörde verkennt nicht, dass es theoretisch zu 

Einschränkungen beim Begegnungsverkehr kommen könnte, wenn die 

Ausweichstelle in sehr schneereichen Phasen etwa für die Lagerung des Schnees 

kurzzeitig verwendet werden müsste und es nicht möglich wäre, den Schnee bis zum 

Ende der Straße oder an den Straßenrand zu schieben. Aufgrund des nur sehr 

geringen Verkehrs in dieser Straße und der geringen Fahrbahnlänge wäre diese 

Einschränkung für die Anlieger jedoch im Ergebnis nicht unzumutbar. 

B.4.2.12 Querungshilfe für Fußgänger 

Die Gemeinde Lenningen vertritt die Ansicht, dass für eine sichere 

Überquerungsmöglichkeit der B465 eine Signalanlage errichtet werden müsse, da 

ansonsten eine neue, erhebliche Gefahrenquelle geschaffen werde. Auch das 

Polizeipräsidium Reutlingen sieht es als kritisch an, dass die Kunden der 

Gewerbeeinheit die Bundesstraße queren müssen. Der Streckenverlauf sei geradlinig 

und die Geschwindigkeit auf 50 km/h beschränkt. Mit etwa 4.200 Fahrzeugen pro Tag 

herrsche ein moderates Verkehrsaufkommen. Der Streckenabschnitt weise eher 

außerörtlichen Charakter auf, so dass Kraftfahrer kaum mit querenden Fußgängern 

rechnen würden. Andererseits seien die Sichtverhältnisse hingegen gut, die 

Sichtweiten sehr groß. Auch private Einwender haben ähnliche Bedenken. 

Es wurde eingewandt, dass die Parkplatzausweisung zu gefährlichen Situationen 

beim Überqueren der Straße führen würde. Es sei zwingend eine Ampelregelung 

notwendig, da eine sichere Möglichkeit geschaffen werden müsse, damit Kunden der 

Gewerbeeinheit mit ihren Einkäufen sicher die Bundesstraße überqueren können. Es 

sei den Kunden nicht zumutbar, bepackt über eine stark befahrene Bundesstraße zu 

gehen, auch wenn die Kundenzahl zukünftig gering sein werde. Hierdurch entstehe 

neues Gefahrenpotential. 

Die Vorhabenträgerin ist dem dahingehend entgegengetreten, dass die Installation 

einer Signalanlage als Querungshilfe für Fußgänger zwischen Parkplatz und 

Gewerbeeinheit wegen des moderaten Verkehrsaufkommens nicht erforderlich sei, 

zumal es sich auch nur um eine kleine Gewerbeeinheit handele.  
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Zudem würde die Umsetzung einer Fußgänger-Signalanlage dazu führen, dass die 

Sicherungsanlage des Bahnübergangs mit der Straßensignalanlage gekoppelt 

werden müsste, woraus sich deutlich längere Einschaltstrecken seitens der 

Eisenbahn ergeben würden, was zu Abhängigkeiten zu den anderen 

Bahnübergängen führen würde und die Schließzeiten des Bahnübergangs 

verlängere, was auf Bundesstraßen jedoch zu vermeiden sei. 

Aufgrund des moderaten Verkehrsaufkommens und der nur relativ kleinen 

Gewerbeeinheit ist die Planung der Vorhabenträgerin nicht zu beanstanden. Es 

handelt sich um eine relativ gerade verlaufende Straße, die in beide Richtungen gut 

einsehbar ist. Fußgänger aus Richtung Oberlenningen kommend mussten die 

Fahrbahn bisher auch ohne Querungshilfe überqueren. Die Einrichtung einer 

Querungshilfe würde nicht nur zu Auswirkungen auf den Eisenbahn- und 

Straßenverkehr führen, sondern die Einrichtung einer Querungshilfe dürfte angesichts 

des tatsächlichen Bedarfs und des hierfür notwendigen Aufwands, insbesondere 

auch im Hinblick auf die softwaretechnische Anpassung an die Sicherungssysteme 

des Bahnübergangs und dem damit verbundenen Aufwand und den hohen Kosten 

auch unwirtschaftlich und damit unverhältnismäßig sein. 

Nach den Empfehlungen für Fußgängerverkehrsanlagen (EFA) benötigen Straßen 

mit zwei Fahrstreifen bis 8,50 m Fahrbahnbreite und einer Geschwindigkeit von 50 

km/h zudem nur dann Querungsanlagen, wenn die Verkehrsstärke mehr als 1.000 

Kraftfahrzeuge pro Spitzenstunde beträgt. Bei der Verkehrszählung im Juni 2012 

wurden am Bahnübergang insgesamt 2.400 Fahrzeuge pro Tag gemessen. Auch 

unter Berücksichtigung einer Verkehrszunahme auf 4.200 Fahrzeuge pro Tag geht 

die Planfeststellungsbehörde derzeit nicht davon aus, dass die Verkehrsstärke in 

diesem Bereich nunmehr einen Umfang von mehr als 1.000 Kraftfahrzeugen pro 

Spitzenstunde erreicht. 

Ungeachtet dessen sollen selbst Fußgängerüberwege nach der Allgemeinen 

Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-Ordnung (VwV-StVO), dort zu § 26 

Straßenverkehrsordnung (StVO), in der Regel nur dann angelegt werden, wenn es 

das Fußgängeraufkommen nötig macht. In der Zusammenschau mit den Richtlinien 

für die Anlage und Ausstattung von Fußgängerüberwegen (R-FGÜ 2001) wäre daher 

schon ein einfacher Fußgängerüberweg unverhältnismäßig, so dass dies erst recht 

für eine Signalanlage gilt. Denn nach Ziffer 2.3 Abs. 2 der R-FGÜ 2001 wird ein 

Fußgängerüberweg erst dann empfohlen, wenn die Verkehrsstärke bei 450 bis 600 

Fahrzeugen pro Spitzenstunde und der Fußgängerverkehr bei 50 bis 100 Personen 

pro Spitzenstunde liegt bzw. wenn die Verkehrsstärke bei 300 bis 450 Fahrzeugen 
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pro Spitzenstunde und der Fußgängerverkehr bei 100 bis 150 Personen pro 

Spitzenstunde liegt. Es ist hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten nicht davon 

auszugehen, dass mehr als 50 Fußgänger pro Spitzenstunde die Fahrbahn 

überqueren müssen, so dass es aus Sicht der Planfeststellungsbehörde schon an 

einem ausgeprägten Fußgänger-Querungsbedarf fehlt. Gründe, die eine Abweichung 

hiervon rechtfertigen können, sind – auch angesichts des relativ geraden und ebenen 

Straßenverlaufs – nicht ersichtlich. 

Im Ergebnis ist eine Querungshilfe für die Kunden der Gewerbeeinheit aus Sicht der 

Planfeststellungsbehörde vorliegend daher nicht erforderlich. Querende Fußgänger 

sind aufgrund der geraden Straßenführung schon von weitem gut erkennbar und der 

Verkehr auf der Bundesstraße ist auch nicht so stark, dass es keine Phasen geben 

würde, in denen die Fahrbahn sicher überquert werden könnte. 

B.4.2.13 Verbotswidriges Parken 

Aus Sicht des Polizeipräsidiums Reutlingen lasse die Anlage der Parkplätze nicht den 

Schluss zu, dass die Verkehrsmenge in der Wehrstraße sich nicht erhöhe. Die 

künftigen Flächen entlang des Bahnweges würden erfahrungsgemäß von Kunden 

genutzt wie dies bereits heute der Fall ist, zumal diese Flächen von der B465 aus 

Kirchheim/Teck kommend gut einsehbar seien. 

Auch wurde noch eingewandt, dass mit einer „Wildparkerei“ vor der Gewerbeeinheit 

zu rechnen sei, was zu Verkehrsbehinderungen und einer Beeinträchtigung der 

Sicherheit des Bahnübergangs führen würde. 

Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde ist jedoch nicht zu erwarten, wenn auch nicht 

ganz auszuschließen, dass Kunden der Gewerbeeinheit die als solche 

ausgewiesenen Parkplätze direkt gegenüber nicht nutzen werden, sondern bis in den 

Bahnweg fahren. Dort sind insoweit auch gar keine Parkplätze vorhanden, so dass 

davon ausgegangen wird, dass die neuen Parkplätze auch angenommen werden. Es 

besteht zunächst keine Veranlassung, zu unterstellen, dass mögliche Kunden der 

Gewerbeeinheit verbotswidrig im Bahnweg oder direkt an der Bundesstraße parken 

werden, da grundsätzlich von sich verkehrsgerecht verhaltenden 

Verkehrsteilnehmern ausgegangen werden kann. 

B.4.2.14 Straßenbeleuchtung 

Die Gemeinde Lenningen hat zudem auch noch eingewandt, dass für den Aufbau 

einer Straßenbeleuchtung die Fläche fehle.  
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Ebenso wurde eingewandt, dass sich die neue Straße in einem sehr dunklen, 

schlecht einsehbaren Bereich befinde. Eine erforderliche Straßenbeleuchtung sei 

nicht berücksichtigt worden. Zudem sei fraglich, wo eine Straßenbeleuchtung im 

erforderlichen Abstand zur sehr schmalen Straße noch untergebracht werden könne. 

Es werde befürchtet, dass diese in den Privatgärten installiert werden muss. 

Die Vorhabenträgerin weist darauf hin, dass für eine Beleuchtung ausreichend Platz 

vorhanden wäre, da vorhandene Masten genutzt werden könnten. Hierzu sei eine 

Abstimmung mit der Gemeinde bzw. dem zuständigen Straßenbaulastträger 

erforderlich, wenn diese als notwendig erachtet werden sollte. 

Es handelt sich hier um eine reine Zufahrtsstraße ohne Gehweg; der Zugang für 

Fußgänger und Radfahrer ist weiterhin über die Kirchheimer Straße möglich. Eine 

Pflicht zur Beleuchtung einer Straße gegenüber dem Fahrverkehr besteht vorliegend 

nicht, da diese unter der Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit der Gemeinde nur 

dann gegeben ist, wenn eine Beleuchtung dringend erforderlich ist, um Gefahren 

abzuwehren. Derartige dringende Gefahren für sind hier für die 

Planfeststellungsbehörde nicht ersichtlich und wurden von der Gemeinde Lenningen 

oder den Einwendern auch nicht vorgetragen.  

Die lichttechnischen Anforderungen an eine Straßenbeleuchtung nach DIN 5044 

stellen lediglich Empfehlungen dar, wie die Straßen für den Verkehr beleuchtet 

werden sollten; unter Ziffer l der DIN 5044, Teil 1, wird hervorgehoben, dass es nicht 

Aufgabe der Norm ist, "Aussagen darüber zu machen, ob eine Straße zu beleuchten 

ist. Die Notwendigkeit, eine Straße zu beleuchten, wird jeweils von der hierfür 

zuständigen Behörde festgestellt". Eine solche ist hier insoweit aus Sicht der 

Planfeststellungsbehörde nicht zwingend erforderlich. 

Die Vorhabenträgerin hat zudem auch nicht abgelehnt, eine Straßenbeleuchtung zu 

installieren, wenn dies aus Sicht der Gemeinde Lenningen notwendig sei. 

B.4.2.15 Sicherheit des Fußgänger- und Fahrradverkehrs 

Eingewandt wurde zudem, dass nach der vorliegenden Planung für den Fußgänger- 

und Fahrradverkehr keine Sicherungsmaßnahmen am Bahnübergang vorgesehen 

seien und somit die Gefährlichkeit des Bahnübergangs bestehen bleibe. 

Diese Einwendung ist zurückzuweisen, da nach der Planung bezüglich des 

Fußgänger- und Fahrradverkehrs sowohl Lichtzeichen in Richtung des Bahnweges 

ausgerichtet als auch Fußwegschranken senkrecht zur B465 errichtet werden sollen. 
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Überdies sind auch noch Geländer in der Planung vorgesehen. Damit wird der 

Fußgänger- und Fahrradverkehr zukünftig hinreichend gesichert. 

B.4.2.16 Rechtliche Fragestellungen 

Soweit noch Einwendungen durch die Gemeinde Lenningen in Bezug auf die 

Inanspruchnahme von Flächen im Außenbereich und die straßenverkehrsrechtliche 

Zulassungsfähigkeit erhoben wurden, sei auf die Konzentrationswirkung des 

Planfeststellungsbeschlusses und den Fachplanungsvorrang bei überörtlicher 

Bedeutung eines Vorhabens nach § 38 BauGB (Baugesetzbuch) hingewiesen.  

Für die Anwendbarkeit von § 38 BauGB ist auf überörtliche Bezüge eines Vorhabens 

abzustellen. Solche überörtlichen Bezüge sind beim Bau von Betriebsanlagen der 

Eisenbahn in der Regel gegeben; die durch ein Fachplanungsgesetz begründete 

nichtgemeindliche, überörtliche Planungszuständigkeit indiziert zudem die 

überörtliche Bedeutung des Vorhabens (vgl. etwa Bundesverwaltungsgericht, 

Beschluss vom 31.10.2000 - Aktenzeichen 11 VR 12.00). 

Das hier genehmigte Vorhaben weist durch seine Einbettung in ein regionales 

Eisenbahnschienennetz überörtliche Bezüge auf, die es zumindest nahelegen, ihm 

überörtliche Bedeutung beizumessen. Darauf, dass die Ausführung des konkret 

genehmigten Vorhabens sich auf das Gebiet einer Gemeinde beschränkt, kann es 

dagegen sinnvollerweise nicht ankommen. 

B.4.2.17 Abwägungsergebnis 

Die Planfeststellungsbehörde hat geprüft, ob es im Vergleich zum planfestgestellten 

Vorhaben eine bessere Lösung für die zu bewältigende Aufgabe gibt, oder ob eine 

genauso geeignete Variante möglich wäre und diese Lösung in geringerem Maße 

entgegenstehende öffentliche oder private Interessen beeinträchtigen würde. Dies ist 

nicht der Fall. Die Untersuchungen haben gezeigt, dass sich gegenüber dem jetzt 

planfestgestellten Vorhaben gemessen an den Planungszielen und -grundsätzen eine 

bessere Lösung jedenfalls nicht aufdrängt. 

Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde ist die nachvollziehbare 

Variantenentscheidung für die Variante 8 somit nicht zu beanstanden, da die von den 

Einwendern bevorzugte Variante 1 zu einer derartigen Verbreiterung der Fahrbahn 

führen würde, so dass diese nicht regelkonform mit entsprechenden Bahnschranken 

gesichert werden könnte, was jedoch gerade das Ziel der vorliegenden Planung ist 

und somit durch Variante 1 schlicht nicht erreicht werden kann. 
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Auch ist die Variante 8 in Bezug auf ein mögliches Gefährdungspotential der bereits 

bestehenden Einmündung nicht zu beanstanden, da durch die nur geringe Erhöhung 

des Verkehrsaufkommens nicht mit einer wesentlichen Erhöhung des 

Gefährdungspotentials im Bereich der Einmündung Wehrstraße/B465 zu rechnen ist. 

Einer Querungshilfe bezüglich der Parkplätze bedarf es aufgrund des geringen 

Querungsbedarfs und des vorhandenen Verkehrsaufkommens nicht. 

Ebenso wenig ist die Planung der neuen Straße zu beanstanden, da damit die 

Eingriffe in Natur- und Landschaft möglichst geringgehalten werden und durch diese 

Planung auch nur ein geringerer Anteil an insbesondere privaten Grundflächen in 

Anspruch genommen werden muss.  

Die Varianten 2 bis 7 wurden von der Vorhabenträgerin nachvollziehbar nicht 

weiterverfolgt, weil diese, wie oben ausgeführt, zu höheren Kosten, erheblichen 

Eingriffen in das Grundeigentum von Dritten und in die Natur und/oder zu erheblichen 

Einschränkungen des Bahnverkehrs während der Bauzeiten führen würden. 

Eine sogenannte Nullvariante, also der Verzicht auf das Vorhaben, scheidet aus. 

Ohne die Erneuerung des Bahnübergangs kann die Sicherheit des Schienen- und 

Straßenverkehrs nicht gewährleistet werden und damit das Ziel eines sicheren 

Betriebs der Eisenbahn nicht erreicht werden. 

Im Ergebnis haben sich aus Sicht der Planfeststellungsbehörde auch unter 

Berücksichtigung der vorgebrachten Einwendungen daher keine gegenüber der 

beantragten Lösung vorzugswürdigeren Alternativen ergeben.  

B.4.3 Raumordnung und Landesplanung 

Das Vorhaben entspricht den raumordnerischen Zielsetzungen.  

Das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 21 (Raumordnung, Baurecht, 

Denkmalschutz), hat gegen das planfestgestellte Vorhaben aus Sicht der 

Raumordnung keine Bedenken geäußert. 

B.4.4 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

Das Landratsamt Esslingen, untere Wasserbehörde, hat keine Bedenken gegen das 

Vorhaben, sofern die Nebenbestimmungen unter A.4.6.1, A.4.7 und die Zusagen 

unter A.5.3 (Bodenschutz und Altlasten) von der Vorhabenträgerin eingehalten 

werden. 

Aufgrund der unmittelbaren Nähe zum besonders geschützten Biotop „Lauter bei 

Brucken“ und des dortigen Flusses Lauter ist darauf zu achten, dass es bezüglich 
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dieses Gewässers durch die Bauarbeiten nicht zu nachteiligen Veränderungen 

kommt, insbesondere, weil die Bauarbeiten in diesem Bereich auf einer 

Altlastenfläche durchgeführt werden (Nebenbestimmung unter A.4.2.1). 

Die Straßenentwässerung erfolgt über vier neue Abwasserschächte in das 

bestehende öffentliche Abwassernetz der Gemeinde Lenningen mit einer Menge von 

8,3 l/s, die von der vorhandenen Entwässerungsanlage schadlos aufgenommen 

werden kann. Der Vorhabenträgerin wurde am 14.12.2017 eine entsprechende 

Einleitgenehmigung für das Schmutzwasser der Straße und der Parkplätze seitens 

der Gemeinde Lenningen in das öffentliche Abwassernetz erteilt (Anlage 12 der 

Planunterlagen) und es wurden keine Einwendungen hiergegen vorgebracht.  

Die weiteren Modalitäten, insbesondere die Abwassergebühren, sind mit der 

Gemeinde Lenningen abzustimmen (Nebenbestimmung unter A.4.14). 

B.4.5 Naturschutz und Landschaftspflege 

B.4.5.1 Allgemeines, Ökokontoverordnung 

Der landschaftspflegerische Begleitplan stellt die Auswirkungen des Vorhabens auf 

den Naturhaushalt und das Landschaftsbild umfassend und nachvollziehbar dar. Die 

durchgeführten Erhebungen und Analysen orientieren sich an den anerkannten 

Methoden und den üblichen Standards und werden auch dem vorliegenden 

projektbezogenen Einzelfall gerecht.  

Hier sind auch verschiedene Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

dargestellt. Jene sind Bestandteil des mit diesem Beschluss festgestellten Plans und 

von der Vorhabenträgerin verbindlich umzusetzen. Für die Einzelheiten des 

dargestellten Maßnahmenpakets wird auf die Darstellungen in den vorgenannten 

Unterlagen verwiesen. 

Die Vorhabenträgerin hat alles unternommen, um die vorhabenbedingten 

Umweltauswirkungen ausreichend zu ermitteln und zu bewerten, um auf dieser 

Grundlage die geeigneten Maßnahmen treffen zu können. 

Die Abhandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung bzw. die Eingriffs- und 

Ausgleichsbilanzierung basiert auf der Verordnung des Ministeriums für Umwelt, 

Naturschutz und Verkehr über die Anerkennung und Anrechnung vorzeitig 

durchgeführter Maßnahmen zur Kompensation von Eingriffsfolgen (Ökokonto-

Verordnung). Der Wert wird in Ökopunkten ermittelt und besteht aus der Differenz 

zwischen dem Ausgangswert einer Fläche und der Wertigkeit nach der Planung.  



Planfeststellungsbeschluss gemäß § 18 Abs. 1 AEG für das Vorhaben „Lenningen, Erneuerung des Bahnübergangs Brucken 
II/B465“, Bahn-km 15,298 der Strecke 4610 Wendlingen - Oberlenningen, Az. 591ppw/080-2018#013, vom 30.11.2022 

 
 

Seite 53 von 105 
 
 

Ökopunkte sind rechnerisch lediglich in den Schutzgütern Pflanzen/Tiere sowie 

Boden und Wasser erfassbar. Die Schutzgüter Landschaftsbild sowie Klima und Luft 

sind in der Ökokonto-Verordnung nicht berücksichtigt und werden daher verbal-

argumentativ abgehandelt.  

Den rechnerisch ermittelten Eingriffen werden ausgleichende Maßnahmen 

gegenübergestellt. Diese Maßnahmen sind so festgelegt, dass sie im Sinne eines 

multifunktionalen Ausgleichs in der Regel auch Eingriffe in andere Schutzgüter des 

Naturhaushalts und die Landschaft kompensieren. 

B.4.5.2 Vermeidung und Minimierung 

Die durch ein Vorhaben bedingten Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind 

soweit als möglich zu vermeiden oder zu minimieren. Beeinträchtigungen sind dann 

vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen gegeben sind, mit denen der verfolgte 

Zweck am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft erreicht werden kann.  

Die vorliegende Planung entspricht diesem Gebot. Insoweit wird auf die in der 

landschaftspflegerischen Begleitplanung vorgesehenen Maßnahmen zur weitest 

möglichen Vermeidung von Beeinträchtigungen für Natur und Landschaft verwiesen 

(Anlage 10.1 der Planunterlagen).  

Folgende Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen tragen dazu bei, eine 

erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter Pflanzen/Tiere sowie Boden und 

Wasser bereits im Bauablauf so gering wie möglich zu halten: 

 001_VA-V: Bauzeitenbeschränkung und Vegetationsschutz 

 002_VA: Aufstellung von Reptilienschutzzäunen 

 003_VA: Vergrämung der streng geschützten Zauneidechse aus dem Baufeld 

 005_VA-V: Ökologische Bauüberwachung 

Eine detaillierte Beschreibung der Vermeidungs-, Verminderungs- und 

Schutzmaßnahmen ist den Maßnahmenblättern im Anhang zu Anlage 10.1 der 

Planunterlagen zu entnehmen. Die räumliche Lage und die Abgrenzung der 

Maßnahmen sind in der Anlage 10.1.2 der Planunterlagen (Maßnahmenplan) 

dargestellt.  

Das Landratsamt Esslingen, untere Naturschutzbehörde, hat darauf hingewiesen, 

dass der Neubau der Zufahrtsstraße in den Bahnweg entlang des nach § 30 

BNatSchG besonders geschützten Biotops „Lauter bei Brucken“ (Biotop-Nr. 
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174221160334) führt und daher der größtmögliche Abstand zum Biotop einzuhalten 

sei. Eingriffe in das Biotop, insbesondere die Gehölzbestände, seien zu vermeiden 

und das Biotop solle bauzeitlich in geeigneter Weise vor Beeinträchtigungen 

geschützt werden (Nebenbestimmung unter A.4.2.1).  

Die übrigen durch das Vorhaben zum Teil betroffenen Biotope sind lediglich als 

mittel- (verschattete Wiese, extensiv genutzte Gartenbereiche, Säume entlang der 

Bahnstrecke) oder geringwertig (Verkehrsflächen, Wohnbebauung, intensiv gepflegte 

Gartenflächen, Ackerflächen, Zier- und Trittrasen) zu beurteilen. Zudem liegt ein Teil 

des Vorhabens auch auf einer ehemaligen Deponiefläche, wo ein natürliches 

Bodengefüge nicht mehr vorhanden ist. 

Weitere naturschutzfachlich sinnvolle oder verhältnismäßige, in der bisherigen 

Planung der Vorhabenträgerin nicht enthaltene Vermeidungs- oder 

Minimierungsmaßnahmen sind nicht ersichtlich.  

Insgesamt werden mit den vorgesehenen Maßnahmen alle vermeidbaren erheblichen 

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft bei der Verwirklichung des 

planfestzustellenden Vorhabens unterlassen. Die nach Durchführung der möglichen 

Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen verbleibenden Beeinträchtigungen sind 

unvermeidbar. 

B.4.5.3 Nicht vermeidbare Eingriffe 

Trotz dieser vorgesehenen Maßnahmen sind mit dem Vorhaben dennoch 

unvermeidbare Beeinträchtigungen von Belangen des Natur- und 

Landschaftsschutzes verbunden. Auswirkungen auf Natur und Landschaft haben 

insbesondere etwa die vorübergehende Flächeninanspruchnahme durch Lagerung 

von Baugütern, Werkzeugen, Maschinen und Erdaushub, der vereinzelte Rückschnitt 

von ans Baufeld angrenzenden Bäumen, Abgas- und Staubemissionen durch die 

Bautätigkeit, Lärmemissionen sowie der Eintrag von Öl-, Schmier- und Treibstoffen in 

den Boden. Die Versiegelung durch den Straßenneubau führt zu Konflikten mit den 

Schutzgütern Biotope und Boden und zu einer Verringerung der Retensionsleistung. 

Betriebsbedingte Beeinträchtigungen sind hingegen nur in geringem Umfang zu 

erwarten, jedoch wird der Verkehr über andere Flächen als bisher geleitet und somit 

entstehen hierdurch auch neue Betroffenheiten. Es kommt jedoch auch zu einer 

Verringerung der Lärmbelästigung, weil die Pfeifsignale durch sich nähernde Züge 

aufgrund der Entfernung der Langsamfahrstelle zukünftig entfallen. 
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Es verbleiben insbesondere folgende Beeinträchtigungen, die sich auf den 

Kompensationsbedarf auswirken: 

 Baubedingte, vorübergehende Beeinträchtigung von Biotopen allgemeiner 

Bedeutung und von landwirtschaftlichen Flächen 

Die durch den Straßenbau in Anspruch genommenen Flächen werden dauerhaft 

versiegelt, es müssen jedoch keine größeren Böschungsflächen angelegt werden. 

Kleinere Nebenstreifen werden nach Abschluss der Baumaßnahmen rekultiviert, 

im Saumbereich der neuen Straße ist jedoch mit einer Entwertung der 

bestehenden Biotope zu rechnen. Baustelleneinrichtungsflächen werden nach 

Abschluss der Baumaßnahmen in den vorherigen Zustand versetzt. 

 Dauerhafte Inanspruchnahme von Biotopen, Verlust der Vegetationsstruktur 

Relevante Biotope werden auf einer Fläche von 750 m² überbaut (einschließlich 

dem Randbereich), die Neuversiegelung beträgt 670 m². Überbaut werden 

überwiegend Schattenwiesen, Graswege und Schotterflächen. Durch das 

Vorhaben kommt es daher zu einem erheblichen Eingriff in das Schutzgut Biotope. 

 Versiegelung von Böden, Verlust von Bodenfunktionen 

Durch das Vorhaben sind Böden mit unterschiedlicher Bedeutung für die 

Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes betroffen. Der für den 

Straßenkörper beanspruchte Boden im Umfang von 670 m² weist jedoch bereits 

Vorbelastungen auf wie Verdichtungen, anthropogen veränderte Schichtaufbauten 

und Schadstoffbelastungen. Dennoch kommt es zu Funktionsverlusten. 

 Potenzielle baubedingte Konflikte mit der streng geschützten Zauneidechse 

 Potenzielle baubedingte Konflikte mit der Avifauna 

Diese Beeinträchtigungen lassen sich durch eine andere Gestaltung des Vorhabens 

nicht mit zumutbarem Aufwand weiter verringern. Die danach verbleibenden 

unvermeidbaren Beeinträchtigungen für die Belange von Natur und Landschaft 

wiegen nicht so schwer, als dass sie der vorliegenden Planung entgegenstünden. 

Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte und aller maßgeblichen anderen 

Belange wird das Vorhaben deshalb so, wie es beantragt wurde, für zulässig 

gehalten bzw. eine andere Lösung nicht für zumutbar angesehen. 
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B.4.5.4 Kompensation nicht vermeidbarer Eingriffe 

Nach § 15 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffes verpflichtet, unvermeidbare 

Beeinträchtigungen durch geeignete Maßnahmen des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege auszugleichen. 

Die Eingriffsbilanzierung und die Ableitung des Kompensationsumfanges erfolgen auf 

Grundlage der Ökokonto-Verordnung. Die Bewertung der einzelnen Schutzgüter 

erfolgt auf den der Verordnung zugrundeliegenden Erfassungs- und 

Bewertungskriterien.  

Für die neue Zufahrtsstraße zum Bahnweg über die Wehrstraße werden 

hauptsächlich gering- und mittelwertige Biotope überbaut. Die Erhebung des 

Punktwertes nach der Ökokonto-Verordnung wurde sowohl für den 

Eingriffstatbestand als auch für die Maßnahmenflächen durchgeführt. Durch das 

Vorhaben werden etwa 750 m² an vorwiegend geringwertigen Biotopen in Anspruch 

genommen. Die neu versiegelte Fläche beträgt etwa 670 m². Hierin eingeschlossen 

ist der Neubau der drei Parkplätze im Bereich des Bahnübergangs. Insgesamt kommt 

es durch das Vorhaben zu einem Funktionsverlust von 9.675 Wertpunkten. 

Die Ermittlung der Wertpunkteverluste ist unter Ziffer 6.2 des 

landschaftspflegerischen Begleitplans (Anlage 10.1 der Planunterlagen) 

zusammenfassend und differenziert nach den einzelnen Eingriffen dargestellt. 

Folgende Maßnahmen zum Ausgleich der unvermeidbaren Eingriffe sind seitens der 

Vorhabenträgerin vorgesehen: 

 004_CEF: Herstellung von Ersatzquartieren für die Zauneidechse 

 006_W: Rekultivierung der Baustelleneinrichtung und Arbeitsstreifen 

 007_A: Umwandlung von Acker in mageres Grünland 

Die Maßnahme 004_CEF dient dazu, Gefährdungen lokaler Populationen 

artenschutzrechtlich relevanter Arten zu vermeiden. Alle anderen Maßnahmen sind 

zum Ausgleich der im Übrigen unvermeidbaren Eingriffe vorgesehen. 

Die verbleibenden unvermeidbaren Beeinträchtigungen können durch die 

vorgesehenen landschaftspflegerischen Kompensationsmaßnahmen vollständig 

ausgeglichen werden. Nach § 15 Abs. 2 Satz 2 BNatSchG ist eine Beeinträchtigung 

ausgeglichen, wenn die beeinträchtigten Funktionen des Naturhaushalts in dem 

betreffenden Naturraum in gleichwertiger Weise hergestellt sind. Da sich 

unvermeidbare Beeinträchtigungen im Sinne eines ökologischen „Status quo“ nicht 

wirklich ausgleichen lassen, ist hier eine wertende Betrachtung erforderlich. 
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Aufgrund der vorhandenen Ortssituation sind zunächst entlang der neuen 

Straßenführung von der Wehrstraße zum Bahnweg keine naturschutzfachlich sinnvoll 

aufwertbaren Flächen verfügbar. Zugleich werden für den nördlich entlang der 

Bahnstrecke liegenden Bahnübergang „Brucken ntg“ bei km 14,625 im Rahmen der 

dort geplanten Maßnahmen umfangreiche Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 

Da es sich hierbei vornehmlich um die Umwandlung von Ackerflächen in Grünland 

handelt, bietet es sich fachlich an, die Eingriffe für die neue Straßenführung im 

Bereich des Bahnübergangs „Brucken ntg“ mitauszugleichen. Hierdurch werden 

extensiv gepflegte Wiesenflächen auf ohnehin durch die dortige neue Wegeführung 

zerschnittenen Ackerflächen neu angelegt. Durch die größere Gesamtfläche ist eine 

solche Zusammenlegung der Kompensationsmaßnahmen ökologisch sinnvoller als 

eine Durchführung von zwei Einzelmaßnahmen. 

Insgesamt werden durch die Maßnahme 9.911 Wertpunkte kompensiert, der 

Funktionsverlust liegt nur bei 9.675 Wertpunkten. Die Minderkompensation für 

Eingriffe in das Schutzgut Boden werden durch Wertgewinne im Bereich der Biotope 

kompensiert. Die wertgleiche Kompensation kann somit gewährleistet werden. 

Daher sind die vorgesehenen Maßnahmen in Art und Umfang geeignet, die 

projektbedingten Eingriffe in Natur und Landschaft vollständig im Sinne der 

naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung auszugleichen.  

Eine tabellarische Gegenüberstellung aller Konflikte und der zugeordneten 

Maßnahmen kann der Gesamtbeurteilung in Kapitel 6.5 des landschaftspflegerischen 

Begleitplans (Anlage 10.1 der Planunterlagen) entnommen werden. 

Die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen ist Bestandteil der Planung und wird, 

wie vom Landratsamt Esslingen, untere Naturschutzbehörde, gefordert, durch diesen 

Beschluss sichergestellt. 

B.4.5.5 Rücksichtnahme auf agrarstrukturelle Belange 

Das Landratsamt Esslingen, Landwirtschaftsamt, hat in seiner Stellungnahme darauf 

hingewiesen, dass bei den naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen auch 

agrarstrukturelle Belange zu berücksichtigen seien, insbesondere die 

Inanspruchnahme von Ackerflächen vermieden werden solle. Die Ackerflächen, die in 

Grünland umgewandelt werden sollen, seien als Vorrangflur der Stufe II bewertet, 

also eine Fläche mit guten bis mittleren Böden, die einer landwirtschaftlichen Nutzung 

vorbehalten sei und als Ackerfläche erhalten werden solle. 
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Die Ackerflächen betreffen das nahegelegene Bauvorhaben „Brucken ntg“. Im 

Rahmen des dortigen Vorhabens werden die für die hiesigen 

Kompensationsmaßnahmen vorgesehenen Ackerflächen insbesondere durch die 

Anlage eines neuen Feldweges ohnehin zerschnitten, so dass eine sinnvolle 

landwirtschaftliche Nutzung der betreffenden Ackerflächen zumindest teilweise nicht 

mehr in Betracht kommen dürfte. Insoweit bieten sich die Flächen aufgrund der 

potenziell wegfallenden landwirtschaftlichen Nutzungsmöglichkeit an, um diese als 

Kompensationsflächen entsprechend mit einer Begrünung naturschutzrechtlich 

aufzuwerten. Die Grundstückseigentümer haben hiergegen auch keine 

Einwendungen erhoben. 

Es ist daher mit agrarstrukturellen Belangen vereinbar, die dortigen, nicht mehr 

vollständig nutzbaren Ackerflächen in Grünflächen umzuwandeln.  

B.4.5.6 Flächenauswahl 

Das Kompensationskonzept entspricht auch im Übrigen dem Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit. Der Zugriff auf privates Grundeigentum ist erforderlich, da die 

jeweiligen Maßnahmen im Rahmen der naturschutzfachlichen Gesamtkonzeption 

nicht an anderer Stelle mit vergleichbarem Erfolg durchgeführt werden können. Es ist 

auch nicht ersichtlich, dass die privaten Betroffenheiten an anderer Stelle geringer 

wären, zumal es sich hier überwiegend um Ackerflächen handelt, die durch die 

Baumaßnahmen im Rahmen des Vorhabens „Brucken ntg“ ohnehin zerschnitten 

werden müssen und die Nutzung hierdurch ohnehin stark eingeschränkt wird. 

B.4.5.7 Festsetzung der Unterhaltungspflicht, rechtliche Sicherung 

Gemäß § 15 Abs. 4 Satz 2 BNatSchG sind Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen in 

dem jeweils erforderlichen Zeitraum zu unterhalten und rechtlich zu sichern. Der 

Unterhaltungszeitraum ergibt sich aus den Angaben in den Maßnahmenblättern 

(Anhang zu Anlage 10.1 der Planunterlagen). Verantwortlich für Ausführung, 

Unterhaltung und Sicherung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist der 

Verursacher oder dessen Rechtsnachfolger. Die Verpflichtung umfasst die 

Herstellungs- und Entwicklungspflege, aber auch die permanente 

Unterhaltungspflege, soweit sie für die Funktionsfähigkeit der Maßnahme notwendig 

ist.  
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B.4.5.8 Kompensationsverzeichnis 

Bezüglich der Führung eines Kompensationsverzeichnisses ist das Eisenbahn-

Bundesamt grundsätzlich verpflichtet, der unteren Naturschutzbehörde die 

erforderlichen Angaben für die Führung zu übermitteln, § 17 Abs. 6 BNatSchG. § 2 

Abs. 1 Satz 1 Verordnung des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

über die Führung von Kompensationsverzeichnissen (Kompensationsverzeichnis-

Verordnung – KompVzVO) bestimmt die erforderlichen Angaben. Gemäß § 2 Abs. 3 

Satz 2 KompVzVO kann die für die Zulassung des Eingriffs zuständige Behörde dem 

Verursacher des Eingriffs die Datenübermittlungspflicht auferlegen 

(Nebenbestimmung unter A.4.2.3). 

B.4.5.9 Abwägungsergebnis 

Das Landratsamt Esslingen, untere Naturschutzbehörde, hat abgesehen von den 

vorgenannten Hinweisen keine grundsätzlichen Bedenken gegen das Vorhaben. 

Nach Beurteilung der Planfeststellungsbehörde sind bei Umsetzung der 

landschaftspflegerischen Maßnahmen und unter Beachtung der verfügten 

Nebenbestimmungen die durch das Vorhaben verursachten Beeinträchtigungen 

hinreichend ausgeglichen, so dass keine erhebliche oder nachhaltige 

Beeinträchtigung des Naturhaushaltes zurückbleibt und das Landschafts- bzw. 

Ortsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt bzw. neugestaltet sein wird.  

Die mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe sind aus naturschutzrechtlicher Sicht 

als kompensiert zu betrachten. Die frist- und sachgerechte Umsetzung des Konzepts 

zur Vermeidung und Kompensation von Eingriffen kann sichergestellt werden durch 

die vorgesehenen Unterhaltungs-, Anzeige- und Berichtspflichten gegenüber der 

Planfeststellungsbehörde (Nebenbestimmung unter A.4.2.2).  

Die vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen sind, auch im Hinblick auf den 

Gesamtflächenbedarf, die agrarstrukturellen Belange und die Inanspruchnahme von 

Privatgrundstücken, angemessen. 

Das Vorhaben steht damit unter Berücksichtigung der im landschaftspflegerischen 

Begleitplan genannten Maßnahmen und unter Beachtung der im verfügenden Teil 

dieses Beschlusses getroffenen Auflagen mit dem Naturschutz im Einklang. 
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B.4.6 Artenschutz 

B.4.6.1 Allgemeines, Verbotstatbestände 

Unabhängig von der Anwendbarkeit der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

nach § 15 BNatSchG ist für im Wirkraum des Vorhabens vorkommende, nach 

Anhang IV der FFH-Richtlinie streng geschützte Tier- und Pflanzenarten sowie für 

Vogelarten nach Art. 1 der Europäischen Vogelschutzrichtlinie zu prüfen, ob durch 

das Bauvorhaben die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG erfüllt werden. 

Die Vorschriften des Artenschutzrechts dienen allgemein dem Schutz und der Pflege 

der wildlebenden Tier- und Pflanzenarten. 

Der landschaftspflegerische Begleitplan (Anlage 10.1 der Planunterlagen) enthält 

auch einen artenschutzrechtlichen Fachbeitrag. Darin wurde geprüft, inwieweit die 

Wirkfaktoren des Vorhabens artenschutzrechtliche Verbotstatbestände im Sinne des 

§ 44 BNatSchG auslösen können. 

Der artenschutzrechtliche Fachbeitrag beruht im Wesentlichen auf den Ergebnissen 

der im Jahr 2017 durchgeführten faunistischen Untersuchungen (Reptilien) sowie der 

Auswertung sonstiger zum Raum verfügbarer Daten. Die Vorhabenträgerin gelangt 

aufgrund des Fachgutachtens zu dem Ergebnis, dass für die prüfrelevanten Arten bei 

konsequenter Umsetzung der vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen keine 

Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG erfüllt werden. 

Auf Anforderung der Planfeststellungsbehörde hat die Vorhabenträgerin eine erneute 

Ortsbegehung vorgenommen und einen ergänzenden Fachbeitrag Naturschutz vom 

08.04.2022 erstellen lassen. Dieser kommt zum Ergebnis, dass an den im Jahr 2017 

erhobenen Untersuchungsergebnissen zwischenzeitlich keine erheblichen 

Änderungen erfolgt sind, so dass die faunistischen Untersuchungen als tauglich 

angesehen und dem Beschluss zugrunde gelegt werden können. 

B.4.6.2 Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen 

Die nachfolgend genannten Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen aus dem 

landschaftspflegerischer Begleitplan (Anlage 10.1 der Planunterlagen) wurden bei der 

im Rahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung vorzunehmenden 

Beurteilung der Auswirkungen auf die Arten berücksichtigt: 

 001_VA-V: Bauzeitenbeschränkung und Vegetationsschutz 

 002_VA: Aufstellung von Reptilienschutzzäunen 

 003_VA: Vergrämung der streng geschützten Zauneidechse aus dem Baufeld 
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Zu beachten ist jedoch, dass die Maßnahmen entgegen den in den 

Maßnahmenblättern vorgesehenen Zeitpunkten ausschließlich außerhalb der 

Reproduktionszeiträume der Zauneidechse durchzuführen sind, damit die 

Zauneidechsen während der Brutzeiten nicht gestört werden und auch Jungtiere die 

Möglichkeit haben, das zu räumende Gebiet im Rahmen der vorgesehenen 

Maßnahmen auch tatsächlich zu verlassen, da sie außerhalb der 

Reproduktionszeiträume in der Regel aktiv und fluchtfähig sind (Nebenbestimmung 

unter A.4.3.1). 

Die Umsetzung der Maßnahmen ist Bestandteil der Planung und wird, wie vom 

Landratsamt Esslingen, untere Naturschutzbehörde, gefordert, durch diesen 

Beschluss sichergestellt. 

B.4.6.3 CEF-Maßnahmen 

Daneben ist die Maßnahme 004_CEF (Herstellung von Ersatzquartieren für die 

Zauneidechse) der Vorhabenträgerin zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen 

Funktionalität (sogenannte CEF-Maßnahmen) vorgesehen, um Gefährdungen lokaler 

Populationen zu vermeiden. 

B.4.6.4 Streng geschützte Zauneidechse 

Eine projektbedingte Betroffenheit ist im Zusammenhang mit der geplanten 

Baumaßnahme vor allem bei der in den Böschungen der Bahntrasse lebenden, 

streng geschützten Zauneidechse zu erwarten. Barrieren wie der parallel verlaufende 

Bahnweg, die Lauterbrücke und die B465 behindern Migrationsbewegungen und 

einen Populationsaustausch stark. Es ist daher davon auszugehen, dass sich das 

Vorkommen auf den Abschnitt entlang der Bahngleise beschränkt und sich die 

meisten Individuen nördlich aufhalten, da dort keine Beschränkungen vorliegen. 

Die Bauarbeiten finden weitgehend außerhalb des potenziellen Lebensraums der 

Zauneidechse statt, Vorkommen in den Wiesen- und Ackerbereichen sind aufgrund 

fehlender Strukturen unwahrscheinlich. Im Bereich des neuen Betonschalthauses 

finden jedoch Bauarbeiten unmittelbar angrenzend zu den Reptilienhabitaten statt. 

Hier kann es zu Schädigungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten der streng 

geschützten Zauneidechse kommen; die Gesamtpopulation wurde auf 15 Tiere 

geschätzt. Zur Sicherung der ökologischen Funktion der betroffenen Lebensräume im 

räumlichen Zusammenhang ist vorgesehen, vor Baubeginn Ausweichlebensräume für 

die Zauneidechse zu entwickeln und während der Bauzeit zu sichern, insbesondere 

Tabuflächen auszuweisen und diese durch die Schaffung von Totholzstrukturen für 
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die Dauer der Bauzeit aufzuwerten (Maßnahme 004_CEF). Zur Verminderung des 

Verletzungs- bzw. Tötungsrisikos werden die betroffenen Tiere soweit wie möglich 

aus den Eingriffsbereichen durch die Auslage von Vlies vergrämt (Maßnahme 

003_VA) und Reptilienschutzzäune aufgestellt (Maßnahme 002_VA), damit diese 

nicht in das Baufeld zurückkehren können.  

Die Fläche des bauzeitlich betroffenen potenziellen Reptilienhabitats beträgt weniger 

als 100 m², so dass zur Vermeidung von Konflikten die von der Vorhabenträgerin 

vorgesehenen Schutzmaßnahmen – auch angesichts der relativ geringen Population 

in diesem Bereich – ausreichend sind, um einen Verbotstatbestand zu vermeiden, da 

davon auszugehen ist, dass durch die vorgesehenen Maßnahmen die Verletzung 

bzw. Tötung der Zauneidechse verhindert wird. Durch die Parkplätze und das 

Betonschalthaus werden die Reptilienlebensräume nur geringfügig in einem Umfang 

von weniger als 10 m² überbaut, zudem wird das bisher vorhandene Betonschalthaus 

noch zurückgebaut. Dauerhafte Ausweichhabitate sind daher nicht notwendig, da 

eine Beeinträchtigung der Population aufgrund von Lebensraumverknappung 

aufgrund der geringen Fläche unwahrscheinlich ist. 

Das Landratsamt Esslingen hat insoweit in seiner Stellungnahme vom 19.11.2019 

noch gefordert, dass die Maßnahmen zum Schutz der Zauneidechse durch eine 

umweltfachliche Bauüberwachung zu begleiten und zu dokumentieren ist und 

insbesondere eine Einweisung der Bauunternehmen in die Tabuflächen erfolgt. 

Zur Sicherstellung, dass die Zauneidechsen aufgrund ihres besonderen Schutzes 

ordnungsgemäß und vollständig aus dem Baubereich vergrämt werden, um 

insbesondere eine Tötung etwaig zurückgebliebener Exemplare möglichst zu 

vermeiden, ist eine umweltfachliche Bauüberwachung im Bereich Naturschutz auch 

aus Sicht der Planfeststellungsbehörde geboten (Nebenbestimmung unter A.4.1). 

Diese hat die ausführenden Bauunternehmen auch in die Tabuflächen der 

Zauneidechse einzuweisen, um Verletzungen und Tötungen der Zauneidechsen in 

diesen geschützten Bereichen zu verhindern (Nebenbestimmung unter A.4.3.2). 

B.4.6.5 Avifauna 

Das Vorhaben befindet sich in Ortsrandlage in der Nähe einer stark befahrenen 

Straße. Strukturen, die besonders wertvoll für die Avifauna sein können, sind nur in 

den Uferbereichen der Lauter vorhanden, dort finden jedoch keine Eingriffe statt. Im 

Bereich des Vorhabens ist lediglich mit einem anthropophilen und euryöken 

Artenspektrum zu rechnen, aufgrund der halboffenen Landschaften insbesondere mit 
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anthropophilen Freibrütern. Gehölzrodungen sind nur in einem untergeordneten 

Umfang für einzelne Gehölze vorgesehen, so dass wichtige Bruthabitate ausweislich 

der faunistischen Untersuchungen nicht erheblich tangiert werden. 

Baubedingte Beeinträchtigungen von Vogelbruten in den betroffenen Einzelgehölzen 

können daher durch die Durchführung von Rodungs- und Rückschnittarbeiten im 

Winterhalbjahr von Oktober bis Februar vermieden werden, so wie von der 

Vorhabenträgerin vorgesehen (Maßnahme 001_VA-V). 

B.4.6.6 Abwägungsergebnis 

Unter Beachtung der vorgenannten Vorgaben ist das Vorhaben aus Sicht des 

Landratsamtes Esslingen aus artenschutzrechtlicher Sicht nicht zu beanstanden. 

Die frist- und sachgerechte Umsetzung des Konzepts zum Schutz der Tiere kann 

sichergestellt werden durch die vorgesehenen Dokumentationspflichten gegenüber 

der Planfeststellungsbehörde (Nebenbestimmung unter A.4.3.3).  

Den artenschutzrechtlichen Belangen wird somit aus Sicht der 

Planfeststellungsbehörde unter Berücksichtigung der von der Vorhabenträgerin 

geplanten artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen wie auch der CEF-

Maßnahme und den vorliegenden Nebenbestimmungen ausreichend Rechnung 

getragen. Darauf, dass im Vorhabenbereich weitere streng geschützte Arten 

vorhanden sein könnten, ergeben sich aufgrund der vorhandenen Ortssituation keine 

Hinweise. 

Das Vorhaben steht damit unter Berücksichtigung der im landschaftspflegerischen 

Begleitplan genannten Maßnahmen und unter Beachtung der im verfügenden Teil 

dieses Beschlusses getroffenen Auflagen mit dem Artenschutz im Einklang. 

B.4.7 Immissionsschutz 

B.4.7.1 Baubedingte Lärmimmissionen 

Während der Bauphase verursacht das gegenständliche Vorhaben – zeitlich begrenzt 

– Lärm- und Erschütterungsimmissionen, wobei in gewissem Maße auch bauzeitlich 

bedingte Staubimmissionen auftreten können. 

Zur Beschränkung der baubedingten Immissionsauswirkungen auf ein 

unumgängliches Mindestmaß hat sich die Vorhabenträgerin bereits in den 

Planunterlagen selbst zu Maßnahmen und Regelungen verpflichtet, die bei der 

Bauausführung des Vorhabens zu beachten sind. Ergänzend hierzu wird durch 
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entsprechende Nebenbestimmungen in diesem Planfeststellungsbeschluss 

sichergestellt, dass sich keine unzumutbaren Immissionsbeeinträchtigungen, 

insbesondere in Form von Schall und Erschütterungen sowie Staub, für die 

Allgemeinheit und die Nachbarschaft während der durchzuführenden Bauarbeiten 

ergeben. 

B.4.7.1.1 Rechtliche Grundlagen 
Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens ist über die Zulässigkeit des beantragten 

Vorhabens auch in Anbetracht der sich daraus ergebenden bauzeitlichen 

Lärmbelästigungen zu entscheiden, da die Feststellung der Zulässigkeit des 

Vorhabens nicht nur im Hinblick auf das fertig gestellte Vorhaben erfolgt, sondern 

auch dessen Herstellung umfasst. 

Gemäß § 74 Abs. 2 Satz 2 VwVfG sind bereits im Planfeststellungsbeschluss 

sämtliche Auswirkungen eines Vorhabens zu berücksichtigen und dem Träger des 

Vorhabens Vorkehrungen oder die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen 

aufzuerlegen, die zum Wohl der Allgemeinheit oder zur Vermeidung nachteiliger 

Wirkungen auf Rechte anderer erforderlich sind. Sind solche Vorkehrungen untunlich 

oder mit dem Vorhaben unvereinbar, so hat der Betroffene Anspruch auf 

angemessene Entschädigung in Geld (§ 74 Abs. 2 Satz 3 VwVfG). 

Eine Baustelle als funktionale Zusammenfassung von Maschinen, Geräten und 

ähnlichen Einrichtungen stellt eine Anlage im Sinne von § 3 Abs. 5 BImSchG dar. Da 

es sich bei Baustellen nicht um genehmigungsbedürftige Anlagen handelt, sind diese 

nach § 22 Abs. 1 BImSchG zu beurteilen.  

Die dort bestimmten Betreiberpflichten setzen schädliche Umwelteinwirkungen 

voraus. Dies sind Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, 

Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit 

oder die Nachbarschaft herbeizuführen. 

Einen Maßstab zur Beurteilung von Baustellenlärm gibt die AVV Baulärm, die 

aufgrund des Gesetzes zum Schutz gegen Baulärm vom 9. September 1965 erlassen 

wurde und nach § 66 Abs. 2 BImSchG weiterhin gilt.  

Darin sind unter Ziffer 3.1.1 Immissionsrichtwerte für den Tages- bzw. Nachtzeitraum 

festgelegt, bei deren Einhaltung grundsätzlich von einer zumutbaren Lärmbelästigung 

ausgegangen werden kann. Der Immissionsrichtwert gilt als überschritten, wenn der 

Beurteilungspegel den Richtwert überschreitet oder der Immissionsrichtwert für die 
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Nachtzeit von einem oder mehreren Messwerten um mehr als 20 dB(A) überschritten 

wird (Spitzenpegel).  

Die AVV Baulärm sieht unter Ziffer 3.1.1 in Abhängigkeit von der Anlagen- bzw. 

Gebietsnutzung abgestufte Immissionsrichtwerte vor. Bei der Zuordnung der 

Gebietsnutzungen sind im Allgemeinen die in den rechtskräftigen Bebauungsplänen 

ausgewiesenen Flächennutzungen zu Grunde zu legen. Gemäß Ziffer 3.2.2 der AVV 

Baulärm ist jedoch dann von der tatsächlichen baulichen Nutzung des Gebiets 

auszugehen, wenn diese im Einwirkungsbereich der Anlage erheblich von der im 

Bebauungsplan festgesetzten Nutzung abweicht. 

Bei der Durchführung von Bauarbeiten sind die Regelungen der AVV Baulärm von 

der Vorhabenträgerin bzw. den Bauunternehmen zu beachten und bei 

Überschreitung der maßgeblichen Immissionsrichtwerte grundsätzlich (weitere) 

Maßnahmen zur Lärmminderung anzuordnen. Von Maßnahmen zur Lärmminderung 

kann nach deren Ziffer 4.1 allerdings insbesondere dann abgesehen werden, soweit 

durch den Betrieb von Baumaschinen – infolge nicht nur gelegentlich einwirkender 

Fremdgeräusche (z.B. tatsächliche Lärmvorbelastung durch Verkehr) – keine 

zusätzlichen Gefahren, Nachteile oder Belästigungen eintreten. 

B.4.7.1.2 Baulärmprognose in der schalltechnischen Untersuchung 
In der schalltechnischen Untersuchung zum Baulärm vom 25.02.2019 (Anlage 11, 

Kapitel 5 der Planunterlagen) sind im Einzelnen die zu erwartenden 

Schallimmissionen aus den Bautätigkeiten anhand der vorläufigen Beschreibung der 

Arbeits- bzw. Bauphasen prognostisch für die nächstgelegene Bebauung zur Tages- 

und Nachtzeit berechnet und beurteilt worden. 

Nördlich, westlich und südwestlich des Bauvorhabens sind im Flächennutzungsplan 

gemischte Bauflächen (§ 1 Abs. 1 Nr. 2 Baunutzungsverordnung) festgesetzt, östlich 

und südöstlich handelt es sich um landwirtschaftliche Flächen. Konkret handelt es 

sich nach Ziffer 3.1.1 der AVV Baulärm bei den gemischten Bauflächen um solche 

des Buchstaben c) (Gebiete mit gewerblichen Anlagen und Wohnungen, in denen 

weder vorwiegend gewerbliche Anlagen noch vorwiegend Wohnungen untergebracht 

sind) und Buchstaben d) (Gebiete, in denen vorwiegend Wohnungen untergebracht 

sind). Die Immissionsrichtwerte liegen bei 60 dB(A) tagsüber und 45 dB(A) nachts 

(Buchstabe c) und bei 55 dB(A) tagsüber und 40 dB(A) nachts (Buchstabe d). 

Als Grundlage der schalltechnischen Untersuchung wurde unterstellt, dass die 

geplanten Bautätigkeiten in allen Bauphasen tagsüber mit einer durchschnittlichen 
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Arbeitszeit von mehr als 8 Stunden und nachts mit einer durchschnittlichen 

Arbeitszeit von mehr als 6 Stunden durchgeführt werden. 

Die Immissionsberechnung wurde anhand plausibler Ansätze zu den Arbeitsgeräten 

mit deren Schallleistungswirkpegeln und ohne Berücksichtigung eventuell möglicher 

Minderungsmaßnahmen durchgeführt. Sie zeigt somit zunächst die Größenordnung 

auf, in welcher die Immissionen aus den Bautätigkeiten liegen können, sofern keine 

weiteren Minderungsmaßnahmen ergriffen werden. In Baulärmberechnungen werden 

im Übrigen regelmäßig zum Teil deutlich höhere Pegel prognostiziert, als sie beim 

Betrieb der entsprechenden Baumaschinen tatsächlich auftreten. So wird 

insbesondere der Maschinen-Schallleistungspegel gegenüber dem praktischen 

Baubetrieb in der Regel zu hoch angesetzt (unter anderem Ermittlung der 

andauernden Nenndrehzahl, Überbewertung geräuschintensiver Einzelvorgänge im 

Betriebsmix). 

Als Ergebnis der Untersuchung zeigt sich, dass die grundsätzlich maßgeblichen 

Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm teilweise im Tageszeitraum und vor allem im 

Nachtzeitraum prognostisch nicht eingehalten werden können. 

Die Bauarbeiten zur Erneuerung des Bahnübergangs und Erstellung der 

Zufahrtsstraße und der Parkplätze lassen sich in folgende lärmintensive 

Bautätigkeiten mit prognostizierten Überschreitungen der grundsätzlich in der AVV 

Baulärm festgesetzten gebietsbezogenen Immissionsrichtwerte unterteilen: 

 Erstellung der Baueinrichtungsfläche (etwa 5 Tage) 

 Neubau der Straße und der Parkplätze (etwa 30 Tage) 

 Erneuerung des Bahnübergangs und des Betonschalthauses (etwa 10 Tage) 

Die Gesamtbauzeit einschließlich nicht lärmintensiver Tätigkeiten wird seitens der 

Vorhabenträgerin auf etwa 60 Tage geschätzt.  

Im der schalltechnischen Untersuchung wurde für die einzelnen Bauphasen die 

Schutzbedürftigkeit der Anwohner abgeschätzt, insbesondere die Zahl der 

möglicherweise betroffenen Gebäude und die Anzahl der Gebäude, an denen mit 

Überschreitungen von Beurteilungspegeln von 70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der 

Nacht zu rechnen ist. 

Betroffen sind in der ersten Bauphase insgesamt 6 Gebäude tagsüber und 29 

Gebäude nachts, wobei an 5 Gebäuden mit einer Überschreitung von 60 dB(A) 

nachts zu rechnen ist. In der zweiten Bauphase sind 12 Gebäude tagsüber und 143 

Gebäude nachts betroffen, wobei es an 4 Gebäuden zu einer Überschreitung von 70 
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dB(A) tagsüber und an 10 Gebäuden zu einer Überschreitung von 60 dB(A) nachts 

kommen kann. In Bauphase III wären tagsüber 8 und nachts 116 Gebäude betroffen, 

Überschreitungen von 70 dB(A) tagsüber fänden an 2, von 60 dB(A) nachts an 6 

Gebäuden statt. Daher bestehen in allen Bauphasen mögliche Betroffenheiten, 

insbesondere recht erhebliche Betroffenheiten bei der Durchführung von nächtlichen 

Baumaßnahmen. 

B.4.7.1.3 Berücksichtigung der Lärmvorbelastung in der 
Baulärmuntersuchung 

Bei Überschreitungen der grundsätzlich maßgeblichen Richtwerte der AVV Baulärm 

im Baubetrieb kann nach deren Ziffer 4.1 dann von Maßnahmen zur Lärmminderung 

abgesehen werden, soweit dadurch wegen einer vorhandenen Lärmvorbelastung 

keine zusätzlichen Gefahren, Nachteile oder Belästigungen eintreten. Dies gilt (auch 

bei rechnerischen Prognosen) bis zu einer unter Berücksichtigung der tatsächlich 

vorhandenen Vorbelastung projektspezifisch zu ermittelnden fachplanerischen 

Zumutbarkeitsschwelle. 

Die Vorbelastung ist nicht als Fremdgeräusch-Vorbelastung gerade ausschließlich 

zum Zeitpunkt der Baumaßnahme zu verstehen, sondern als für die tatsächlichen 

Verhältnisse maßgebliche (langjährig) „plangebende“ Vorbelastung im 

Einwirkungsbereich, wie z.B. diejenige aus einem langjährig tatsächlich bestehenden 

Verkehrsweg. 

An der im Nahbereich der Bahnstrecke gelegenen Bebauung besteht durch den 

Zugverkehr von Personen- und Güterzügen eine Geräuschvorbelastung. Nach der 

schalltechnischen Untersuchung kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, dass die 

zu erwartenden baubedingten Schallimmissionen zumindest teilweise oberhalb der 

Geräuschvorbelastung liegen können. Im Einzelnen wird hierzu auf Anlage 11, 

Kapitel 5.5 der schalltechnischen Untersuchung verwiesen. 

B.4.7.1.4 Beurteilung von Lärmschutzvorkehrungen in der 
Baulärmuntersuchung 

Anhand der prognostizierten Baulärmimmissionen werden in der schalltechnischen 

Untersuchung die spezifischen Beeinträchtigungen im Bereich der einzelnen 

Bautätigkeiten aufgezeigt. Dabei sind auch die aus der Bauablaufplanung jeweils 

ableitbaren Zeiträume der maßgeblichen Beeinträchtigungen für die verschiedenen 

Bautätigkeiten sowie der Umgriff der Betroffenheiten ohne Berücksichtigung der 
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Vorbelastung ermittelt worden. Unter Berücksichtigung dieser Aspekte wurden 

verschiedene Möglichkeiten von Schutzvorkehrungen beleuchtet.  

Nach der Baulärmuntersuchung sei es zur Minimierung der Betroffenheiten 

zweckmäßig, die Arbeiten auf 8 Stunden tagsüber zu beschränken, da an bis zu 23 

Gebäuden tagsüber und an bis zu 143 Gebäuden nachts Überschreitungen der 

Immissionsrichtwerte der AVV Baulärm zu erwarten sind. 

Ferner sei eine bezüglich der Nachbarschaft optimierte Aufstellung von 

Baumaschinen im vorliegenden Fall größtenteils nicht möglich, weil diese nicht 

ortsgebunden eingesetzt werden, sondern auf der gesamten Baufläche agieren 

müssen. Lediglich die Baumaschinen, die an einem festen Standort betrieben 

werden, sollten möglichst weit von den maßgeblichen Immissionsorten entfernt 

betrieben werden und nach Möglichkeit die schallabschirmende Wirkung natürlicher 

und künstlicher Hindernisse ausnutzen. 

Der Einsatz stationärer Schallschirme (etwa Schallschutzwände, die zu einer 

Schallpegelminderung von bis zu etwa 10 dB(A) führen können) sei ebenfalls nur 

sehr eingeschränkt möglich, weil im vorliegenden Fall nur sehr beengte 

Platzverhältnisse bestehen und der Aufwand für die Errichtung einer temporären 

Schallschutzwand hoch sei. Temporäre Schallschutzwände könnten daher nur bei 

Bauarbeiten in einem eingeschränkten räumlichen Bereich eingesetzt werden. 

Ferner sollen nur geeignete Baumaschinen und –verfahren eingesetzt werden und 

diese sollen dem Stand der Technik entsprechen und auch die Anforderungen der 32. 

BImSchV erfüllen. Durch geräuschärmere Baumaschinen und Bauverfahren käme es 

aber nicht zu einer effektiven Verringerung der Betroffenheit, da geräuschärmere 

Bauverfahren häufig zu längeren Bauzeiten führen würden. Daher sei eine 

Abstimmung zur Größe und Funktion der jeweiligen Geräte auf die zu leistenden 

Arbeiten durch das ausführende Bauunternehmen in den Angebotsunterlagen 

darzulegen. 

Leerfahrten seien zu vermeiden und die Baumaschinen seien stillzulegen, wenn 

diese nicht benutzt werden, soweit der Arbeitsablauf hierdurch nicht beeinträchtigt 

wird. Nach Möglichkeit sollen Schalldämpfer eingesetzt werden. 

Örtliche Beschränkungen hätten kein relevantes Lärmminderungspotential. 

Die schalltechnische Untersuchung kommt ferner zum Ergebnis, dass bei einer 

Reduktion der täglichen Betriebsdauer von lärmintensiven Baumaschinen 

(insbesondere beim Einbringen der Felsnägel) auf maximal 8 Stunden tagsüber oder 
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6 Stunden nachts der Beurteilungspegel um 5 dB(A), bei einer Reduktion auf 2,5 

Stunden tagsüber und 2 Stunden nachts sogar um 10 dB(A) verringert werden 

könnte. Andererseits würde dies dazu führen, dass sich die vorgesehene 

Gesamtarbeitszeit erweitert und die Bauzeit erheblich verlängert werden könnte. 

Bei einer Reduzierung der Baumaßnahmen auf den Tageszeitraum und auf eine 

maximale Dauer von 8 Stunden wären in Bauphase I nur noch 2, in Bauphase II nur 

noch 7 und in Bauphase III nur noch 3 Gebäude potentiell betroffen; an keinem der 

Gebäude käme es zu einer Überschreitung des Wertes von 70 dB(A). 

Bei den in der schalltechnischen Untersuchung angegebenen Beurteilungspegeln 

handele es sich um Prognosewerte auf der sicheren Seite. Durch stichprobenhafte 

Überwachung der Baulärmsituation während der Arbeiten könnte das tatsächliche 

Auftreten von erheblichen Umwelteinwirkungen für die Nachbarschaft auf ein 

Mindestmaß beschränkt werden. Daher wird in den Nachtstunden ein Lärmmonitoring 

empfohlen; tagsüber sei dieses unverhältnismäßig.  

Zudem wird in der schalltechnischen Untersuchung ein umfassendes 

Informationsmanagement seitens der Vorhabenträgerin angeregt und letztlich auf 

mögliche Entschädigungen Betroffener hingewiesen. 

Aus Sicht der schalltechnischen Untersuchung liegt eine Zumutbarkeit auch dann ggf. 

noch vor, wenn die Immissionsrichtwerte überschritten werden, insbesondere unter 

Berücksichtigung von Schutzmaßnahmen und Lärmvorbelastung. Entschädigungen 

könne man aber nicht vollständig ausschließen. 

Im Ergebnis können die Immissionsrichtwerte daher in der Bauphase I nur bei einer 

Beschränkung der Arbeiten auf maximal 2,5 Stunden tagsüber erreicht werden, was 

aber zu einer erheblichen Verlängerung der Bauzeit führe, so dass eine 

Beschränkung auf 8 Stunden tagsüber praktikabel sei; nachts könnten die 

Immissionsrichtwerte nicht eingehalten werden, so dass diese in den Tageszeitraum 

verlegt werden sollten. In der zweiten und dritten Bauphase können die 

Immissionsrichtwerte weder tagsüber noch nachts eingehalten werden, aber der 

Verzicht auf Baumaßnahmen sei ebenso wenig zielführend.  

B.4.7.1.5 Abwägung und Entscheidung zum Schutzkonzept 
Die im Baulärmgutachten (Anlage 11 der Planunterlagen) vorgenommene Prognose 

von Betroffenheiten und die Verhältnismäßigkeitsbetrachtung zur Beurteilung von 

Lärmschutzvorkehrungen sind nicht zu beanstanden. 
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Die Beeinträchtigungen der Nachbarschaft sind anhand plausibler Ansätze ermittelt 

und die jeweiligen Zeiträume maßgeblicher Beeinträchtigungen der verschiedenen 

Bautätigkeiten aus der vorläufigen Bauablaufplanung abgeleitet worden. Anhand 

dieser Daten kann das voraussichtliche Ausmaß von Baulärmbetroffenheiten 

ausreichend genau beurteilt und die gebotene Abwägung hinsichtlich der Art und des 

Umfangs verhältnismäßiger Schutzvorkehrungen getroffen werden. 

B.4.7.1.5.1 Schutzvorkehrungen 
Das Landratsamt Esslingen hat in seiner Stellungnahme vom 19.11.2019 gefordert, 

dass die Arbeiten im Tageszeitraum auf 8 Stunden beschränkt werden und 

Bauarbeiten nur werktags zwischen 07:00 Uhr und 20:00 Uhr durchgeführt werden 

sollen; dies gelte auch für die An- und Abfahrt der Fahrzeuge zur Baustelle. Dem 

trägt die Nebenbestimmung A.4.4.1.3.1 Rechnung. 

Die Vorhabenträgerin hatte im Erläuterungsbericht (Anlage 1 der Planunterlagen) 

zudem auch selbst mitgeteilt, dass von ihr geplant sei, die Bauarbeiten ausschließlich 

tagsüber durchzuführen, während der Bauarbeiten aber Streckensperrungen 

notwendig seien.  

Zwar hat die Vorhabenträgerin in ihrer Stellungnahme zu den Ausführungen des 

Landratsamts Esslingen ausgeführt, dass eine Beschränkung der Arbeitszeit auf die 

Tageszeit zwischen 07:00 Uhr und 20:00 Uhr aufgrund der erforderlichen Eisenbahn-

Streckensperrungen nicht möglich und zweckmäßig sei. 

Dies steht jedoch im Widerspruch zu den eindeutigen Ausführungen im 

Erläuterungsbericht. Es sind aufgrund des Schutzes der Anwohner vor baubedingten 

Immissionen die Bauarbeiten ausschließlich in einem Zeitfenster von 8 Stunden 

tagsüber auszuführen. 

Zudem würde die Durchführung von lärmintensiven Bauarbeiten in der Nacht 

teilweise zu bis zu 143 Betroffenheiten mit Überschreitungen der 

Immissionsrichtwerte und auch bis zu 10 Überschreitungen von 60 dB(A) in der Nacht 

führen. Aufgrund dieser vielen Betroffenheiten ist es daher verhältnismäßig, die 

Arbeiten auf den Tageszeitraum, wie auch von der Vorhabenträgerin zunächst 

vorgesehen, zu beschränken. 

Zum Schutz der Anwohner vor erheblichen Lärm- und Erschütterungsimmissionen 

sollen sehr lärm- und erschütterungsintensive Baumaßnahmen nach Möglichkeit 

zudem nicht in den Morgenstunden zwischen 7:00 Uhr und 8:00 Uhr sowie in den 

Abendstunden zwischen 18:00 Uhr und 20:00 Uhr stattfinden (Nebenbestimmung 
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unter A.4.4.1.3.1). Es ist der Vorhabenträgerin insoweit aus Sicht der 

Planfeststellungsbehörde zumutbar, entsprechende Baumaßnahmen in den Zeitraum 

zwischen 8:00 Uhr und 18:00 Uhr zu verlegen. Zudem sind lärm- und 

erschütterungsintensive Baumaßnahmen an Sonn- und Feiertagen zum Schutz der 

Anwohner vorher anzuzeigen und auch entsprechend zu begründen 

(Nebenbestimmung unter A.4.4.1.3.5). 

Eine Beschränkung auf 2,5 Stunden pro Tag zur vollständigen Vermeidung von 

Überschreitungen der AVV Baulärm war hingegen nicht geboten, da dies nur zu einer 

erheblichen Verlängerung der Bauzeiten geführt hätte und es unter Beachtung der 

Nebenbestimmungen auch bei einer Beschränkung auf 8 Stunden pro Tag nur noch 

vereinzelt zu Überschreitungen der Immissionsrichtwerte kommt. Gleiches gilt 

selbstverständlich für einen vollständigen Verzicht auf Durchführung der 

Maßnahmen, da das Vorhaben dann nicht ausgeführt würden könnte.  

Zur weiteren Verringerung der bauzeitlichen Immissionen sollen, sofern 

Rottenwarnanlagen eingesetzt werden, nur solche mit automatischer 

Pegelanpassung verwendet werden, um nicht hierdurch eine neue erhebliche 

Immissionsquelle zu schaffen (Nebenbestimmung unter A.4.4.1.3.2). 

Leerfahren sind zu vermeiden (Nebenbestimmung unter A.4.4.1.3.3) und ortsfeste 

Schallquellen sind so weit weg von der Wohnbebauung aufzustellen wie möglich, um 

die Beeinträchtigung der Anwohner ebenfalls zu reduzieren und den Schallpegel zu 

senken (Nebenbestimmung unter A.4.4.1.3.4). 

Die Anwohner sind umfassend zu informieren, damit diese sich auf die 

Beeinträchtigungen einstellen können. Hierzu sind insbesondere die genauen 

Bauablaufdaten bekannt zu geben (Nebenbestimmung unter A.4.4.1.1.5). 

Zur Überwachung der durch die Baumaßnahmen hervorgerufenen Immissionen und 

insbesondere auch zur Vorbeugung bzw. Unterbindung vermeidbarer 

Beeinträchtigungen der Nachbarschaft durch Baulärm (und auch baubedingte 

Erschütterungen) ist in den Nebenbestimmungen unter A.4.4.1.1.4 verfügt worden, 

einen Immissionsschutzverantwortlichen zu beauftragen. Dieser überwacht nicht nur 

den Bau- und Baustellenbetrieb, sondern steht den Betroffenen auch als 

Ansprechpartner für Beschwerden zur Verfügung und kann mit den bauausführenden 

Betrieben gegebenenfalls weitere Maßnahmen vor Ort abstimmen. So könnten 

kurzfristig erforderliche Änderungen während des Bauverfahrens z.B. eine 

Standortverlegung von Baumaschinen, Verschiebungen von Maschineneinsätzen in 



Planfeststellungsbeschluss gemäß § 18 Abs. 1 AEG für das Vorhaben „Lenningen, Erneuerung des Bahnübergangs Brucken 
II/B465“, Bahn-km 15,298 der Strecke 4610 Wendlingen - Oberlenningen, Az. 591ppw/080-2018#013, vom 30.11.2022 

 
 

Seite 72 von 105 
 
 

für Anwohner weniger sensible Zeitbereiche oder zusätzliche Schutzmaßnahmen 

veranlasst werden.  

Es ist davon auszugehen, dass auf diese Weise ein wesentlicher Beitrag zur 

Akzeptanz der Bauarbeiten durch die Anwohner geleistet wird. 

B.4.7.1.5.2 Organisatorische Vorgaben 
Organisatorisch ist die Vorhabenträgerin verpflichtet, die Einhaltung der AVV Baulärm 

und der sonstigen Vorgaben und Nebenbestimmungen zu kontrollieren und ggf. 

durchzusetzen (Nebenbestimmungen unter A.4.4.1.1.1 und A.4.4.1.2) sowie dafür 

Sorge zu tragen, dass schädliche Umwelteinwirkungen so weit wie möglich 

vermieden oder vermindert werden (Nebenbestimmung unter A.4.4.1.1.2). Auch bei 

Ausschreibungen ist darauf zu achten, dass von den zu beauftragenden 

Bauunternehmen nur solche Geräte und Verfahren verwendet werden, die dem 

aktuellen Stand der Technik entsprechen (Nebenbestimmung unter A.4.4.1.1.3). 

Es ist nicht erforderlich, der Vorhabenträgerin Auflagen zur Ausschreibung von 

Bauleistungen hinsichtlich der Verwendung lärmarmer Geräte und Baumaschinen zu 

machen. Die Regelungen der 32. BImSchV (Geräte- und 

Maschinenlärmschutzverordnung) gelten ohnehin. Insoweit ergänzt die 32. BImSchV 

den Rechtsgrundsatz, dass Geräusche, die nach dem Stand der Technik vermeidbar 

sind, auch beim Baubetrieb unterbleiben. 

B.4.7.1.5.3 Verbleibende nachteilige Wirkungen 
Aufgrund geringer Abstände zu den Immissionsorten können – trotz der festgelegten 

Schutzvorkehrungen – während der Bauzeit grundsätzlich noch Überschreitungen der 

Vorgaben der AVV Baulärm auftreten. Diese müssen jedoch nicht mit allen nur 

denkbaren oder technisch möglichen (unverhältnismäßigen) Schutzvorkehrungen 

vermieden werden, sondern sind im Rahmen der Sozialbindung bis zur Grenze einer 

Gesundheitsgefährdung zu dulden. 

Denn dem Träger eines im öffentlichen Interesse stehenden Vorhabens muss die 

Möglichkeit zustehen, sein Vorhaben unter auch ihm zumutbaren Bedingungen zu 

realisieren (vgl. Urteil des VGH Baden-Württemberg vom 8. Februar 2007, Az. 5 S 

2257/05).  

Für solche nur noch in geringem Umfang tatsächlich verbleibende nachteilige 

Wirkungen kann in der Abwägungsentscheidung dann auf einen grundsätzlichen 

Entschädigungs- bzw. Ersatzraumanspruch verwiesen werden. 
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B.4.7.1.5.4 Detaillierte Baulärmprognosen 
Die Planfeststellungsbehörde hat der Vorhabenträgerin im Verfügenden Teil dieses 

Planfeststellungsbeschlusses – neben den allgemeinen Regelungen, den konkreten 

Lärmschutzvorkehrungen, den Überwachungsmaßnahmen einschließlich dem 

Einsetzen eines Immissionsschutzbeauftragten sowie einer Informationsverpflichtung 

den Anliegern und der Gemeinde gegenüber – aufgegeben, rechtzeitig vor Beginn 

der Bauarbeiten unter Kenntnis der auch zeitlich genauen Bauabläufe und der 

einzusetzenden Maschinen eine aktuelle schalltechnische Prognose zu erstellen 

(Nebenbestimmung unter A.4.4.1.4). Die demnach ermittelten Beurteilungspegel 

dienen dabei der Feststellung konkreter Entschädigungs- bzw. (spätestens im Falle 

von Überschreitungen einer Schwelle zur Gesundheitsgefährdung) 

Ersatzraumansprüche.  

Durch detaillierte schalltechnische Prognosen können schon frühzeitig Belastungen 

hinsichtlich einer eventuell möglichen Gesundheitsgefährdung abgeschätzt und somit 

eine rechtzeitige Bereitstellung von Ersatzraum mit den Betroffenen abgestimmt 

werden.  

B.4.7.1.6 Rechtliche Grundlagen für Entschädigungen 
Rechtsgrundlage für Entschädigungsansprüche wegen unzumutbarer 

Beeinträchtigung durch Baulärm bei Errichtung eines planfestgestellten Vorhabens ist 

§ 74 Abs. 2 Satz 3 VwVfG, wonach Betroffene einen Anspruch auf angemessene 

Entschädigung in Geld haben, sofern Vorkehrungen oder Anlagen zur Vermeidung 

nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer untunlich oder mit dem Vorhaben 

unvereinbar sind. Der Entschädigungsanspruch ist dem Grunde nach im 

Planfeststellungsbeschluss festzustellen (§ 22a AEG). Zudem sind die 

Bemessungsgrundlagen für die Höhe anzugeben. Diese sind unter Ziffer A.4.4.1.5 

dieses Beschlusses genannt und damit hinreichend konkretisiert. Über die 

Modalitäten der Ermittlung, Festsetzung und Auszahlung eventueller 

Entschädigungen hat die Planfeststellungsbehörde nicht zu entscheiden. 

Weitergehende Festsetzungen mussten im Planfeststellungsverfahren nicht getroffen 

werden, da dieses von seiner Aufgabenstellung und seiner herkömmlichen 

Gestaltung her nicht die Voraussetzungen für eine detaillierte Berechnung von 

Geldentschädigungen bietet. Insbesondere ist es nicht Aufgabe der 

Planfeststellungsbehörde, im Planfeststellungsbeschluss Regelungen zum Ablauf des 

nachfolgenden Verfahrens festzulegen. Das gilt umso mehr, da es sich – wie im 

vorliegenden Fall – um eine Entschädigung für bauzeitliche, also vorübergehende 
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Beeinträchtigungen handelt. Die Angemessenheit der Entschädigung hängt von den 

Umständen des Einzelfalls ab. Dazu gehören bei vorübergehenden 

Beeinträchtigungen regelmäßig auch solche Umstände, die erst rückblickend nach 

Abschluss der Baumaßnahme festgestellt werden können.  

Anspruchsberechtigt für eine Entschädigung in Geld gemäß § 74 Abs. 2 Satz 3 

VwVfG sind Eigentümer. Wohnraummieter und andere, lediglich obligatorisch 

berechtigte, private Nutzer sind nicht anspruchsberechtigt. Ausschlaggebend für das 

Bestehen eines Entschädigungsanspruches nach § 74 Abs. 2 Satz 3 VwVfG ist, dass 

eine grundsätzlich zum Schutz der Rechte des Betroffenen erforderliche 

Schutzvorkehrung wegen Untunlichkeit oder Unvereinbarkeit mit dem Planvorhaben 

unterbleibt. Erforderlich ist demnach unter anderem die Betroffenheit in eigenen 

Rechten. Gestützt auf die von ihnen genutzten Räumlichkeiten können hier 

Wohnraummieter und sonstige lediglich obligatorisch berechtigte Nutzer, im 

Gegensatz zu Eigentümern und gewerblichen Mietern, „nur“ auf ihr Nutzungsrecht an 

diesen Räumlichkeiten verweisen. 

Bei der Frage nach dem Bestehen von Entschädigungsansprüchen für die 

Einschränkung bei der Nutzung von Immobilien in der Fachplanung ist zu bedenken, 

dass es Sinn und Zweck des Fachplanungsrechts ist, die Einfügung eines Vorhabens 

in seine Umwelt und die Bewältigung von Konflikten zu regeln, die durch den Bau und 

die Nutzung des Planvorhabens auf einer Grundstücksfläche auf benachbarten 

Grundstücksflächen entstehen. Aus dieser Grundstücksbezogenheit des Bau- und 

Fachplanungsrechts kann gefolgert werden, dass bei einem Nutzungskonflikt die 

benachbarten Grundstücke durch ihre Eigentümer repräsentiert werden und auf 

dieser grundstücksbezogenen, planungsrechtlichen Ebene obligatorisch berechtigte 

Nutzer, etwa Mieter, Pächter, Ehegatten und Kinder der Eigentümer, nicht in einer 

grundstücksbezogenen Weise in ihren Rechten betroffen sind. Diese durch die 

Rechtsprechung zunächst für das Bauplanungs- und Straßenplanungsrecht 

entwickelten Grundsätze finden auch für die eisenbahnrechtliche Planfeststellung 

Anwendung. 

B.4.7.1.7 Festlegung von Kriterien für Entschädigungen 
Die Leistung einer Entschädigung für verbleibende nachteilige Wirkungen kann 

grundsätzlich abhängig gemacht werden von einer Überschreitung außerhalb oder 

innerhalb des Gebäudes zu messender bzw. zu berechnender zumutbarer 

Schallpegel. 
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Für die Bewertung der Zumutbarkeit der durch Bauarbeiten verursachten Geräusche 

in der Nachbarschaft und die Leistung einer Entschädigung für Verlärmung von 

schutzbedürftigen Innenräumen hat sich zunächst das Abstellen auf zulässige 

Innenschallpegel bewährt. Als Zumutbarkeitsschwelle für schutzbedürftige Räume 

werden hier demnach folgende Beurteilungspegel (nachfolgend Innengeräuschpegel 

genannt) herangezogen: 

 Wohnräume, Behandlungs- und Untersuchungsräume in Arztpraxen, 

Unterrichtsräume tagsüber 40 dB(A); 

 gewerblich genutzte Räume (z.B. Büroräume) tagsüber 45 dB(A); 

 Schlafräume nachts 30 dB(A). 

Die genannten Werte beruhen vor allem auf der 24. BImSchV (Verkehrswege-

Schallschutzmaßnahmenverordnung). Der in Tabelle 1 der Anlage zur 24. BImSchV 

(„Berechnung der erforderlichen bewerteten Schalldämm-Maße“) aufgeführte 

Korrektursummand D zur Berücksichtigung der Raumnutzung hat unter 

Hinzurechnung eines weiteren Korrekturwertes von 3 dB(A), der die unterschiedliche 

Dämmwirkung von Außenbauteilen bei gerichtetem Schall gegenüber diffusen 

Schallfeldern berücksichtigt, die Bedeutung eines grundsätzlich einzuhaltenden 

Innengeräuschpegels, der auch für die Beurteilung der Zumutbarkeit bauzeitlicher 

Schallimmissionen in benachbarten Gebäuden Anwendung finden kann. 

Nach Tabelle 1 der Anlage zur 24. BImSchV ist für Wohnräume, Behandlungs- und 

Untersuchungsräume in Arztpraxen sowie Unterrichtsräume von D = 37 dB(A), für 

Büroräume von D = 42 dB(A) und für Schlafräume von D= 27 dB(A) auszugehen. 

Unter Hinzurechnung von 3 dB(A) ergeben sich als zumutbare Innengeräuschpegel 

die oben genannten Werte von 40 dB(A), 45 dB(A) bzw. 30 dB(A). 

Angaben zu Innengeräuschpegeln, die nicht überschritten werden sollten, finden sich 

neben der 24. BImSchV auch in der VDI-Richtlinie 2719 „Schalldämmung von 

Fenstern und deren Zusatzeinrichtungen (August 1987)“. Die Mittelungspegel in 

Tabelle 6 der Richtlinie sind nicht als Einzahlwerte, sondern mit einer Spannweite 

angegeben und darüber hinaus von der Schutzbedürftigkeit entsprechend der 

Gebietseinstufung abhängig. Es lassen sich aus dieser Tabelle sowohl die oben 

genannten Werte als auch niedrigere oder speziell im Nachtzeitraum auch höhere 

zulässige Innengeräuschpegel ableiten. Eine Berücksichtigung der niedrigeren Werte 

würde nach hiesiger Auffassung eine Überbewertung zeitlich begrenzter 

Geräuscheinwirkungen durch Bautätigkeiten gegenüber zeitlich unbegrenzt 

auftretendem Verkehrslärm darstellen und wird daher als nicht angezeigt angesehen. 
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Gegen eine Berücksichtigung höherer Innengeräuschpegel im Nachtzeitraum von bis 

zu 35 dB(A) spricht, dass der gebietsunabhängige Ansatz nach 24. BImSchV für die 

Betroffenen auf der sicheren Seite liegt, was gerade für überwiegend zum Schlafen 

benutzte Räume hier angemessen erscheint. Eine gebietsbezogene Unterscheidung 

für Schlafräume nachts (höherer Wert) wird dabei aber ebenso für nicht erforderlich 

gehalten wie für Wohnräume tagsüber (niedrigerer Wert). Ein solch pauschalierender 

Ansatz, auch ohne weitere Unterscheidung nach Großraumbüros, Gaststätten o.ä., 

wird hier nach wertender Betrachtung für die Bestimmung von 

Entschädigungsansprüchen beim Baulärm insgesamt als ausreichend genau und 

angemessen angesehen. 

Auf der Grundlage dieser Innengeräuschpegel lassen sich für übliche 

Raumgeometrien und Außenwandschalldämmmaße sowie unter Berücksichtigung 

eines Fensterschalldämmmaßes entsprechend der Schallschutzklasse 2 (neuere 

Fenster erfüllen ausnahmslos diese Anforderungen) nach den in der Anlage zur 24. 

BImSchV genannten Gleichungen 1 bzw. 2 Außengeräuschpegel abschätzen, bei 

deren Einhaltung dann auch keine Überschreitung der oben genannten 

Innengeräuschpegel von 40 dB(A), 45 dB(A) bzw. 30 dB(A) zu erwarten sind. 

Diese Außengeräuschpegel können deshalb ebenfalls als (einfacher als 

Innengeräuschpegel zu berechnende oder gegebenenfalls durch Messungen zu 

überwachende) Grundlage für die Leistung einer Entschädigung für die Verlärmung 

von Innenräumen herangezogen werden. Die Außengeräuschpegel betragen 

entsprechend der vorgenannten pauschalierenden Annahmen in Abhängigkeit von 

den zugrunde gelegten Raumgeometrien sowie dem jeweiligen Verhältnis zwischen 

Wand- und Fensterfläche: 

 ca. 67 dB(A) tagsüber für Wohnräume, Behandlungs- und Untersuchungsräume 

in Arztpraxen sowie Unterrichtsräume, 

 ca. 72 dB(A) tagsüber für gewerblich genutzte Räume (z. B. Büroräume), 

 ca. 60 dB(A) nachts für Schlafräume in Wohnungen. 

Bei der Ermittlung dieser Werte wurden die bei Baulärm typischerweise auftretenden 

niederfrequenten Geräusche und die daraus resultierende geringere Pegelminderung 

durch die Fenster - die Schalldämmung von Fenstern ist frequenzabhängig, das 

heißt, niederfrequente Geräusche werden weniger vermindert als solche mit höherer 

Frequenz - durch einen Korrektursummanden von 6 dB(A) wie für innerstädtische 

Straßen nach Tabelle 2 Zeile 2 der Anlage zur 24. BImSchV berücksichtigt. Dieser 

Korrektursummand findet sich im Übrigen auch in Tabelle 7 der VDI 2719. 
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Als mittlere Pegelminderung durch Fassade und geschlossene Fenster (pauschale 

Differenz zwischen Innen- und Außenpegel) können demzufolge grundsätzlich 30 

dB(A) bei Schlafräumen und 27 dB(A) bei Wohn- bzw. Büroräumen angenommen 

werden. 

Den Anwohnern kann dabei tagsüber insoweit auch zugemutet werden, während der 

Bauzeit auftretenden Baulärmimmissionen regelmäßig durch weitestgehendes 

Geschlossenhalten der Fenster zu begegnen. In Anlehnung an § 2 Abs. 1 Satz 2 der 

24. BImSchV kann davon ausgegangen werden, dass eine Stoßbelüftung eine 

ausreichende Frischluftzufuhr ermöglicht. Die Lüftung kann im Übrigen in Phasen 

erfolgen, in denen die Bauarbeiten unterbrochen sind oder in denen die Räume nicht 

genutzt werden. Um die Verlärmung des Innenbereichs auch in den Nächten 

entsprechend gering zu halten, ist es den Anwohnern zumindest für jeweils nur kurze 

Einwirkungszeiten von nächtlichen Baulärmbeeinträchtigungen zuzumuten, die 

Fenster von Schlafräumen weitestgehend geschlossen zu halten und z. B. eine 

Lüftung innerhalb der Wohnung über lärmabgewandte Zimmer vorzusehen. Darüber 

hinaus können in diesen Beeinträchtigungsphasen nach eigenem Bedürfnis auch 

noch verschiedene sonstige persönliche Vorkehrungen für ungestörten Schlaf selbst 

ergriffen werden. Ab Überschreitung der insoweit zulässigen Außengeräuschpegel 

von 60 dB(A) ist dies im Übrigen jedoch nicht erforderlich, da dann sowieso ein 

Anspruch auf Ersatzschlafraum (z.B. Hotelaufenthalt) besteht. 

Nachts, d. h. zwischen 20:00 Uhr und 07:00 Uhr, sind bei der Beurteilung von 

Baulärm neben den oben genannten dauerhaften Geräuschpegeln grundsätzlich 

auch Spitzenpegel beurteilungsrelevant (vgl. Ziffer 3.1.3 der AVV Baulärm). In Bezug 

auf baulärmbedingte Nutzungsbeeinträchtigungen schutzbedürftiger Räume betrifft 

dies nur Schlafräume. Spitzenpegel müssen dann nicht mehr gesondert betrachtet 

werden, wenn bereits jeweils das Kriterium der Überschreitung der 

Immissionsrichtwerte durch die (Dauer-) Geräuschpegel zum Tragen kommt und 

zudem kurzzeitig auftretende Geräuschspitzen nicht entsprechend maßgeblich 

darüber hinausragen. Im Übrigen ist eine zusätzliche Betrachtung nicht mehr 

ausschlaggebend, da nachts ab Geräuschpegeln von 60 dB(A) sowieso bereits ein 

Anspruch auf Ersatzschlafraum besteht. 

Insgesamt werden hier nachteilige Wirkungen im Sinne von § 74 Abs. 2 Satz 2 

VwVfG hinsichtlich der Verlärmung von Innenräumen gebietsunabhängig schließlich 

bei Überschreitung der folgenden Geräuschpegel angenommen: 
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Nutzung Regelmäßiger 
Nutzungszeitraum 

Geräuschpegel 
innen [dB(A)] 

Geräuschpegel 
außen [dB(A)] 

Wohnräume, Behandlungs- 
und Untersuchungsräume 
in Arztpraxen, 
Unterrichtsräume 

tagsüber: 07 - 20 Uhr 40 67 

Gewerblich genutzte 
Räume (z.B. Büroräume) tagsüber: 07 - 20 Uhr 45 72 

Schlafräume nachts: 20 - 07 Uhr 30 60 
 

Mit diesem Beschluss wird deshalb eine Entschädigungszahlung dem Grunde nach 

festgesetzt für die Tage, an denen der im Rahmen detaillierter Baulärmprognosen 

berechnete Beurteilungspegel tagsüber 67 dB(A) bezogen auf Wohnräume, 

Behandlungs- und Unterrichtsräume in Arztpraxen sowie Unterrichtsräume bzw. 72 

dB(A) für sonstige gewerblich genutzte Räume (z.B. Büroräume) überschreitet. 

Ab (gesundheitsgefährdenden) Beurteilungspegeln von 70 dB(A) tagsüber vor 

Wohnräumen bzw. 60 dB(A) nachts vor Schlafräumen kann die lärmbedingte 

Nutzungsbeeinträchtigung jedoch nicht mehr durch geldwerte Ausgleichszahlungen 

entschädigt werden, so dass den von Baulärm derart betroffenen Anwohnern 

grundsätzlich spätestens ab diesen Werten Ersatzwohn- bzw. Ersatzschlafraum zur 

Verfügung zu stellen ist. 

Im verfügenden Teil dieses Planfeststellungsbeschlusses sind die Eckdaten für die 

entsprechenden Entschädigungsverpflichtungen unter Ziffer A.4.4.1.5 als 

Nebenbestimmung aufgenommen. Die Vorhabenträgerin hat dazu rechtzeitig vor 

Eintritt der lärmintensiven Bauphasen die gemäß den detaillierten Baulärmprognosen 

ermittelten Anspruchsberechtigten schriftlich über ihre Entschädigungsansprüche 

(ggf. auch im Zusammenhang mit Ersatzraumansprüchen) zu informieren. Die Höhe 

der Entschädigung ist mit dem Eigentümer zu vereinbaren. Der Anspruch entfällt im 

Übrigen für Tage, an denen gemäß der folgenden Ausführungen unter Ziffer B.4.7.1.8 

Ersatzwohnraum in Anspruch genommen wird bzw. wurde. Soweit 

Anspruchsberechtigte und die Vorhabenträgerin über die Höhe der Entschädigung 

keine Einigung erzielen, erfolgt eine Entscheidung in einem gesonderten 

Entschädigungsverfahren durch die nach Landesrecht zuständige Behörde. 

B.4.7.1.8 Bereitstellung von Ersatzwohnraum 
Besonders zu betrachten sind die Belange auch des Baulärmschutzes in den Fällen, 

in denen selbst nach Auferlegung konkreter Schutzvorkehrungen gemäß den 

Regelungen der AVV Baulärm die verbleibenden Beeinträchtigungen eine Schwelle 
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zur Gesundheitsgefährdung überschreiten. Das Rechtsgut der Gesundheit ist von 

besonderer Schutzwürdigkeit, wie sich schon aus dessen grundrechtlicher 

Absicherung ergibt. Daraus ist – insbesondere bei vorübergehendem Baulärm – 

indessen nicht abzuleiten, dass Schutzvorkehrungen zwingend so zu dimensionieren 

sind, dass die Schwelle zur Gesundheitsgefährdung nicht überschritten wird. 

Während für unterbliebene Schutzauflagen zum Schutz des Eigentums, eines 

eingerichteten und ausgeübten Gewerbetriebes oder anderer vermögenswerter 

Rechte eine finanzielle Entschädigung nach § 74 Abs. 2 Satz 3 VwVfG generell 

möglich ist, scheidet diese im Hinblick auf (private) Wohnnutzungen jedoch 

zumindest dann aus, wenn tatsächlich eine Beeinträchtigung der Gesundheit 

Betroffener zu besorgen ist. Insofern wären dann auch aufwändigere 

Schutzvorkehrungen verhältnismäßig bzw. können derartige Beeinträchtigungen 

durch Ersatzraumbereitstellung vermieden werden. 

Ab wann eine Gesundheitsgefährdung für letztlich nur vorübergehende 

Baulärmeinwirkungen angenommen werden kann, ist bisher in keiner Vorschrift 

geregelt bzw. auch nicht durch die Rechtsprechung aufgezeigt worden. 

Gesundheitsgefährdende Lärmeinwirkungen, die etwa zu Herz-Kreislauf-

Erkrankungen o. ä. führen könnten, sind grundsätzlich erst bei lang andauernden 

Beeinträchtigungen zu erwarten. Im Interesse für die Betroffenen wird aber auch hier 

angenommen, dass die in der Rechtsprechung bisher nur für (dauerhaften) 

Verkehrslärm entwickelten Schwellenwerte zur Gesundheitsgefährdung auch für 

(vorübergehenden) Baulärm herangezogen werden können. Da insofern 

ausschließlich Wohn- bzw. Schlafräume betroffen sind, erscheint es als weitere 

Pauschalierung zudem zweckmäßig und ausreichend, hier ebenfalls nur 

gebietsunabhängige Schwellenwerte anzusetzen. 

Vor diesem Hintergrund steht den betroffenen Bewohnern ab Überschreitung der 

Außengeräuschpegel von 60 dB(A) nachts vor Schlafräumen bzw. 70 dB(A) tagsüber 

vor Wohnräumen grundsätzlich ein Anspruch auf Ersatzraum zu. Aufgrund der jeweils 

nur für einzelne Tage bzw. Nächte in dieser Höhe zu erwartenden 

Beeinträchtigungen kann für die Anwohner im Hinblick auf den Gesundheitsschutz 

ein vorübergehendes Ausweichen ab diesen angenommenen Schwellenwerten auch 

als erträglich angesehen werden. Auf Kosten der Vorhabenträgerin können 

Betroffene demnach z. B. einen Hotelaufenthalt in Anspruch nehmen. Im Übrigen ist 

dabei ein Ersatzraumanspruch ggf. auch entbehrlich, wenn passive 

Lärmschutzmaßnahmen aus dem Vorsorgeanspruch nach 16. BImSchV 

(Verkehrslärmschutzverordnung) für den zukünftigen Verkehrslärm bereits während 
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der Bauphase umgesetzt sind und diese entsprechend ihrer Bemessung auf höhere 

Beurteilungspegel zu einer ausreichenden Schutzwirkung führen. Die 

Vorhabenträgerin hat die Notwendigkeit einer Ersatzraumbereitstellung jeweils 

anhand der detaillierten Baulärmprognosen zu ermitteln und den Betroffenen den 

Zeitpunkt sowie die Dauer der Beeinträchtigungen frühzeitig schriftlich mitzuteilen. 

Auf dieser Grundlage hat sie mit den Betroffenen rechtzeitig in Verhandlungen über 

die weitere Vorgehensweise zu treten (auch im Zusammenhang mit sonstigen 

Entschädigungsansprüchen), um die Details zur Umsetzung der konkreten 

Inanspruchnahme abzustimmen und zu vereinbaren. 

Für Außenwohnbereiche (Balkone, Terrassen und in ähnlicher Weise nutzbare 

sonstige dauerhafte bauliche Außenanlagen/Freisitze), welche durch passive 

Maßnahmen nicht geschützt werden können, ergibt sich der Anspruch auf Zahlung 

einer Entschädigung bei Überschreitung der jeweils nach der AVV Baulärm 

heranzuziehenden Tagesrichtwertes. Darüber hinaus wird der Zeitraum, in dem bei 

Überschreitung des Tagesrichtwertes Entschädigungszahlungen dem Grunde nach 

zu leisten sind, auf die Monate April bis September beschränkt, weil nach allgemeiner 

Lebenserfahrung Außenwohnbereiche im Zeitraum von Oktober bis März regelmäßig 

nicht zum dauernden Aufenthalt von Menschen dienen. Von einer Nutzung zu 

Wohnzwecken und damit als zentraler Lebensmittelpunkt in diesem Zeitraum kann 

deshalb nicht ausgegangen werden. Darüber hinaus entfällt der Anspruch im 

Zeitraum April bis September für die Tage, an denen Ersatzwohnraum bereitgestellt 

wird und insofern keine Nutzung des eigenen Außenwohnbereichs stattfindet.  

Dem trägt die Nebenbestimmung unter A.4.4.1.6 Rechnung. 

Soweit Anspruchsberechtigte und die Vorhabenträgerin über die Höhe der 

Entschädigung keine Einigung erzielen, erfolgt eine Entscheidung in einem 

gesonderten Verfahren durch die nach Landesrecht zuständige Behörde. 

B.4.7.2 Baubedingte Erschütterungsimmissionen 

Für die Beurteilung der Zumutbarkeit von baubedingten Erschütterungsimmissionen 

sind weder im BImSchG, noch in anderen Vorschriften rechtlich verbindliche 

Grenzwerte festgelegt. 

Zur Beurteilung der Zumutbarkeit von baubedingten Erschütterungseinwirkungen 

können aber die DIN 4150 „Erschütterungen im Bauwesen“ Teil 2 (Einwirkungen auf 

Menschen in Gebäuden) und Teil 3 (Einwirkungen auf bauliche Anlagen) als 
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allgemein anerkannte Regeln der Technik herangezogen werden (Nebenbestimmung 

unter A.4.4.2.1). 

In DIN 4150 Teil 2 sind unter Ziffer 6.5.4 Anhaltswerte für die Beurteilung von 

Erschütterungsimmissionen durch Baumaßnahmen in Wohnungen und vergleichbar 

genutzten Räumen in Abhängigkeit von der Einwirkungsdauer und drei 

Belästigungsstufen enthalten, bei deren Überschreitung unterschiedlich gewichtige 

Maßnahmen zu treffen sind. Die Formulierung „Anhaltswerte“ stellt aber auch klar, 

dass bei deren Überschreitung - anders als bei Grenzwerten - schädliche 

Umwelteinwirkungen nicht vorliegen müssen. Mangels rechtlicher Verbindlichkeit sind 

die dort genannten Werte also nicht als gesicherte Grenzwerte anzusehen, können 

aber bei der Beurteilung der Zumutbarkeit von Erschütterungsimmissionen als 

konkreter Anhaltspunkt dienen. Bei deren Einhaltung jedenfalls sind erhebliche 

Belästigungen im Sinne des § 3 Abs. 1 BImSchG regelmäßig nicht anzunehmen, so 

dass von einer Zumutbarkeit der Erschütterungsimmissionen ausgegangen werden 

kann.  

Analog sind in DIN 4150 Teil 3 Anhaltswerte für die Beurteilung der Wirkung von 

Erschütterungsimmissionen auf (für vorwiegend ruhende Beanspruchung 

bemessene) bauliche Anlagen enthalten, bei deren Einhaltung Schäden im Sinne 

einer Verminderung des Gebrauchswertes von Bauwerken nicht eintreten. 

Im Rahmen einer erschütterungstechnischen Untersuchung (Anlage 11 der 

Planunterlagen) wurde geprüft, ob die aus dem Baubetrieb resultierenden 

Erschütterungsimmissionen zu erheblichen Belästigungen von Menschen in 

Gebäuden gemäß DIN 4150, Teil 2 oder zu Schäden an baulichen Anlagen gemäß 

DIN 4150, Teil 3 führen können. 

Die Beurteilung der baubedingten Erschütterungsimmissionen und das Vorsehen ggf. 

notwendiger Maßnahmen wird im Rahmen der Überwachung nach diesen Kriterien 

durch den nach Nebenbestimmung unter A.4.4.1.1.4 dieses Beschlusses 

einzusetzenden Immissionsschutzbeauftragten vorgenommen. 

Auch hier ist ein umfassendes Informationsmanagement der Betroffenen erforderlich, 

zudem wird in der erschütterungstechnischen Untersuchung vorgeschlagen, dass 

zusätzliche baubetriebliche Maßnahmen zur Minderung und Begrenzung der 

Belästigungen getroffen werden (Pausen, Ruhezeiten, etc.), Informationen über die 

Erschütterungswirkung auf das Gebäude erteilt werden und tatsächliche 

Erschütterungen zu messen und zu bewerten, zumindest im Beschwerdefall. 
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Da zum jetzigen Zeitpunkt noch keine detaillierte Bauablaufplanung bekannt ist, ist es 

auch nicht möglich, die Erschütterungen genau zu prognostizieren. Es kann nur eine 

grobe Abschätzung der erschütterungstechnischen Auswirkungen relevanter Arbeiten 

erfolgen. Erschütterungsrelevante Arbeiten während der Bauzeit betreffen 

Verdichtungsarbeiten in den Bauphasen II und III auf feinporösem, festem oder 

lockerem ungeschichtetem Kalkgestein. Hinsichtlich der Weiterleitung von 

Bauerschütterungen werden die Untergrundverhältnisse als kritisch angesehen, 

insbesondere bei der Weiterleitung von Frequenzen oberhalb von 20 Hz im Bereich 

von festen Untergründen. In der Regel befindet sich die harmonische 

Schwingungsanregung durch Baumaschinen oberhalb von 20 Hz.  

Beim Einsatz entsprechender Gerätschaften zur Verdichtung von Sand, Asphalt, 

Beton, etc. handelt es sich um Baumaßnahmen mit einem vergleichsweise geringen 

Anteil von erschütterungsintensiven Baugeräten. Nach der 

erschütterungstechnischen Untersuchung sind Schäden an der angrenzenden 

Bebauung nicht zu erwarten, jedoch sind Erschütterungsimmissionen im Tages- und 

Nachtzeitraum in einem Radius bis 30 Meter nicht auszuschließen. Gerade in 

Bereichen mit verborgenen Schwingungsbrücken oder stark konsolidierten 

Lagerungsverhältnissen im Untergrund können sich die Betroffenheitskorridore auch 

in Abhängigkeit zum eingesetzten Werkzeug und der notwendigen Krafteinleitung auf 

größere Entfernungen ausdehnen. Zum Zeitpunkt der Gutachtenerstellung konnte 

keine Aussage darüber getroffen werden, inwieweit eine Überschreitung der 

Anhaltswerte der DIN 4150 Teil 3 bei Durchführung der Bauarbeiten ausgeschlossen 

werden kann. 

Sofern nach Vorliegen der detaillierten Baubetriebsplanung Überschreitungen der 

Anhaltswerte zu erwarten sind, hat die Vorhabenträgerin über den 

Immissionsschutzbeauftragten die tatsächlich auftretenden Erschütterungen 

messtechnisch zu erfassen und zu überwachen. Bei Überschreitungen der 

Anhaltswerte kann durch baubetriebliche Maßnahmen, wie die Einhaltung von 

Pausen und Ruhezeiten oder alternative Bauverfahren reagiert werden, um die 

Anforderungen der DIN 4150 Teil 2 einzuhalten. Im Übrigen hat der 

Immissionsschutzbeauftragte die Anwohner umfassend über erschütterungsintensive 

Arbeiten und deren Dauer zu informieren (Nebenbestimmungen unter A.4.4.2.1). 

Grundsätzlich ist von Überschreitungen der hohen Anhaltswerte der DIN 4150 Teil 3 

nicht auszugehen. Die Festlegungen hierzu können allerdings erst im Rahmen der 

Ausführungsplanung erfolgen. Da bauzeitliche Schäden insbesondere an den 

Gebäuden Bahnweg 1 und 3, Wehrstraße 1, 2 und 4 und Kirchheimer Straße 211, 



Planfeststellungsbeschluss gemäß § 18 Abs. 1 AEG für das Vorhaben „Lenningen, Erneuerung des Bahnübergangs Brucken 
II/B465“, Bahn-km 15,298 der Strecke 4610 Wendlingen - Oberlenningen, Az. 591ppw/080-2018#013, vom 30.11.2022 

 
 

Seite 83 von 105 
 
 

213, 215, 217 und 219 sowie angrenzenden Nebengebäuden möglicherweise nicht 

vollends ausgeschlossen werden können, war für diese Gebäude ein Schutzkonzept 

und eine entsprechende Beweissicherung in die Nebenbestimmungen unter A.4.4.2.2 

aufzunehmen, um im Falle einer Beschädigung die zivilgerichtliche Durchsetzung von 

Schadensersatzansprüchen zu erleichtern.  

Einer Festsetzung einer Entschädigungspflicht dem Grunde nach bedarf es deshalb 

im vorliegenden Verfahren nicht. 

B.4.7.3 Stoffliche Immissionen 

Bauzeitlich ist mit vermehrten Emissionen von Staub und Luftschadstoffen im Bereich 

der Bauflächen sowie aufgrund von Transportverkehr zu rechnen. 

Bei Baustelleneinrichtungsflächen handelt es sich um nicht genehmigungsbedürftige 

Anlagen im Sinne von § 3 Abs. 5 Nr. 1 und 2 BImSchG. Gemäß § 22 Abs. 1 Nr. 1 

BImSchG sind nicht genehmigungsbedürftige Anlagen so zu errichten und zu 

betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkungen verhindert werden, die nach dem 

Stand der Technik vermeidbar sind. Nach dem Stand der Technik unvermeidbare 

schädliche Umwelteinwirkungen müssen auf ein Mindestmaß beschränkt werden (§ 

22 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG). Da auch belästigende Staubimmissionen zu den 

schädlichen Umwelteinwirkungen zählen, die durch Bautätigkeiten entstehen können, 

hat die Vorhabenträgerin diese nach dem Stand der Technik zu vermeiden bzw. zu 

vermindern (Nebenbestimmung unter A.4.4.3).  

Zwar kann nicht ausgeschlossen werden, dass durch den Baustellenverkehr im 

Umfeld des Baufeldes sowie entlang von Baustraßen mit erhöhten bauzeitlichen 

Staub- und Abgasimmissionen zu rechnen ist. All diese Immissionen fallen aber 

gegenüber der Schadstoffgesamtbelastung in dem betroffenen Bereich, der 

insbesondere auch durch den Straßenverkehr gekennzeichnet ist, nicht maßgeblich 

ins Gewicht. Zudem ist davon auszugehen, dass die Vorhabenträgerin die temporäre 

Belastung während der Bauzeit durch geeignete Maßnahmen minimieren wird.  

Darüber hinaus ist die Vorhabenträgerin in den Nebenbestimmungen verpflichtet 

worden, einen Immissionsschutzbeauftragten für die Dauer der Bauzeit zu 

beauftragen, der auch insoweit die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zu 

gewährleisten hat (Nebenbestimmung unter A.4.4.1.1.4). 

Im Ergebnis ist davon auszugehen, dass die durch den Baustellenverkehr 

verursachten Zusatzbelastungen nicht wesentlich spürbar sein werden. 
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B.4.7.4 Abwägungsergebnis 

Insgesamt umfasst die Abwägungsentscheidung der Planfeststellungsbehörde 

insofern einerseits zunächst die Festlegung von verhältnismäßigen konkreten 

Lärmschutzvorkehrungen und andererseits die Kriterien zur abschließenden 

Festlegung von (möglicherweise) noch darüberhinausgehenden 

Ausgleichsansprüchen für baulärmbedingte Nutzungsbeeinträchtigungen in 

Innenräumen bzw. Außenwohnbereichen. 

Das planfestgestellte Vorhaben ist mit den Belangen des Immissionsschutzes nach 

Maßgabe dieses Planfeststellungsbeschlusses vereinbar. Die Regelungen dieses 

Planfeststellungsbeschlusses stellen sicher, dass schädliche Umwelteinwirkungen 

entsprechend den anerkannten Regeln der Technik soweit wie möglich vermieden 

und rechtliche Vorgaben eingehalten werden. Es ist davon auszugehen, dass die 

Möglichkeiten zur Vermeidung von schädlichen Umwelteinwirkungen ausgeschöpft 

und nach dem Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf 

ein Mindestmaß beschränkt werden. 

B.4.8 Abfallwirtschaft 

Das Landratsamt Esslingen hat darauf hingewiesen, dass Anwohner und der 

Abfallwirtschaftsbetrieb über die Ausführung von Fahrwegesperrungen und die 

Gestellung der Müllbehälter zu informieren sind, da es während des Bauvorhabens 

zu Einschränkungen bei der Müllabfuhr kommen kann (Nebenbestimmung unter 

A.4.5). 

B.4.9 Altlasten 

Das Vorhaben liegt im Bereich des Altstandortes „AS Gleisanlagen Wendlingen-

Oberlenningen“ und tangiert die Altablagerung „Öhmdwiesen“. Der Altstandort ist im 

Bodenschutz- und Altlastenkataster des Landkreises Esslingen auf Beweisniveau 1 

mit Handlungsbedarf B (Entsorgungsrelevanz) erfasst. Die Altablagerung 

„Öhmdwiesen“ ist auf Beweisniveau 2 in B-Entsorgungsrelevanz bewertet. Das 

Landratsamt Esslingen hat gefordert, dass Baumaßnahmen mit Eingriffen in den 

Boden durch einen Altlastensachverständigen begleitet und dokumentiert werden. 

Wenn sich Anhaltspunkte schädlicher Bodenveränderung ergeben, gelte die 

Informationspflicht nach § 3 Abs. 1 Landesbodenschutz- und Altlastengesetz. Die 

Vorhabenträgerin hatte zugesagt, die Auflagen bei Notwendigkeit zu erfüllen. Da eine 

solche fachliche Begleitung aus Sicht der Planfeststellungsbehörde jedoch hier 

aufgrund eines möglichen Zuordnungswertes von größer oder gleich Z2 grundsätzlich 
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erforderlich ist, wurde diese (eingeschränkte) Zusage der Vorhabenträgerin noch 

durch die Nebenbestimmung unter A.4.6.1 zusätzlich abgesichert. 

Hinsichtlich der Altlastenfläche ist nicht auszuschließen, dass der Bodenaushub mit 

einem Zuordnungswert von größer oder gleich Z2 zu bewerten ist. In diesem Fall ist 

der Bodenaushub vor Niederschlagswasser zu schützen, um eine Verunreinigung 

weiterer Böden zu verhindern. Zudem scheidet ein entsprechender Boden als 

Rekultivierungsschicht aus (Nebenbestimmung unter A.4.6.2). 

B.4.10 Bodenschutz 

Das Landratsamt Esslingen, Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz, hat am 

19.11.2019 eine Stellungnahme abgegeben und verlangt, dass Bodenarbeiten unter 

Berücksichtigung der Anforderungen der DIN 19731 und DIN 18915 nur bei trockener 

Witterung mit trockenem Baumaterial ausgeführt werden dürfen. Beim Auf- oder 

Einbringen von Material auf oder in den Boden muss gewährleistet sein, dass 

schädliche Bodenveränderungen ausgeschlossen sind und die natürliche 

Bodenfunktion nachhaltig gesichert und wiederhergestellt wird; die Gefahr von 

Bodenverdichtungen besteht gerade bei feuchter oder nasser Witterung.  

Die Vorhabenträgerin hat diese Forderung zurückgewiesen, da ansonsten der 

Bauablauf unter Umständen über Gebühr unterbrochen wird.  

Der vom Vorhaben betroffene Bereich hat eine mäßige Bedeutung als 

Speicherkörper für den Wasserkreislauf und eine mittlere Bedeutung für die 

Landwirtschaft, aber eine hohe bis sehr hohe Puffer- und Filterfunktion der Böden. 

Da sich die Bauarbeiten insoweit nur über einen relativ kurzen Zeitraum erstrecken 

und es auf einem relativ geringen Flächenanteil zu Bodenarbeiten kommt, kommt die 

Planfeststellungsbehörde zu dem Schluss, dass Bodenarbeiten bei feuchter oder 

nasser Witterung nicht von vornherein zu untersagen sind, jedoch entsprechende 

geplante Baumaßnahmen rechtzeitig mit der umweltfachlichen Bauüberwachung 

abzustimmen sind (Nebenbestimmung unter A.4.7). 

Des Weiteren wurden Maßnahmen zum Schutz des Mutterbodens, zum Schutz vor 

Verdichtung des Bodens und zur Zwischenlagerung von Boden gefordert, die die 

Vorhabenträgerin zugesagt hat (Zusage unter A.5.3.1).  

Die umweltfachliche Bauüberwachung muss bodenkundlichen Sachverstand 

nachweisen. Auch dies hat die Vorhabenträgerin zugesagt und wird durch die 

Nebenbestimmung unter A.4.1 abgesichert. 
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Das Landratsamt Esslingen hat darauf aufmerksam gemacht, dass die Eingriffe in 

das Schutzgut Boden fachgemäß in einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung zu 

validieren sind. In dem landschaftspflegerischen Begleitplan wurde die 

Eingriffsbilanzierung „Boden“ in den Kapiteln 4.2 und 6.2 jedoch bereits von der 

Vorhabenträgerin vorgenommen (Anlage 10.1 der Planunterlagen), so dass auch 

Sicht der Planfeststellungsbehörde keine weitere Bilanzierung seitens der 

Vorhabenträgerin vorzunehmen ist. 

B.4.11 Landwirtschaft 

Das Landratsamt Esslingen hat in seiner Stellungnahme vom 19.11.2019 beauflagt, 

dass der Zugang bzw. die Zufahrt zu landwirtschaftlichen Flächen jederzeit möglich 

sein müssen, bei Sperrungen die Landwirte rechtzeitig informiert werden und auf die 

Erntezeit Rücksicht genommen werden soll. Dies wurde teilweise von der 

Vorhabenträgerin zugesagt (Zusage unter A.5.3.4), im Übrigen wurde der Hinweis 

aufgenommen, dass auf die Erntezeit Rücksicht genommen werden sollte, soweit 

möglich. 

Zudem sind alle Arbeiten durch die Vorhabenträgerin so durchzuführen, dass 

Bodenschäden, insbesondere Bodenverdichtungen, auf den angrenzenden 

Ackerflächen soweit als möglich vermieden werden und die natürliche Bodenfunktion 

erhalten bleibt (Nebenbestimmung unter A.4.8). 

Im Übrigen können seitens des Landratsamts Esslingen, Landwirtschaftsamt, 

aufgrund der geringen Fläche agrarstrukturellen Bedenken zurückgestellt werden. 

B.4.12 Denkmalschutz 

Das Regierungspräsidium Stuttgart, Landesamt für Denkmalpflege, hat mit Schreiben 

vom 21.11.2019 eine Stellungnahme abgegeben. Hier wurde auf das Kulturdenkmal 

„Sachgesamtheit der württembergischen Staatseisenbahn, Nebenstrecke 

Kirchheim/Teck-Oberlenningen mit Bahnhöfen in Dettingen/Teck, Owen, 

Unterlenningen, Oberlenningen“ als Nebenstrecke in Regelspur der 

württembergischen Staatseisenbahn hingewiesen. An der Erhaltung der 

Sachgesamtheit besteht ein öffentliches Interesse. Bedenken gegen das Vorhaben 

können jedoch zurückgestellt werden, wenn dem Landesamt für Denkmalpflege eine 

Dokumentation über die Beseitigung des Bahnübergangs übergeben wird. Dies hat 

die Vorhabenträgerin zugesagt (Zusage unter A.5.1.1).  
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Das Landesamt für Denkmalpflege hat außerdem auf § 20 Denkmalschutzgesetz 

hingewiesen, wonach archäologische Funde oder Befunde den Denkmalbehörden 

oder der Gemeinde gemeldet werden müssen. Außerdem wird auf den Umgang mit 

archäologischen Funden oder Befunden verwiesen. Dies hat die Vorhabenträgerin 

ebenfalls zugesagt (A.5.1.1). 

B.4.13 Brand- und Katastrophenschutz 

Das Regierungspräsidium Stuttgart, Referat 16 hat in seiner Stellungnahme vom 

02.12.2019 keine Bedenken gegen die Planung erhoben.  

Die Auflagen hinsichtlich der Beeinflussungen von Verkehrsführung, Zugänglichkeit 

und Funktionsfähigkeit der Sicherheitseinrichtungen des Straßennetzes und der 

Abstimmung mit der zuständigen Gemeinde und dem Kreisbrandmeister sowie die 

Sicherstellung von Feuerwehr- und Rettungsdiensteinsätze wurde in die 

Nebenbestimmungen unter A.4.9 aufgenommen. 

B.4.14 Straßen, Wege und Zufahrten 

Das Polizeipräsidium Reutlingen hat darauf hingewiesen, dass die Beschilderung der 

Sackgasse mit Verkehrszeichen 357-50 (für Radverkehr und Fußgänger durchlässige 

Sackgasse) bereits an der Einmündung der Wehrstraße in die B465 zu beschildern 

sei. Die geplante Beschilderung weise im Übrigen Mängel auf, da auf dem Parkplatz 

das Verkehrszeichen 314 (Parken) mit Zusatzzeichen 1000-10 bzw. 1000-20 

(Richtungsangabe durch Pfeile) aufzustellen sei. Das Hinweisschild, dass bei 

geschlossener Schranke der Motor abzustellen sei, sei kein amtliches 

Verkehrszeichen. Zudem seien einige Verkehrszeichenbezeichnungen in den Plänen 

nicht mehr aktuell. 

Zudem wurde von dort darauf hingewiesen, dass der Parkplatz weder zeitlich 

beschränkt noch einem bestimmten Nutzerkreis vorbehalten ist, so dass er 

jedermann zur Nutzung zur Verfügung stehe. Gegebenenfalls seien daher zukünftig 

verkehrsrechtliche Regelungen zur Nutzungsart und -dauer notwendig. 

Das Landratsamt Esslingen, Straßenverkehrsamt, hat in seiner Stellungnahme vom 

19.11.2019 auf die Stellungnahme des Polizeipräsidiums Reutlingen vom 23.10.2019 

hingewiesen und ebenfalls auf eine Änderung der Beschilderung verwiesen.  

Die Vorhabenträgerin hat zugesagt, die Beschilderung und Markierung unter 

Beachtung aller Anmerkungen mit dem Straßenbaulastträger geprüft, abgestimmt 

und angepasst wird (Zusagen unter A.5.3.3 und A.5.4). 
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Das Landratsamt Esslingen, Straßenbauamt, hat keinen Bedenken erhoben. 

Das Regierungspräsidium Stuttgart, Abteilung 4, nahm am 14.11.2019 dahingehend 

Stellung, dass die Ausführungsplanung im Bereich der B465 mit der 

Straßenbauverwaltung abzustimmen und ein entsprechendes Sicherheitsaudit 

durchzuführen ist. Dies hat die Vorhabenträgerin zugesagt (Zusage unter A.5.1.2). 

Notwendige Sperrungen des Verkehrs sind rechtzeitig anzukündigen und 

abzustimmen (Nebenbestimmungen unter A.4.12). 

B.4.15 Öffentlicher Personennahverkehr 

Das Landratsamt Esslingen, Öffentlicher Personennahverkehr und 

Infrastrukturplanung, hat das Vorhaben befürwortet und festgestellt, dass 

Auswirkungen auf den ÖPNV und Infrastrukturplanungen überschaubar bleiben.  

Busse der Linie 177 sollen aber mit geringem Zeitaufwand den Bahnübergang 

während der Baumaßnahme überwinden können, um Anschlüsse nicht zu verpassen.  

Aufgrund der vorhandenen Verkehrssituation wurde von einer entsprechenden 

Nebenbestimmung abgesehen. Eine Ausweichroute besteht nicht, so dass die Busse 

während der Arbeiten im unmittelbaren Bahnübergangsbereich mit halbseitiger 

Sperrung und Ampelregelung schon praktisch keine Bevorzugung erfahren können. 

Es ist auch davon auszugehen, dass die Lichtzeichenanlagen aufgrund der Kürze der 

Baustelle nicht zu sehr langen Einschaltzeiten führen. Bei hohem 

Verkehrsaufkommen ist im Übrigen auch keine Möglichkeit ersichtlich, den 

öffentlichen Personennahverkehr vorrangig den Bahnübergang queren zu lassen. 

B.4.16 Kommunale Belange 

Das Vorhaben ist nicht mit nachteiligen Auswirkungen auf kommunale Belange 

verbunden. Die Gemeinde Lenningen hat sich im Anhörungsverfahren geäußert und 

zunächst mitgeteilt, dass das Vorhaben zu einer höheren Sicherheit im Bereich der 

Gleisanlage führen kann, sich aber auch insbesondere gegen die Variantenplanung 

gewandt. Im Ergebnis sei eine Verschlechterung der Verkehrssituation zu erwarten, 

so dass seitens der Gemeinde schwerwiegende Bedenken bestehen würden. 

Soweit sich die Gemeinde in ihrem Schreiben vom 04.06.2020 zudem hinter einzelne 

betroffene Grundeigentümer stellt und auf deren Einwendungen verweist, ist darauf 

hinzuweisen, dass eine Gemeinde nicht befugt ist, Abwehrinteressen von Einwohnern 

zu bündeln und als „Sachwalterin der örtlichen Gemeinschaft“ geltend zu machen 

(vgl. u.a. BVerwG, Urteil vom 14. Oktober 2014, Az. 22 A 13.40069 und Urteil vom 
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16. März 2006, 4 A 1001/04 m. w. N.). Das Eintreten für das Integritätsinteresse 

einzelner Einwohner kann nicht als abwägungserheblicher Belang der Gemeinde 

berücksichtigt werden. 

Im Übrigen wird zur Planrechtfertigung allgemein wie auch zur 

Variantenuntersuchung auf den Erläuterungsbericht (Anlage 1 der Planunterlagen) 

wie auch auf die umfassende Abwägung bezüglich der Einwendungen unter B.4.1 

und B.4.2 dieses Beschlusses verwiesen. Sonstige Einwendungen der Gemeinde 

Lenningen wurde im jeweiligen Sachzusammenhang erörtert und abgewogen. 

Insgesamt kommt die Planfeststellungsbehörde auch unter Berücksichtigung 

schutzwürdiger Belange, insbesondere dem durch Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG 

gewährleisteten Selbstverwaltungsrecht der Gemeinde, zum Ergebnis, dass das 

öffentliche Interesse an der Durchführung des Vorhabens die schutzwürdigen 

Belange der Gemeinde Lenningen überwiegt. Insbesondere wird durch das 

planfestgestellte Vorhaben die Erfüllung der eigenen Aufgaben der Gemeinde nicht 

unmöglich gemacht oder in konkreter Weise erheblich erschwert; ebenso wenig 

werden hinreichend konkrete gemeindliche Planungen durch das Vorhaben 

nachhaltig beeinträchtigt oder die Entwicklung der Gemeinde beeinflusst. 

Weitere konkrete Angaben zu sonstigen Betroffenheiten wurden nicht vorgebracht.  

B.4.17 Gewerbeaufsicht 

In seiner Stellungnahme vom 19.11.2019 hat das Landratsamt Esslingen, 

Gewerbeaufsichtsamt, auf die Vorankündigung nach Anhang I der 

Baustellenverordnung hingewiesen. Die Vorhabenträgerin hat dies zugesagt (Zusage 

unter A.5.3.2). 

B.4.18 Infrastrukturleitungen und sonstige Anlagen Dritter 

Durch die Baumaßnahmen müssen Leitungen, Kabel oder Anlagen Dritter gesichert, 

verlegt oder angepasst werden. Vom Vorhaben betroffene bzw. im Umfeld liegenden 

Leitungen sind in der Anlage 9 der Planfeststellungsunterlagen dargestellt.  

Es ist während der Bauarbeiten sicherzustellen, dass keine Leitungen beeinträchtigt 

oder beschädigt werden (Nebenbestimmung unter A.4.11). 

Die Vorhabenträgerin hat im Anhörungsverfahren mehrere Zusagen in Bezug auf die 

Einwendungen bzw. Hinweise der Leitungsträger abgegeben. Auf den verfügenden 

Teil, Ziffer A.5 wird verwiesen. Generell wird darauf hingewiesen, dass die 
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Kostentragung nicht in der Planfeststellung geregelt wird. Sie richtet sich nach den 

gesetzlichen Vorgaben bzw. den bestehenden Verträgen. 

B.4.18.1 Gemeinde Lenningen 

Die Gemeinde Lenningen hat darauf hingewiesen, dass sich im Bereich des 

Vorhabens ein Hauptsammler befindet, der für etwaige Sanierungen zugänglich 

bleiben muss (Nebenbestimmung unter A.4.10).  

B.4.18.2 Netze BW GmbH 

Mit Schreiben vom 07.11.2019 hat die Netze BW GmbH auf die 10-kV-Leitung und 

die Gashochdruckleitung HGD 200 St Sw DP 16 hingewiesen. Die Netze BW GmbH 

hat auf die Einhaltung verschiedener Maßnahmen aufmerksam gemacht, die die 

Vorhabenträgerin insgesamt zugesagt hat (Einwirkungen, Mitteilung, 

Suchschachtungen, Schutzstreifen, Abstände, Überdeckung, Erkundungs- und 

Sicherungspflicht) (Zusage unter A.5.5). 

B.4.19 Geologie 

Das Regierungspräsidium Freiburg hat gefordert, dass im Rahmen der 

Ausführungsplanung Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 

4020 durchgeführt werden. Dies hat die Vorhabenträgerin zugesagt (Zusage unter 

A.5.2.1). 

B.4.20 Streckensperrungen der Teckbahn 

Der Verband Region Stuttgart hat mit Stellungnahme vom 03.06.2022 die Maßnahme 

begrüßt. Da auf der Teckbahn in den Jahren 2022 bis 2025 verschiedene Maßnahmen 

zur Attraktivitätssteigerung der Teckbahn vorgesehen sind (barrierefreier Ausbau 

diverser Bahnsteiganlagen, Ertüchtigung weiterer Bahnübergänge), die ebenfalls mit 

Streckensperrungen verbunden sein können, bittet der Verband Region Stuttgart, 

diese Maßnahmen untereinander zu koordinieren, um Einschränkungen für Fahrgäste 

möglichst gering zu halten. Die Streckensperrungen sollen möglichst kurzgehalten 

werden und der Verband ist rechtzeitig über den notwendigen Umfang und die 

voraussichtliche Terminierung der Sperrung zu informieren. Dies wurde als 

Nebenbestimmung unter A.4.15 aufgenommen. 
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B.4.21 Inanspruchnahme von Grundeigentum und sonstigen Rechten Dritter 

Für das Vorhaben und die damit verbundenen Folgemaßnahmen sowie für 

landschaftspflegerische Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wird in 

eigentumsrechtliche Belange von Grundeigentümern und sonstigen Berechtigten in 

unterschiedlicher Weise eingegriffen. Sofern Einwender in ihren Schreiben 

Argumente vorgetragen haben, die nach deren Auffassung allgemein gegen das 

Vorhaben sprechen, wird dies unter der jeweiligen Thematik (Planrechtfertigung, 

Variante, usw.) in diesem Planfeststellungsbeschluss abgehandelt und zur 

Vermeidung von Wiederholungen im Nachfolgenden nicht mehr dargestellt. Das gilt 

auch für Einwendungen, die sich durch verbindliche Zusagen der Vorhabenträgerin 

oder durch Rücknahme erledigt haben. 

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Einwendungen und 

Befürchtungen insgesamt nicht so gewichtig sind, als dass sie dem Vorhaben mit 

Erfolg entgegengehalten werden könnten. 

B.4.21.1 Grundinanspruchnahme 

Die Realisierung des Vorhabens erfordert den Erwerb und die vorübergehende 

Inanspruchnahme von privaten Grundstücken sowie die Festlegung von 

Grunddienstbarkeiten. Die Vorhabenträgerin hat den erforderlichen Grunderwerb im 

Grunderwerbsverzeichnis und den Grunderwerbsplänen entsprechend dargestellt 

(Anlagen 5.1, 5.2 und 6 der Planunterlagen).  

Zur Verwirklichung des Vorhabens sind zudem Maßnahmen geplant, die einen 

Erwerb der betroffenen Flächen nicht erforderlich erscheinen lassen. Mit dieser 

Maßnahme sind zwar Eigentumsbeeinträchtigungen verbunden; eine Nutzung des 

Eigentums ist aber auch weiterhin möglich. Insofern ist es hier sachgerecht, zur 

Sicherung der Inanspruchnahme eine - gegenüber dem vollständigen Rechtsverlust 

weniger einschneidende - dingliche Belastung vorzusehen. Die Festlegung der 

genauen Modalitäten der Dienstbarkeit erfolgt dabei nicht im 

Planfeststellungsbeschluss, sondern - falls eine Einigung nicht zustande kommt – in 

einem nachfolgenden Enteignungsverfahren.  

Bei der Abwägung der von dem Vorhaben berührten Belange im Rahmen einer 

hoheitlichen Planungsentscheidung ist das Eigentum, das unter den Schutz des Art. 

14 Abs. 1 GG fällt, in hervorgehobener Weise zu betrachten. Dem Eigentum nahezu 

gleichgestellt zu beurteilen sind Miet- und Pachtrechte an in Anspruch genommenen 

Grundstücken. Soweit Grundstücke der öffentlichen Hand betroffen sind, wird der 
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Schutzbereich des Art. 14 GG nicht tangiert, da Art. 14 GG als Grundrecht das 

Eigentum Privater schützt. Grundstücke im öffentlichen Eigentum erfahren aber 

dennoch einen einfachgesetzlichen Schutz und sind auf dieser Grundlage ebenfalls in 

der Abwägung zu berücksichtigen.  

Jede Inanspruchnahme von privaten Grundstücken stellt einen Eingriff für die 

betroffenen Eigentümer dar, doch genießt das Interesse, das ein Eigentümer an der 

Erhaltung seiner Eigentumssubstanz hat, keinen absoluten Schutz. Belange der 

betroffenen Eigentümer können daher bei der Abwägung im konkreten Fall zugunsten 

anderer Belange zurückgestellt werden. Wie bereits oben im Kapitel 

Planrechtfertigung unter B.4.1 dargelegt, dient das Vorhaben insbesondere der 

Sicherheit des Eisenbahn- und Straßenverkehrs. Da für das Vorhaben gewichtige 

öffentliche Interessen sprechen, kann auf die Inanspruchnahme von 

Privatgrundstücken in dem nach dem festzustellenden Plan vorgesehenen Umfang 

nicht verzichtet werden, ohne den Planungserfolg zu gefährden. Es besteht auch 

keine Möglichkeit für geringfügige Verschiebungen zugunsten einzelner Betroffener. 

Abgesehen davon würden derartige kleinräumige Verschiebungen in Einzelbereichen 

nur dazu führen, dass ersatzweise andere Flächen in Anspruch genommen werden 

müssten und folglich in Rechte anderer Privatpersonen eingegriffen werden müsste.  

Die zu erwerbenden Flächen setzen sich insbesondere aus den erforderlichen 

Flächen zur Erstellung der Bahnanlagen, Straßen und Parkplätze, für deren Betrieb 

und der notwendigen Folgemaßnahmen zusammen. Vorübergehende 

Inanspruchnahmen von Grundflächen während der Bauzeit ergeben sich daraus, 

dass es bauzeitlich erforderlich ist, Privatwege zu befahren sowie für 

Baustellenzufahrten und Baustelleneinrichtungsflächen Flächen vorübergehend zu 

beanspruchen. Die dinglichen Belastungen betreffen das Recht, private Flächen zum 

Zwecke naturschutzrechtlicher Maßnahmen (Minimierungs-, Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen) zu bepflanzen und das Recht, Ver- und Entsorgungsleitungen zu 

verlegen und in neuer Lage zu belassen und diese Grundstücke für Erhaltungs- und 

Überwachungsmaßnahmen mitzubenutzen und zu befahren. Insgesamt sind dabei 

Flächen der Gemeinde Lenningen, von Privaten, einem Unternehmen sowie der BRD 

Bundesstraßenverwaltung betroffen.  

Laut Grunderwerbsverzeichnis (Anlage 6 der Planunterlagen) werden dauerhaft 

1.293 m² benötigt, davon 572 m² als Erwerbsfläche und 721 m² im Wege der 

dinglichen Sicherung. Auf Privatpersonen bzw. Unternehmen entfallen dabei 282 m² 

als Erwerbsfläche und 721 m² im Wege der dinglichen Sicherung. Die restlichen 

Flächen entfallen auf die Gemeinde Lenningen. Soweit Flächen von Privatpersonen 
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und Unternehmen in Anspruch genommen werden, geht es vor allem um die 

Errichtung der neuen Zufahrtsstraße zum Bahnweg sowie um naturschutzrechtliche 

Kompensationsmaßnahmen. 

Vorrübergehend wird eine Fläche von 1.051 m² benötigt. Auf Privatpersonen und 

Unternehmen entfallen dabei 534 m². Die restlichen Flächen entfallen auf die 

Gemeinde Lenningen und die BRD Bundesstraßenverwaltung. Dabei geht es 

insgesamt in ganz wesentlicher Hinsicht um Baustelleneinrichtungsflächen. 

Die Planfeststellungsbehörde hat keine Anhaltspunkte dafür, dass sich die 

Inanspruchnahme insbesondere privaten Eigentums als nicht erforderlich und 

unzumutbar darstellen könnte. 

B.4.21.1.1 Befürchtete Gefahren durch Tiefbaumaßnahmen 
Es wurde befürchtet, dass durch die unmittelbare Nähe der geplanten Straße zum 

Gebäude eines Einwenders (Flurstück 944) bei den Tiefbaumaßnahmen die Gefahr 

von Gebäudeschäden besteht und durch die Tiefbaumaßnahmen sogar die 

Fundamente des Gebäudes freigelegt werden könnten. 

Die Vorhabenträgerin hat hierauf erwidert, dass im Bereich der bestehenden 

Gebäude der Straßenverlauf ungefähr auf Geländehöhe geplant ist. Es wird nicht 

davon ausgegangen, dass die Häuser der Fundamente freigelegt werden, auch wenn 

aus dem Grundbuch nicht ersichtlich ist, ob und wie die vorhandene Bebauung über 

Kellerräume verfügt. Konflikte können daher nicht von vornherein ausgeschlossen 

werden. Die Vorhabenträgerin hat aber zugesagt, vor Baubeginn eine entsprechende 

Beweissicherung durchzuführen (Zusage unter A.5.6).  

B.4.21.1.2 Befürchtete Wasserschäden am Gebäude 
Zudem wurde eingewandt, dass aufgrund des Gefälles der Straße einschließlich der 

abfallenden Böschung in Richtung der Außenwand des Gebäudes des Einwenders 

die Gefahr bestehe, dass Oberflächenwasser der Straße über die Grünflächen der 

Böschung bis zum Gebäude fließe und es hierdurch zu Wasserschäden an der 

Außenwand und im Bereich des Gebäudesockels komme. Die Planung treffe hierüber 

keine Aussagen. 

Die Vorhabenträgerin hat daraufhin erwidert, dass die Straße mit Hochbordsteinen 

und entsprechenden Neigungen ausgeführt wird, so dass das Oberflächenwasser der 

Straße nicht zum Gebäude des Einwenders hinläuft, sondern von der 

Straßenentwässerung gesammelt wird.  
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Da die Straßenentwässerung aus Sicht der Gemeinde Lenningen in der Lage ist, das 

Oberflächenwasser aufzunehmen, und auch eine entsprechende Einleitgenehmigung 

erteilt wurde, ist davon auszugehen, dass die Entwässerung im Vorhaben 

ausreichend ist, um Wasserschäden am Gebäude zu verhindern. 

B.4.21.1.3 Erwerb der Böschungsflächen 
Ferner wurde eingewandt, dass seitens der Vorhabenträgerin kein Erwerb der 

geplanten, nicht nutzbaren Böschungsflächen vorgesehen sei und deshalb nicht klar 

sei, wer diese Flächen zu unterhalten und zu pflegen habe. Eine Pflege und 

Unterhaltung durch den Einwender sei inakzeptabel. 

Die Vorhabenträgerin hat sich hierzu geäußert und zwar dahingehend, dass die 

Böschungsflächen im Besitz der bisherigen Eigentümer verbleiben sollen bzw. sei 

geplant, sich mit den jeweiligen Eigentümern in Verbindung zu setzen und sich über 

den Umfang des Erwerbs oder der vorübergehenden Inanspruchnahme 

abzustimmen. 

Die Planfeststellungsbehörde verkennt insoweit nicht, dass Böschungsflächen auf 

Privatgrundstücken für die betroffenen Grundeigentümer grundsätzlich mit 

andauernden Belastungen verbunden sind.  

Die Böschungsflächen dienen jedoch einem öffentlichen Verkehrsinteresse, weil die 

Errichtung und Unterhaltung von Böschungen die konstruktive Voraussetzung für den 

Straßenkörper schafft. Die hier betreffenden Flächen sollen im Eigentum der privaten 

Grundeigentümer verbleiben und diesen im Grundsatz auch weiterhin zur privat 

genutzten Verwendung zur Verfügung stehen. Nutzungsbeschränkungen werden 

dem Eigentümer lediglich insoweit auferlegt, als private Nutzungen, die der Funktion 

der festgesetzten Böschungsfläche zuwiderlaufen, ausgeschlossen sind. So ist es 

etwa unzulässig, die Böschung wieder zu beseitigen oder so zu verändern, dass sie 

ihre konstruktive Hilfsfunktion für den Straßenkörper nicht mehr erfüllen kann. Dem 

Grundeigentümer bleibt es aber im Regelfall unbenommen, die betreffende Fläche 

auch nach Herstellung der Böschung weiter zu nutzen, etwa für Anpflanzungen oder 

als Garten- und Freizeitfläche. Selbst bauliche Nutzungen, wie etwa die Errichtung 

einer Grundstückszufahrt, eines Stellplatzes oder einer Garage, werden auf der 

Böschungsfläche in vielen Fällen nicht ausgeschlossen sein, solange diese Anlagen 

die Funktion der Böschung nicht beeinträchtigen. 
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Weitere, über die nutzungsbeschränkende Wirkung hinausgehende unmittelbare 

Belastungen für den Grundeigentümer sind mit den Böschungsflächen in der Regel 

nicht verbunden. 

Die an den Straßenkörper angrenzenden Böschungsflächen liegen zudem häufig im 

baulich nicht nutzbaren Grundstücksbereich. Soweit nichtbauliche Nutzungsabsichten 

des Grundeigentümers in Frage stehen, werden diese im Wesentlichen nur durch die 

veränderte Topographie der betreffenden Grundstücksflächen eingeschränkt oder 

erschwert. Das schließt eine weitere Verwendung als Pflanz-, Garten- oder 

Freizeitfläche nicht aus. Hinzu kommt, dass die Festsetzung von Böschungsflächen 

auf Privatgrundstücken regelmäßig die bauliche Ausnutzbarkeit des 

Gesamtgrundstücks nicht einschränkt, insbesondere, weil Böschungsflächen bei der 

Berechnung der für das Maß der zulässigen baulichen Nutzung maßgeblichen 

Parameter mitzurechnen sind. Die Nutzungsbeschränkungen sind deshalb bei 

genereller Betrachtung verhältnismäßig und als Ausfluss der Sozialgebundenheit des 

Eigentums, Art. 14 Abs. 2 GG, grundsätzlich hinzunehmen. 

Härtefälle können auftreten, wenn der verfassungsrechtlich gebotene 

Verhältnismäßigkeitsausgleich im Einzelfall verfehlt zu werden droht, etwa, weil 

ausnahmsweise Bauflächen als Böschungsflächen in Anspruch genommen werden 

müssten oder weil das Grundstück durch die Böschungsflächenfestsetzung aufgrund 

besonderer Umstände insgesamt entwertet würde oder nicht mehr sinnvoll genutzt 

werden könnte oder eine sinnvolle Nutzung jedenfalls erheblich erschwert würde.  

Ein solcher Härtefall ist hier jedoch nicht ersichtlich. 

Der Verbleib der Böschungsflächen im Eigentum des Einwenders ist diesem aus 

Sicht der Planfeststellungsbehörde auch zumutbar, da es sich um relativ kleine 

Flächen handelt und sich die Straße ungefähr auf Geländeniveau befindet, so dass 

keine stark abfallenden Böschungsflächen entstehen, die etwa nur schwer zu pflegen 

oder nicht mehr vollständig nutzbar wären. Zudem trägt dieses Vorgehen dem Gebot 

Rechnung, möglichst wenige Grundstücksflächen von Privaten in Anspruch zu 

nehmen. Letztlich ist die Vorhabenträgerin auch bereit, mit den Eigentümern über 

einen möglichen Erwerb der Böschungsflächen zu verhandeln. 

B.4.21.1.4 Teilung des Grundstücks 
Ferner wurde eingewandt, dass das Grundstück des Einwenders (Flurstück 944) 

nicht für die Straßenbaumaßnahmen veräußert werden soll. Durch die geplante 

Straße werde das Grundstück geteilt und hierdurch entstehe südlich ein 
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Teilgrundstück, welches nur noch eingeschränkt nutzbar sei. Zudem sei die 

erforderliche Medienerschließung des neu entstehenden Grundstücks in der Planung 

nicht berücksichtigt. Die Vorhabenträgerin wisse nicht, ob der Einwender das 

Grundstück zukünftig einer Bebauung zuführen möchte, was gut vorstellbar wäre. 

Dies obliege der Planungshoheit der Gemeinde Lenningen. Der Straßenbau dürfe 

daher einer künftigen Erschließung und Nutzung nicht entgegenstehen. 

Aus Sicht der Vorhabenträgerin besteht keine Notwendigkeit, das neue 

Teilgrundstück zu erschließen, so dass dies auch nicht erfolgen kann, weil die 

Erschließung für den Straßenbau nicht erforderlich sei. Die Erschließung könne 

jederzeit durch den Eigentümer erfolgen und der Erschließung und Nutzung des 

Grundstückes stehe das geplante Vorhaben nicht entgegen. Da der Einwender eine 

Erschließung fordert, geht er auch selbst offensichtlich davon aus, dass das 

Teilgrundstück auch nachfolgend noch zur Bebauung genutzt werden kann. 

Die Gemeinde Lenningen hat sich nicht dahingehend geäußert, dass die 

Wiesenflächen zukünftig einer Wohnbebauung zugeführt werden sollen, was 

angesichts der Lage und der vorhandenen Altlastenfläche und der Nähe zum 

besonders geschützten Biotop „Lauter bei Brucken“ auch zumindest fraglich ist. 

Da die Inanspruchnahme des Grundstücks zur Durchführung des geplanten 

Vorhabens zudem zwingend notwendig ist, hat der Einwender die Teilung seines 

Grundstückes und ggf. auch eine Einschränkung in der bisherigen Nutzbarkeit als 

Wiesenfläche im Ergebnis hinzunehmen.  

Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde ist eine Erschließung des Teilgrundstückes 

nicht erforderlich, da es sich hier nicht um ein zur von der Vorhabenträgerin zu 

Bebauung vorgesehenes Grundstück handelt und es bisher auch sonst nicht zur 

Bebauung vorgesehen ist. Daher wäre eine entsprechende Pflicht zur Erschließung 

unverhältnismäßig. 

B.4.21.1.5 Abwägungsergebnis 
Die Planfeststellungsbehörde ist insgesamt zum Ergebnis gelangt, dass die 

Vorhabenträgerin alle im Rahmen der substanziellen Planungsziele in Betracht 

kommenden Möglichkeiten ausgeschöpft hat, die einzelnen Grundstücksbetroffenen 

vor einer Flächeninanspruchnahme und sonstigen Nachteilen zu verschonen und 

insgesamt die Inanspruchnahme privaten Grundstückseigentums so gering wie 

möglich hält. Die planerischen Ziele ließen sich bei einer geringeren Eingriffsintensität 

nicht realisieren. Das gewichtige öffentliche Interesse an der Realisierung des 
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Vorhabens überwiegt das Interesse der privaten Grundstücksbetroffenen an einem 

(vollständigen) Erhalt ihres Eigentums und deren Interesse, dass Beeinträchtigungen 

ihrer Grundstücke unterbleiben.  

Die dauerhafte und/oder vorübergehende Inanspruchnahme von Grundeigentum für 

die Realisierung des Vorhabens ist in dem planfestgestellten Umfang mit Art. 14 Abs. 

3 Satz 1 GG vereinbar. Die Planfeststellungsbehörde verkennt nicht, dass jede 

Inanspruchnahme von privaten Grundstücken, seien sie bebaut, landwirtschaftlich 

genutzt oder natürliche Flächen, grundsätzlich einen schwerwiegenden Eingriff für 

den betroffenen Eigentümer darstellt. Im vorliegenden Fall kann auf die 

Inanspruchnahme von privaten Grundstücken in dem nach der festgestellten Planung 

vorgesehenen Umfang nicht verzichtet werden, ohne den Planungserfolg zu 

gefährden. 

Die Interessen der privaten Grundstückseigentümer haben daher hinter dem 

Interesse an der Verwirklichung des Vorhabens im planfestgestellten Umfang 

zurückzustehen.  

B.4.21.2 Enteignung 

Für die eintretenden Rechtsverluste haben die Betroffenen einen Anspruch auf 

angemessene Entschädigung gegen die Vorhabenträgerin gemäß Art. 14 Abs. 3 GG. 

In der Planfeststellung wird über Entschädigungsfragen wegen unmittelbarer 

Inanspruchnahme von Grundeigentum nur dem Grunde nach entschieden. Art und 

Höhe der Entschädigung sind in den Grunderwerbsverhandlungen, welche die 

Vorhabenträgerin direkt mit den Betroffenen zu führen hat. 

Hierzu hat die Vorhabenträgerin entsprechende Gespräche mit den jeweiligen 

Eigentümern zu führen und eine Bestandsaufnahme zu machen sowie die 

betroffenen Eigentümer zu informieren (Nebenbestimmung unter A.4.13). 

Falls dabei keine Einigung erzielt werden kann ist die Höhe der Entschädigung in 

einem nachfolgenden Enteignungs- bzw. Entschädigungsfestsetzungsverfahren 

durch die nach Landesrecht zuständige Enteignungsbehörde zu regeln. Dies gilt auch 

für die Einräumung der erforderlichen Dienstbarkeiten.  

Die Planfeststellung hat diesbezüglich eine enteignungsrechtliche Vorwirkung (§§ 21, 

22 AEG) für etwaige nachfolgende Enteignungsverfahren, das bedeutet, dass der 

Planfeststellungsbeschluss dem Vorhabenträger damit den Zugriff auf privates 

Eigentum eröffnet, aber keinen Rechtsverlust für die Betroffenen bewirkt. 
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Die Planfeststellungsbehörde geht insgesamt davon aus, dass die wirtschaftlichen 

Interessen der in ihrem Eigentum Betroffenen im Rahmen eines nachfolgenden 

Entschädigungsverfahrens angemessen berücksichtigt werden, sofern es zwischen 

dem Vorhabenträger und den Grundstückseigentümern zu keiner Einigung kommen 

sollte.  

B.4.21.3 Wertminderung 

Soweit befürchtet wird, dass die beabsichtigte Planung insgesamt zu einem 

Wertverlust der Grundstücke bzw. Wohneigentum führen wird bzw. dass bei einer 

Veräußerung finanzielle Einbußen drohen, ist in Übereinstimmung mit der 

Rechtsprechung folgendes anzumerken: Der Verkehrswert eines Grundstücks stellt 

keinen eigenständigen Abwägungsposten dar. Er hängt von vielen Faktoren ab, die 

im Rahmen der Planung nicht sämtlich berücksichtigt werden können oder müssen. 

Für die Abwägung kommt es demgemäß nicht auf potentielle Änderungen des 

Verkehrswerts eines betroffenen Grundstücks an, sondern nur auf die - nach ihrem 

Maß bewältigungsbedürftigen - faktischen Auswirkungen des Vorhabens (vgl. 

BVerwG, Beschluss vom 9. Februar 1995, Az. 4 NB 17.94). Der Gesetzgeber muss 

nicht vorsehen, dass jede durch staatliches Verhalten ausgelöste Wertminderung 

ausgeglichen wird (vgl. BVerwG, Urteil vom 24. Mai 1996, Az. 4 A 39.65 und Urteil 

vom 23. Februar 2005, Az. 4 A 5.04). 

Im Übrigen gibt es keinen rechtlich garantierten Schutz vor Wertminderungen des 

eigenen Grundstücks durch Infrastrukturvorhaben (vgl. BayVGH, Urteil vom 20. Mai 

2014, 22 A 12.40062).  

B.4.21.3.1 Wertminderung, Wohnwert und Wohnqualität 
Insbesondere wurde eingewandt, dass durch den geplanten Straßenverlauf und der 

unmittelbaren Nähe zu dessen Gebäude auf dem Flurstuck 944 der Wohnwert durch 

die geplante neue Straße massiv verschlechtert werden würde, da die neue 

Verkehrsführung quasi durch den heutigen Garten führe. Zudem verschlechtere sich 

auch die Wohnqualität und das Vorhaben führe zu einer Wertminderung an den 

anliegenden Gebäuden und Grundstücken. 

Dem hält die Vorhabenträgerin jedoch entgegen, dass es sich bei der neuen Straße 

lediglich um eine schmale Anwohnerstraße für den Bahnweg handelt und dass davon 

auszugehen ist, dass sich das Verkehrsaufkommen im Vergleich zum bisherigen 

Verkehrsaufkommen im Bahnweg allenfalls unwesentlich erhöht.  
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Unter Berücksichtigung, dass der Anwohnerverkehr auch auf dem bisherigen 

Bahnweg am Gebäude des Einwenders vorbeigeführt wurde und durch die Verlegung 

der Zufahrtsmöglichkeit nur der ohnehin vorhandene Verkehr über eine andere 

Straße geführt wird, die näher am Gebäude vorbeiführt und nur eventuell noch 

geringfügiger Lieferverkehr zur Gewerbeeinheit hinzukommen könnte, ist eine 

durchgreifende Wertminderung aus Sicht der Planfeststellungsbehörde hier kaum zu 

erwarten, da sich die Situation nicht wesentlich verschlechtert. 

Anderes würde nur dann gelten, wenn die Grundstückssituation durch die Änderung 

der Bahnanlage so nachhaltig verändert würde, dass die bisherige Nutzung nicht 

weiter ausgeübt werden kann. Durch die vorgelegte Planung ist dies jedoch nicht 

ersichtlich. Das Vorhaben mag für einige Anwohner als ungünstig empfunden 

werden. Ein Vertrauen auf den Fortbestand des Status quo gibt es nicht.  

B.4.21.3.2 Abwägungsergebnis 
Insgesamt liegen objektiv betrachtet keine vorhabenbedingten Auswirkungen vor, die 

zu einer Gebrauchswertminderung der umliegenden Wohnbebauung führen. Die 

Grundstückssituation wird durch das Vorhaben nicht so nachhaltig verändert, dass 

die bisherige Nutzung nicht weiter ausgeübt werden kann.  

Die vorgetragenen Wertminderungen stellen keine privaten Eigentümerbelange dar, 

denen in der Abwägung neben den von der Planfeststellungsbehörde eingehend 

gewürdigten und gewichteten vorhabenbedingten Immissionen und sonstigen 

tatsächlichen Auswirkungen des Vorhabens auf Grundstücke in der Nachbarschaft 

eigenständige Bedeutung zukommt. Die Frage der Wesentlichkeit der Auswirkungen 

einer Planung auf Nachbargrundstücke beurteilt sich grundsätzlich nicht nach dem 

Umfang einer möglichen Verkehrswertminderung, sondern nach dem Grad der 

faktischen und unmittelbaren gegebenen Beeinträchtigungen. Nur wenn die 

tatsächlichen Auswirkungen einen Grad erreichen, der ihre planerische Bewältigung 

erfordert, sind sie im Rahmen der Abwägung beachtlich. 

Für darüberhinausgehende wirtschaftliche Nachteile hinsichtlich der allgemeinen 

Nutzbarkeit und der allgemeinen Verwertbarkeit eines Grundstücks, die sich nicht als 

Folge solcher tatsächlicher Beeinträchtigungen darstellen, die grundsätzlich durch 

Vorkehrungen zu verhindern wären, ist ein finanzieller Ausgleich gesetzlich nicht 

vorgesehen. Es handelt sich dabei um Nachteile, die sich allein aus der Lage des 

Grundstücks zu dem geplanten Vorhaben ergeben. Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG schützt 

grundsätzlich nicht gegen eine Minderung der Wirtschaftlichkeit und gewährleistet 

nicht einmal jede wirtschaftlich vernünftige Nutzung. Eine Minderung der Rentabilität 
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ist grundsätzlich hinzunehmen. Dies gilt auch für den Fall, dass die Immobilie bzw. 

das Grundstück zur finanziellen Absicherung der Zukunft und zur privaten 

Absicherung der Altersvorsorge erworben wurden.  

Die Planfeststellungsbehörde hat die nach § 74 Abs. 2 Satz 2 VwVfG erforderlichen 

Vorkehrungen mit diesem Planfeststellungsbeschluss auferlegt (vgl. Verfügender 

Teil). Weitergehende Maßnahmen waren nach Ansicht der Planfeststellungsbehörde 

nicht erforderlich. Auf die der Vorhabenträgerin auferlegten Nebenbestimmungen und 

auf den gesamten begründenden Teil B dieses Beschlusses wird insoweit verwiesen. 

B.4.22 Sonstige private Einwendungen, Bedenken und Forderungen 

Im Laufe des Verfahrens wurden mehrere Einwendungen durch ein Unternehmen, 

eine Privatpersonen und eine Interessengemeinschaft erhoben. Die von den 

Einwendern vorgebrachten Gesichtspunkte sind themenbezogen in den jeweiligen 

Abschnitten dieses Beschlusses berücksichtigt worden. Darauf wird Bezug 

genommen.  

Zur Wahrung eines bestmöglichen Datenschutzes wurde die Wiedergabe von Namen 

von Einwendern verzichtet. Stattdessen werden zur Identifikation der aufgeführten 

Einwender laufende Nummern benutzt. 

Der Gemeinde Lenningen, bei der eine Ausfertigung des 

Planfeststellungsbeschlusses zur Einsicht ausliegen wird, wird eine Liste zur 

Verfügung gestellt, mit der die hier aufgeführten Einwender an Hand der vergebenen 

Nummern entschlüsselt werden können. Die zuständigen Bediensteten der 

Gemeinde werden Einwendern und Betroffenen, die Einsicht nehmen und ihren 

Namen nennen, die zugehörigen Einwender-Nummern mitteilen. 

Die in den nachstehenden Ausführungen nicht näher gewürdigten Einwendungen, 

Bedenken und Forderungen werden zurückgewiesen, soweit sie nicht durch 

entsprechende Nebenbestimmungen in dieser Planfeststellung, durch Änderungen 

und Ergänzungen der Planunterlagen und/oder durch Zusagen der Vorhabenträgerin 

berücksichtigt worden sind oder sie sich im Laufe des durchgeführten Verfahrens auf 

andere Weise erledigt haben. 

B.4.22.1 Einwender 1 (Unternehmen) 

Der Einwender hat mit Schreiben vom 19.11.2019 und mit Schreiben vom 24.04.2020 

nach von der Anhörungsbehörde gewährter Frist zur ergänzenden Stellungnahme bis 

zum 24.04.2020 mehrere Einwendungen erhoben.  
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Diese richten sich vorwiegend gegen die Grundinanspruchnahme, insbesondere geht 

es um Gefahren durch Tiefbaumaßnahmen (Abschnitt B.4.21.1.1) und 

Wasserschäden (Abschnitt B.4.21.1.2), den Erwerb von Böschungsflächen (Abschnitt 

B.4.21.1.3), die Teilung des Grundstücks (Abschnitt B.4.21.1.4) und um eine 

Wertminderung (Abschnitt B.4.21.3.1). 

Weitere Einwendungen wurden bezüglich der Variantenentscheidung erhoben, 

insbesondere bezüglich der Ein- und Ausfahrsituation in der Wehrstraße (Abschnitt 

B.4.2.5), der geplanten Straße (Abschnitt B.4.2.7), dem Begegnungsverkehr in der 

Wehrstraße (Abschnitt B.4.2.8), dem Winterdienst (Abschnitt B.4.2.11), der 

Querungshilfe für Fußgänger (Abschnitt B.4.2.12) und der Straßenbeleuchtung 

(Abschnitt B.4.2.14). 

B.4.22.2 Einwender 2 (Privatperson) 

Der Einwender hat mit Schreiben vom 14.11.2019 und mit Schreiben vom 27.05.2020 

nach von der Anhörungsbehörde gewährter Frist zur ergänzenden Stellungnahme bis 

zum 31.05.2020 mehrere Einwendungen erhoben.  

Diese richten sich vorwiegend gegen die Planrechtfertigung, insbesondere geht es 

um das Bestehen einer Gefahrensituation (Abschnitt B.4.1.1), die Berücksichtigung 

der Gewerbeeinheit (Abschnitt B.4.1.2), die Sicherheit des Fußgänger- und 

Fahrradverkehrs (Abschnitt B.4.2.15), das Sicherheitsbedürfnis am Bahnübergang 

(Abschnitt B.4.1.3) und der Änderung der Gefahrensituation (Abschnitt B.4.1.4). 

Weitere Einwendungen wurden bezüglich der Variantenentscheidung erhoben, 

insbesondere bezüglich des Aufbaus einer Bahnschranke im Bahnweg (Abschnitt 

B.4.2.1), der Umsetzung von Variante 1 (Abschnitt B.4.2.2), der Altlastenfläche 

(Abschnitt B.4.2.3), dem Gefährdungspotential der Einmündung Wehrstraße/B465 

(Abschnitt B.4.2.4), der Ein- und Ausfahrsituation in der Wehrstraße (Abschnitt 

B.4.2.5), der geplanten Straße (Abschnitt B.4.2.7), dem Begegnungsverkehr in der 

Wehrstraße (Abschnitt B.4.2.8), der Böschung und den Schutzplanken (Abschnitt 

B.4.2.10), dem Winterdienst (Abschnitt B.4.2.11) und der Sicherheit des Fußgänger- 

und Fahrradverkehrs (Abschnitt B.4.2.15). 

B.4.22.3 Einwender 3 (Interessengemeinschaft) 

Der Einwender hat mit Schreiben vom 06.11.2019 und mit (verspätetem) Schreiben 

vom 13.05.2020 nach von der Anhörungsbehörde gewährter Frist zur ergänzenden 

Stellungnahme bis zum 24.04.2020 mehrere Einwendungen erhoben.  
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Diese richten sich vorwiegend gegen die Variantenentscheidung, insbesondere geh 

es um die Umsetzung von Variante 1 (Abschnitt B.4.2.2), das Gefährdungspotential 

der Einmündung Wehrstraße/B465 (Abschnitt B.4.2.4), die Ein- und Ausfahrsituation 

in der Wehrstraße (Abschnitt B.4.2.5), die Sicherheit der bisherigen Situation 

(Abschnitt B.4.2.6), die geplante Straße (Abschnitt B.4.2.7), Begegnungsverkehr in 

der Wehrstraße (Abschnitt B.4.2.8), die Flächeninanspruchnahme (Abschnitt B.4.2.9), 

den Winterdienst Abschnitt (B.4.2.11), die Querungshilfe für Fußgänger (Abschnitt 

B.4.2.12) und verbotswidriges Parken (Abschnitt B.4.2.13). 

Weitere Einwendungen wurden bezüglich der Planrechtfertigung erhoben, 

insbesondere zur Berücksichtigung der Gewerbeeinheit (Abschnitt B.4.1.2). 

B.4.23 Vollzugskontrolle 

Wenn die Vorhabenträgerin mit der Realisierung eines festgestellten Vorhabens 

beginnt, ist sie an die Festsetzungen der Planfeststellung gebunden. Sie darf hiervon 

nicht abweichen und ist nicht berechtigt, nur Teile des festgestellten Vorhabens zu 

realisieren, es sei denn, dass der Plan nach § 76 VwVfG entsprechend geändert 

wurde. Zur Eröffnung der behördlichen Vollzugskontrolle des festgestellten 

Vorhabens hat die Vorhabenträgerin neben dem Baubeginn schließlich auch die 

Fertigstellung des Bauvorhabens dem Eisenbahn-Bundesamt schriftlich anzuzeigen. 

Die frühzeitig vorzulegende Baubeginnanzeige dient in diesem Zusammenhang 

insbesondere der Möglichkeit zur Aufsicht über die Erledigung von 

Nebenbestimmungen, die bereits vor Baubeginn zu erfüllen sind. Mit der 

Fertigstellungsanzeige ist von der Vorhabenträgerin zu erklären, dass sie die mit der 

Planfeststellung genehmigten Bauwerke ordnungsgemäß errichtet und alle 

auferlegten Nebenbestimmungen erfüllt hat oder ggf. wann eventuell noch 

verbleibende Nebenbestimmungen voraussichtlich erfüllt werden nebst Begründung 

für deren noch nicht erfolgte Umsetzung. 

B.5 Ges amtabwägung 

Am antragsgegenständlichen Vorhaben besteht ein öffentliches Interesse.  

Die Planfeststellungsbehörde hat die unterschiedlichen öffentlichen und privaten 

Belange ermittelt, alle Belange in die Abwägung eingestellt und diese gegeneinander 

und untereinander abgewogen. 

Die Planfeststellungsbehörde verkennt nicht, dass mit der Erneuerung des 

Bahnübergangs und insbesondere dem Neubau der Umfahrungsstraße auch 
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negative Auswirkungen auf private und öffentliche Interessen verbunden sind. Durch 

die Vorhabenplanung, die Zusagen der Vorhabenträgerin sowie die im 

Planfeststellungsbeschluss verfügten Nebenbestimmungen konnte jedoch 

sichergestellt werden, dass keine öffentlichen und privaten Belange in unzumutbarer 

Weise beeinträchtigt werden und die Belange im Hinblick auf eine wirksame 

Umweltvorsorge berücksichtigt wurden. Aus Sicht der Planfeststellungsbehörde 

wurden im Verfahren keine unüberwindbaren gegenläufigen öffentlichen und privaten 

Interessen geltend gemacht, die in der Abwägung zu einem anderen Ergebnis hätten 

führen müssen. 

Im Ergebnis ist die Planfeststellungsbehörde daher der Auffassung, dass die für die 

planfestgestellte Erneuerung des Bahnübergangs „Brucken II“ sprechenden Belange 

und der damit verbundenen Verbesserung der Verkehrssicherheit die von der 

Planung negativ betroffenen öffentlichen und privaten Belange überwiegen. Das 

planfestgestellte Bauvorhaben ist aus Gründen des Gemeinwohls objektiv notwendig. 

Das Vorhaben setzt sich auch gegen die widerstreitenden Belange der betroffenen 

Eigentümer, deren Grundstücke durch Grunderwerb oder Grunddienstbarkeiten 

dauerhaft oder vorübergehend in Anspruch genommen werden, durch. Tatsachen, 

die auf ein besonders hohes, über den Umstand des Eigentumsentzugs als solches 

hinausgehende Gewicht der Belange von Betroffenen hindeuten und im Rahmen der 

Abwägung nicht überwindbar sind, liegen insoweit nach Würdigung der 

Einwendungen und Stellungnahmen unter Berücksichtigung der angeordneten 

Nebenbestimmungen nicht vor. Die Vorhabenträgerin hat alle im Rahmen der 

substanziellen Planungsziele in Betracht kommenden Möglichkeiten ausgeschöpft, 

die einzelnen Grundstücksbetroffenen vor einer Flächeninanspruchnahme und 

sonstigen Nachteilen zu verschonen und insgesamt die Inanspruchnahme privaten 

Grundstückseigentums so gering wie möglich gehalten.  

Dem Vorhaben stehen zwingende Rechtsvorschriften bzw. unüberwindbare Belange 

nicht entgegen. Die eingehende Überprüfung und Abwägung der für das Vorhaben 

sprechenden öffentlichen Interessen gegen die durch das Vorhaben berührten 

öffentlichen und privaten Belange ergibt, dass sich das öffentliche Interesse an der 

Realisierung des Vorhabens gegen die widerstreitenden Rechtspositionen und 

Interessen durchsetzt. 

Die Planfeststellungsbehörde ist daher der Überzeugung, dass die von dem 

Vorhaben ausgehenden Beeinträchtigungen öffentlicher und privater Interessen 

insgesamt auf das unabdingbare Maß begrenzt werden. Die dennoch verbleibenden 
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Nachteile sind durch die verfolgte Zielsetzung gerechtfertigt und müssen im Interesse 

des Ganzen hingenommen werden. 

Die auferlegten Nebenbestimmungen sind nach Auffassung der 

Planfeststellungsbehörde zum Wohl der Allgemeinheit und zur Vermeidung 

nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer und der Umwelt erforderlich und 

verhältnismäßig.  

Die Planfeststellungsbehörde hat deshalb in Ausübung ihres 

Planfeststellungsermessens beschlossen, die vorliegenden Planunterlagen mit den 

genannten Nebenbestimmungen und Zusagen festzustellen. 

B.6 Sofortige  Vollziehung 

Der Planfeststellungsbeschluss ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar (§ 80 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 3a VwGO). 

B.7 Ents che idung über Gebühr und Aus lagen  

Die Entscheidung über die Gebühren und Auslagen beruht auf § 1 i. V. m. § 22 

Abs. 3 und 4 des Bundesgebührengesetzes (BGebG) i. V. m. der besonderen 

Gebührenverordnung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur 

für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen des Eisenbahn-Bundesamtes 

(Besondere Gebührenverordnung Eisenbahn-Bundesamt – EBA BGebV). Über die 

Höhe ergeht ein gesonderter Bescheid. 
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C. Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats 

nach Zustellung Klage beim 

Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 
Schubertstraße 11 
68165 Mannheim 

erhoben werden. 

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur 

Begründung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. 

 

Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart 
Stuttgart, den 30.11.2022 
Az. 591ppw/080-2018#013 
EVH-Nr. 3411812 
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